
Internationaler Terrorismus

GENERALVERSAMMLUNG – Gegenstand:
Internationales Übereinkommen zur Bekämp-
fung der Finanzierung des Terrorismus. – Re-
solution 54/109 vom 9. Dezember 1999

Die Generalversammlung,
– unter Hinweis auf alle ihre einschlägigen Reso-

lutionen, namentlich die Resolution 46/51 vom
9. Dezember 1991, die Resolution 49/60 vom
9. Dezember 1994, mit der sie die Erklärung
über Maßnahmen zur Beseitigung des interna-
tionalen Terrorismus verabschiedet hat, sowie
die Resolutionen 51/210 vom 17. Dezember
1996 und 53/108 vom 8. Dezember 1998,

– nach Behandlung des Wortlauts des Entwurfs
des internationalen Übereinkommens zur Be-
kämpfung der Finanzierung des Terrorismus,
der von dem mit Resolution 51/210 der Gene-
ralversammlung vom 17. Dezember 1996 ein-
gesetzten Ad-hoc-Ausschuß und der Arbeits-
gruppe des Sechsten Ausschusses erarbeitet
wurde,

1. verabschiedet das Internationale Übereinkom-
men zur Bekämpfung der Finanzierung des
Terrorismus, das dieser Resolution als Anlage
beigefügt ist, und ersucht den Generalsekretär,
es vom 10. Januar 2000 bis zum 31. Dezember
2001 am Amtssitz der Vereinten Nationen in
New York zur Unterzeichnung aufzulegen;

2. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, das
Übereinkommen zu unterzeichnen und zu rati-
fizieren, es anzunehmen, zu genehmigen oder
ihm beizutreten.

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Abstim-
mung angenommen.

ANLAGE

Internationales Übereinkommen zur
Bekämpfung der Finanzierung 

des Terrorismus

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens,
– eingedenk der Ziele und Grundsätze der Charta

der Vereinten Nationen betreffend die Wah-
rung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit und die Förderung guter Nach-
barschaft, freundschaftlicher Beziehungen und
der Zusammenarbeit zwischen den Staaten,

– zutiefst besorgt über die weltweite Eskalation
terroristischer Handlungen aller Arten und Er-
scheinungsformen,

– unter Hinweis auf die in der Resolution 50/6
der Generalversammlung vom 24. Oktober
1995 enthaltene Erklärung anläßlich des fünf-
zigsten Jahrestages der Vereinten Nationen,

– sowie unter Hinweis auf alle einschlägigen Re-
solutionen der Generalversammlung zu die-
ser Frage, einschließlich der Resolution 49/60

vom 9. Dezember 1994 und deren Anlage mit
der Erklärung über Maßnahmen zur Beseiti-
gung des internationalen Terrorismus, in der
die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen er-
neut feierlich erklärt haben, daß sie alle terrori-
stischen Handlungen, Methoden und Praktiken
unmißverständlich als kriminell und nicht zu
rechtfertigen verurteilen, gleichviel wo und
von wem sie begangen werden, insbesondere
auch diejenigen, welche die freundschaftlichen
Beziehungen zwischen den Staaten und den
Völkern gefährden und die territoriale Unver-
sehrtheit und die Sicherheit der Staaten bedro-
hen,

– im Hinblick darauf, daß die Staaten in der Er-
klärung über Maßnahmen zur Beseitigung des
internationalen Terrorismus außerdem ermu-
tigt werden, den Anwendungsbereich der beste-
henden völkerrechtlichen Bestimmungen über
die Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung
des Terrorismus in allen seinen Formen und
Ausprägungen dringend zu überprüfen, um si-
cherzustellen, daß es einen umfassenden recht-
lichen Rahmen gibt, der alle Aspekte der Frage
erfaßt,

– unter Hinweis auf Ziffer 3 Buchstabe f der Re-
solution 51/210 der Generalversammlung vom
17. Dezember 1996, in der die Versammlung
alle Staaten aufgefordert hat, Maßnahmen zu
ergreifen, um durch geeignete innerstaatliche
Maßnahmen die Finanzierung von Terroristen
und terroristischen Organisationen zu verhin-
dern und zu bekämpfen, gleichviel ob diese un-
mittelbar oder mittelbar durch Organisationen
erfolgt, die auch wohltätigen, sozialen oder
kulturellen Zielen dienen oder vorgeben, dies
zu tun, oder die auch rechtswidrigen Tätigkei-
ten nachgehen wie unerlaubtem Waffenhandel,
Drogenhandel und unlauteren Geschäften,
einschließlich der Ausbeutung von Personen
zur Finanzierung terroristischer Tätigkeiten,
und insbesondere gegebenenfalls die Ergrei-
fung ordnungsrechtlicher Maßnahmen zu er-
wägen, um Bewegungen finanzieller Mittel 
zu verhindern und zu bekämpfen, bei denen 
der Verdacht besteht, daß sie terroristischen
Zwecken dienen sollen, und dabei die Freiheit
rechtmäßiger Kapitalbewegungen in keiner
Weise zu beeinträchtigen, und den Austausch
von Informationen über internationale Bewe-
gungen solcher finanzieller Mittel zu verstär-
ken,

– sowie unter Hinweis auf die Resolution 52/165
der Generalversammlung vom 15. Dezember
1997, in der die Versammlung die Staaten auf-
gefordert hat, insbesondere die Umsetzung der
in Ziffer 3 Buchstaben a bis f ihrer Resolution
51/210 genannten Maßnahmen zu erwägen,

– ferner unter Hinweis auf die Resolution 53/108
der Generalversammlung vom 8. Dezember
1998, in der die Versammlung beschlossen hat,
daß der mit Resolution 51/210 der Generalver-
sammlung vom 17. Dezember 1996 eingesetz-

te Ad-hoc-Ausschuß als Ergänzung zu den
diesbezüglich bereits bestehenden internatio-
nalen Übereinkünften den Entwurf eines inter-
nationalen Übereinkommens zur Bekämpfung
der Finanzierung des Terrorismus ausarbeiten
soll,

– in der Erwägung, daß die Finanzierung des
Terrorismus der gesamten internationalen Ge-
meinschaft Anlaß zu ernster Besorgnis gibt,

– im Hinblick darauf, daß die Anzahl und die
Schwere der internationalen terroristischen
Handlungen von der den Terroristen zugängli-
chen Finanzierung abhängen,

– sowie im Hinblick darauf, daß die bestehenden
multilateralen Übereinkünfte diese Finanzie-
rung nicht angemessen behandeln,

– in der Überzeugung, daß es dringend notwen-
dig ist, die internationale Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten bei der Ausarbeitung und
Annahme wirksamer Maßnahmen zur Verhü-
tung der Finanzierung des Terrorismus sowie
zu deren Bekämpfung durch die strafrechtliche
Verfolgung und die Bestrafung der Urheber zu
verstärken,

> sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1
Im Sinne dieses Übereinkommens
1. bedeutet der Ausdruck ›finanzielle Mittel‹ Ver-
mögensgegenstände jeder Art, materielle oder im-
materielle, bewegliche oder unbewegliche, wie
auch immer diese erworben wurden, sowie rechts-
erhebliche Schriftstücke oder Urkunden jedwe-
der, einschließlich elektronischer oder digitaler,
Form, die das Recht auf solche Vermögensgegen-
stände oder Rechte daran belegen, darunter, ohne
darauf beschränkt zu sein, Bankkredite, Reise-
schecks, Bankschecks, Zahlungsanweisungen, Ak-
tien, Wertpapiere, Schuldverschreibungen, Wech-
sel und Akkreditive.
2. bedeutet der Ausdruck ›staatliche oder öffentli-
che Einrichtung‹ alle ständigen oder vorüberge-
henden Einrichtungen und Beförderungsmittel, die
von Vertretern eines Staates, Mitgliedern der Re-
gierung, der Legislative oder der Richterschaft
oder von Amtsträgern oder Bediensteten eines
Staates oder einer sonstigen öffentlichen Behörde
oder Stelle oder von Bediensteten oder Amtsträ-
gern einer zwischenstaatlichen Organisation im
Zusammenhang mit ihren amtlichen Aufgaben be-
nutzt werden oder in denen sich diese im Zusam-
menhang mit ihren amtlichen Aufgaben befinden.
3. bedeutet der Ausdruck ›Erträge‹ alle finanziel-
len Mittel, die unmittelbar oder mittelbar aus der
Begehung einer in Artikel 2 genannten Straftat
stammen oder dadurch erzielt wurden.

Artikel 2
1. Eine Straftat im Sinne dieses Übereinkommens
begeht, wer gleichviel durch welches Mittel, un-
mittelbar oder mittelbar, widerrechtlich und vor-
sätzlich finanzielle Mittel bereitstellt oder sammelt
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mit der Absicht oder in Kenntnis dessen, daß 
sie ganz oder teilweise dazu verwendet werden, 
um
a) eine Handlung vorzunehmen, die eine Straftat

innerhalb des Anwendungsbereichs und nach
der Begriffsbestimmung einer der in der Anla-
ge aufgeführten Übereinkünfte darstellt, oder 

b) eine andere Handlung vorzunehmen, die den
Tod oder eine schwere Körperverletzung einer
Zivilperson oder einer anderen Person, die in
einem bewaffneten Konflikt nicht aktiv an den
Feindseligkeiten teilnimmt, herbeiführen soll,
wenn diese Handlung auf Grund ihres Wesens
oder der Umstände darauf abzielt, eine Bevöl-
kerungsgruppe einzuschüchtern oder eine Re-
gierung oder eine internationale Organisation
zu einem Tun oder Unterlassen zu nötigen.

2.a) Bei der Hinterlegung seiner Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde kann ein Vertragsstaat, der nicht Ver-
tragspartei einer der in der Anlage aufgeführ-
ten Übereinkünfte ist, erklären, daß die betref-
fende Übereinkunft bei der Anwendung dieses
Übereinkommens auf den Vertragsstaat als
nicht in der in Absatz 1 Buchstabe a genannten
Anlage aufgeführt gilt. Diese Erklärung wird
ungültig, sobald die Übereinkunft für den Ver-
tragsstaat in Kraft tritt, was dieser dem Ver-
wahrer notifiziert;

b) Ist ein Vertragsstaat nicht mehr Vertragspartei
einer der in der Anlage aufgeführten Überein-
künfte, so kann er in bezug auf diese Überein-
kunft eine Erklärung nach diesem Artikel ab-
geben.

3. Die tatsächliche Verwendung der finanziellen
Mittel zur Begehung einer in Absatz 1 Buchstabe a
oder b genannten Straftat ist nicht Voraussetzung
für die Einstufung einer Handlung als Straftat im
Sinne des Absatzes 1.
4. Eine Straftat begeht auch, wer versucht, eine in
Absatz 1 genannte Straftat zu begehen.
5. Eine Straftat begeht auch, wer
a) als Mittäter oder Gehilfe an einer in Absatz 1

oder 4 genannten Straftat teilnimmt;
b) die Begehung einer in Absatz 1 oder 4 genann-

ten Straftat organisiert oder ihre Begehung
durch andere anordnet;

c) zur Begehung einer oder mehrerer in Absatz 1
oder 4 genannter Straftaten durch eine mit ei-
nem gemeinsamen Ziel handelnde Gruppe von
Personen beiträgt. Ein derartiger Beitrag muß
vorsätzlich sein und entweder
i) mit dem Ziel geleistet werden, die krimi-

nelle Tätigkeit oder die strafbare Absicht
der Gruppe zu fördern, soweit sich diese
auf die Begehung einer in Absatz 1 ge-
nannten Straftat beziehen, oder 

ii) in Kenntnis des Vorsatzes der Gruppe, eine
in Absatz 1 genannte Straftat zu begehen,
geleistet werden.

Artikel 3
Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung,
wenn die Straftat in einem einzigen Staat begangen
wird, der Verdächtige Angehöriger dieses Staates
ist und sich im Hoheitsgebiet dieses Staates befin-
det und kein anderer Staat nach Artikel 7 Absatz 1
oder 2 seine Gerichtsbarkeit begründen kann, wo-
bei in diesen Fällen die Bestimmungen der Artikel
12 bis 18 jedoch gegebenenfalls Anwendung fin-
den.

Artikel 4
Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maß-
nahmen, um
a) die in Artikel 2 genannten Handlungen nach

seinem innerstaatlichen Recht als Straftaten zu
umschreiben;

b) diese Straftaten mit angemessenen Strafen zu
bedrohen, welche die Schwere der Tat berück-
sichtigen.

Artikel 5
1. Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung
mit seinen innerstaatlichen Rechtsgrundsätzen die
notwendigen Maßnahmen, um eine in seinem Ho-
heitsgebiet befindliche oder nach seinem Recht ge-
gründete juristische Person zur Verantwortung
ziehen zu können, wenn eine für die Leitung oder
Kontrolle dieser juristischen Person zuständige
Person in dieser Eigenschaft eine in Artikel 2 ge-
nannte Straftat begangen hat. Diese Verantwor-
tung kann strafrechtlicher, zivilrechtlicher oder
verwaltungsrechtlicher Art sein.
2. Diese Verantwortung besteht unbeschadet der
strafrechtlichen Verantwortung von Einzelperso-
nen, welche die Straftaten begangen haben.
3. Jeder Vertragsstaat stellt insbesondere sicher,
daß die nach Absatz 1 verantwortlichen juristi-
schen Personen wirksamen, angemessenen und 
abschreckenden strafrechtlichen, zivilrechtlichen
oder verwaltungsrechtlichen Sanktionen unterlie-
gen. Diese können auch Geldsanktionen mit
einschließen.

Artikel 6
Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maß-
nahmen, einschließlich, wenn dies zweckmäßig
ist, Maßnahmen der innerstaatlichen Gesetzge-
bung, um sicherzustellen, daß strafbare Handlun-
gen im Sinne dieses Übereinkommens unter kei-
nen Umständen durch politische, weltanschauli-
che, ideologische, rassische, ethnische, religiöse
oder sonstige ähnliche Erwägungen gerechtfertigt
werden können.

Artikel 7
1. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maß-
nahmen, um seine Gerichtsbarkeit über die in Arti-
kel genannten Straftaten zu begründen,
a) wenn die Straftat im Hoheitsgebiet dieses Staa-

tes begangen worden ist;
b) wenn die Straftat an Bord eines Schiffes, das

zur Tatzeit die Flagge dieses Staates führt, oder
eines Luftfahrzeugs, das zur Tatzeit nach dem
Recht dieses Staates eingetragen ist, begangen
worden ist oder

c) wenn die Straftat von einem Angehörigen die-
ses Staates begangen worden ist.

2. Ein Vertragsstaat kann seine Gerichtsbarkeit
über solche Straftaten auch begründen,
a) wenn die Straftat die Begehung einer in Artikel

2 Absatz 1 Buchstabe a oder b genannten
Straftat im Hoheitsgebiet oder gegen einen An-
gehörigen dieses Staates zum Ziel oder zum
Ergebnis hatte;

b) wenn die Straftat die Begehung einer in Artikel
2 Absatz 1 Buchstabe a oder b genannten
Straftat gegen eine staatliche oder öffentli-
che Einrichtung dieses Staates im Ausland,
einschließlich diplomatischer oder konsulari-
scher Räumlichkeiten, zum Ziel oder zum 
Ergebnis hatte;

c) wenn die Straftat die Begehung einer in Artikel
2 Absatz 1 Buchstabe a oder b genannten
Straftat in der Absicht, diesen Staat zu einem
Tun oder Unterlassen zu nötigen, zum Ziel
oder zum Ergebnis hatte;

d) wenn die Straftat von einer staatenlosen Person
begangen worden ist, die ihren gewöhnlichen
Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses Staates hat;

e) wenn die Straftat an Bord eines Luftfahrzeugs

begangen worden ist, das von der Regierung
dieses Staates betrieben wird.

3. Bei der Ratifikation, Annahme oder Genehmi-
gung dieses Übereinkommens oder dem Beitritt zu
diesem notifiziert jeder Vertragsstaat dem Gene-
ralsekretär der Vereinten Nationen, daß er seine
Gerichtsbarkeit in Übereinstimmung mit Absatz 2
begründet hat. Etwaige Änderungen notifiziert der
betreffende Vertragsstaat umgehend dem General-
sekretär.
4. Jeder Vertragsstaat trifft ebenso die notwendi-
gen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit über
die in Artikel 2 genannten Straftaten für den Fall
zu begründen, daß der Verdächtige sich in seinem
Hoheitsgebiet befindet und er ihn nicht an einen
der Vertragsstaaten ausliefert, die in Übereinstim-
mung mit Absatz 1 oder 2 ihre Gerichtsbarkeit be-
gründet haben.
5. Beansprucht mehr als ein Vertragsstaat die Ge-
richtsbarkeit über in Artikel 2 genannte Straftaten,
so bemühen sich die betreffenden Vertragsstaaten,
ihre Maßnahmen insbesondere in bezug auf die
Bedingungen für die Strafverfolgung und die Mo-
dalitäten der Rechtshilfe in geeigneter Weise auf-
einander abzustimmen.
6. Unbeschadet der Regeln des allgemeinen Völ-
kerrechts schließt dieses Übereinkommen die Aus-
übung einer Strafgerichtsbarkeit, die von einem
Vertragsstaat nach innerstaatlichem Recht begrün-
det ist, nicht aus.

Artikel 8
1. Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung
mit seinen innerstaatlichen Rechtsgrundsätzen ge-
eignete Maßnahmen, um für die Begehung der in
Artikel 2 genannten Straftaten verwendete oder
bestimmte finanzielle Mittel sowie die aus diesen
Straftaten stammenden Erträge zu ermitteln, ein-
zufrieren oder zu beschlagnahmen, damit sie gege-
benenfalls eingezogen werden können.
2. Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung
mit seinen innerstaatlichen Rechtsgrundsätzen ge-
eignete Maßnahmen zur Einziehung der für die
Begehung der in Artikel 2 genannten Straftaten
verwendeten oder bestimmten finanziellen Mittel
sowie der aus diesen Straftaten stammenden Er-
träge.
3. Jeder betroffene Vertragsstaat kann in Erwä-
gung ziehen, Übereinkünfte über die regelmäßige
oder von Fall zu Fall beschlossene Aufteilung der
aus der Einziehung nach diesem Artikel stammen-
den finanziellen Mittel mit anderen Vertragsstaa-
ten zu schließen.
4. Jeder Vertragsstaat erwägt die Schaffung von
Mechanismen, durch welche die aus den Einzie-
hungen nach diesem Artikel stammenden finanzi-
ellen Mittel dazu verwendet werden, die Opfer der
in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a oder b genannten
Straftaten oder deren Familien zu entschädigen.
5. Dieser Artikel findet unbeschadet der Rechte
gutgläubiger Dritter Anwendung.

Artikel 9
1. Erhält ein Vertragsstaat Informationen, wonach
eine Person, die eine in Artikel 2 genannte Straftat
begangen hat oder verdächtigt wird, eine solche
begangen zu haben, sich möglicherweise in sei-
nem Hoheitsgebiet befindet, so trifft er die nach
seinem innerstaatlichen Recht erforderlichen
Maßnahmen, um den ihm zur Kenntnis gebrachten
Sachverhalt zu untersuchen.
2. Hält der Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet
sich der Täter oder der Verdächtige befindet, es in
Anbetracht der Umstände für gerechtfertigt, so
trifft er nach seinem innerstaatlichen Recht die ge-
eigneten Maßnahmen, um die Anwesenheit des
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Betreffenden zum Zweck der Strafverfolgung oder
der Auslieferung sicherzustellen.
3. Jeder, gegen den die in Absatz 2 genannten
Maßnahmen getroffen werden, ist berechtigt,
a) unverzüglich mit dem nächsten zuständigen

Vertreter des Staates, dessen Angehöriger er ist
oder der sonst zur Wahrung seiner Rechte be-
fugt ist, oder, wenn der Betreffende staatenlos
ist, des Staates, in dem er seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat, in Verbindung zu treten;

b) den Besuch eines Vertreters dieses Staates zu
empfangen;

c) über seine Rechte nach den Buchstaben a und b
unterrichtet zu werden.

4. Die in Absatz 3 genannten Rechte werden in
Übereinstimmung mit den Gesetzen und sonstigen
Vorschriften des Staates ausgeübt, in dessen Ho-
heitsgebiet sich der Täter oder der Verdächtige be-
findet, wobei jedoch diese Gesetze und sonstigen
Vorschriften die volle Verwirklichung der Zwecke
gestatten müssen, für welche die Rechte nach Ab-
satz 3 gewährt werden.
5. Die Absätze 3 und 4 lassen das Recht jedes Ver-
tragsstaats, der nach Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe
b oder Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b Anspruch
auf Gerichtsbarkeit hat, unberührt, das Internatio-
nale Komitee vom Roten Kreuz zu bitten, mit dem
Verdächtigen in Verbindung zu treten und ihn zu
besuchen.
6. Hat ein Vertragsstaat eine Person auf Grund
dieses Artikels in Haft genommen, so zeigt er un-
verzüglich den Vertragsstaaten, die in Überein-
stimmung mit Artikel 7 Absatz 1 oder 2 ihre Ge-
richtsbarkeit begründet haben, sowie, wenn er es
für angebracht hält, jedem anderen interessierten
Vertragsstaat unmittelbar oder über den General-
sekretär der Vereinten Nationen die Tatsache, daß
diese Person in Haft ist, und die Umstände an, 
welche die Haft rechtfertigen. Der Staat, der die
Untersuchung nach Absatz 1 durchführt, unter-
richtet die genannten Vertragsstaaten umgehend
über das Ergebnis der Untersuchung und teilt ih-
nen mit, ob er seine Gerichtsbarkeit auszuüben be-
absichtigt.

Artikel 10
1. Der Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet der
Verdächtige sich befindet, ist in Fällen, auf die Ar-
tikel 7 Anwendung findet, wenn er ihn nicht aus-
liefert, verpflichtet, den Fall ohne irgendeine Aus-
nahme und unabhängig davon, ob die Tat in sei-
nem Hoheitsgebiet begangen wurde, ohne unge-
bührliche Verzögerung seinen zuständigen Behör-
den zum Zweck der Strafverfolgung in einem Ver-
fahren nach seinem Recht zu unterbreiten. Diese
Behörden treffen ihre Entscheidung in der glei-
chen Weise wie im Fall einer anderen Straftat
schwerer Art nach dem Recht dieses Staates.
2. Darf ein Vertragsstaat nach seinem innerstaatli-
chen Recht eigene Staatsangehörige nur unter dem
Vorbehalt ausliefern oder überstellen, daß der Be-
treffende an diesen Staat zurücküberstellt wird, um
dort die Strafe zu verbüßen, die als Ergebnis des
Gerichts- oder anderen Verfahrens verhängt wird,
dessentwegen um seine Auslieferung oder Über-
stellung ersucht wurde, und sind dieser Staat und
der um Auslieferung ersuchende Staat mit dieser
Vorgehensweise und etwaigen anderen Bedingun-
gen, die sie für zweckmäßig erachten, einverstan-
den, so gilt die in Absatz 1 genannte Verpflichtung
mit dieser bedingten Auslieferung oder Überstel-
lung als erfüllt.

Artikel 11
1. Die in Artikel 2 genannten Straftaten gelten als
in jeden zwischen Vertragsstaaten vor dem In-

krafttreten dieses Übereinkommens bestehenden
Auslieferungsvertrag einbezogene, der Ausliefe-
rung unterliegende Straftaten. Die Vertragsstaaten
verpflichten sich, diese Straftaten als der Ausliefe-
rung unterliegende Straftaten in jeden künftig zwi-
schen ihnen zu schließenden Auslieferungsvertrag
aufzunehmen.
2. Erhält ein Vertragsstaat, der die Auslieferung
vom Bestehen eines Vertrags abhängig macht, ein
Auslieferungsersuchen von einem anderen Ver-
tragsstaat, mit dem er keinen Auslieferungsvertrag
hat, so steht es ihm frei, dieses Übereinkommen in
bezug auf die in Artikel 2 genannten Straftaten als
Rechtsgrundlage für die Auslieferung anzusehen.
Die Auslieferung unterliegt im übrigen den im
Recht des ersuchten Staates vorgesehenen Bedin-
gungen.
3. Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht
vom Bestehen eines Vertrages abhängig machen,
erkennen unter sich die in Artikel 2 genann-
ten Straftaten als der Auslieferung unterliegende
Straftaten vorbehaltlich der im Recht des ersuch-
ten Staates vorgesehenen Bedingungen an.
4. Falls erforderlich, werden die in Artikel 2 ge-
nannten Straftaten für die Zwecke der Ausliefe-
rung zwischen Vertragsstaaten so behandelt, als
seien sie nicht nur an dem Ort, an dem sie sich er-
eignet haben, sondern auch in den Hoheitsgebieten
der Staaten begangen worden, die ihre Gerichts-
barkeit nach Artikel 7 Absätze 1 und 2 begründet
haben.
5. Die Bestimmungen aller Auslieferungsverträge
und -übereinkommen zwischen den Vertragsstaa-
ten gelten hinsichtlich der in Artikel 2 genannten
Straftaten als im Verhältnis zwischen den Ver-
tragsstaaten geändert, soweit sie mit diesem Über-
einkommen unvereinbar sind.

Artikel 12
1. Die Vertragsstaaten gewähren einander die
weitestgehende Hilfe im Zusammenhang mit straf-
rechtlichen Ermittlungen, Strafverfahren oder Aus-
lieferungsverfahren in bezug auf die in Artikel 2
genannten Straftaten, einschließlich der Hilfe bei
der Beschaffung der in ihrem Besitz befindlichen
und für das Verfahren erforderlichen Beweismit-
tel.
2. Die Vertragsstaaten dürfen ein Ersuchen um
Rechtshilfe nicht unter Berufung auf das Bankge-
heimnis ablehnen.
3. Der ersuchende Vertragsstaat darf Informatio-
nen oder Beweismittel, die von dem ersuchten
Vertragsstaat zur Verfügung gestellt wurden, nicht
ohne dessen vorherige Zustimmung für Ermittlun-
gen, Strafverfolgungen oder Verfahren, die nicht
in dem Ersuchen genannt werden, weitergeben
oder verwenden.
4. Jeder Vertragsstaat kann die Schaffung von
Mechanismen erwägen, um Informationen oder
Beweismittel, die zur Begründung strafrechtlicher,
zivilrechtlicher oder verwaltungsrechtlicher Ver-
antwortung nach Artikel 5 erforderlich sind, an 
andere Vertragsstaaten weiterzugeben.
5. Die Vertragsstaaten erfüllen ihre Verpflichtun-
gen nach den Absätzen 1 und 2 im Einklang mit
den zwischen ihnen bestehenden Verträgen oder
sonstigen Übereinkünften über die gegenseitige
Rechtshilfe oder den Informationsaustausch. In
Ermangelung solcher Verträge oder sonstigen
Übereinkünfte gewähren die Vertragsstaaten ein-
ander Rechtshilfe nach ihrem innerstaatlichen
Recht.

Artikel 13
Für die Zwecke der Auslieferung oder der Rechts-
hilfe wird keine der in Artikel 2 genannten Strafta-

ten als fiskalische Straftat angesehen. Daher kön-
nen Vertragsstaaten ein Ersuchen um Ausliefe-
rung oder Rechtshilfe nicht allein mit der Begrün-
dung ablehnen, daß es eine fiskalische Straftat be-
trifft.

Artikel 14
Für die Zwecke der Auslieferung oder der Rechts-
hilfe wird keine der in Artikel 2 genannten Strafta-
ten als politische Straftat oder als eine mit einer
solchen zusammenhängende Straftat oder als eine
aus politischen Beweggründen begangene Straftat
angesehen. Daher kann ein Ersuchen um Auslie-
ferung oder Rechtshilfe, das auf einer solchen
Straftat beruht, nicht allein mit der Begründung
abgelehnt werden, daß es eine politische Straftat
oder eine mit einer solchen zusammenhängende
Straftat oder eine aus politischen Beweggründen
begangene Straftat betrifft.

Artikel 15
Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen,
als begründe es eine Verpflichtung zur Ausliefe-
rung oder zur Leistung von Rechtshilfe, wenn der
ersuchte Vertragsstaat ernstliche Gründe zu der
Annahme hat, daß das Auslieferungsersuchen we-
gen in Artikel 2 genannter Straftaten oder das
Rechtshilfeersuchen in bezug auf solche Straftaten
gestellt worden ist, um eine Person wegen ihrer
Rasse, ihrer Religion, ihrer Staatsangehörigkeit,
ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer politischen
Anschauungen zu verfolgen oder zu bestrafen,
oder daß die Lage dieser Person aus einem dieser
Gründe erschwert werden könnte, wenn dem Ersu-
chen stattgegeben würde.

Artikel 16
1. Eine Person, die im Hoheitsgebiet eines Ver-
tragsstaats in Haft gehalten wird oder eine Strafe
verbüßt und um deren Anwesenheit in einem ande-
ren Vertragsstaat zum Zweck der Identifizierung,
der Vernehmung oder einer sonstigen Form der
Rechtshilfe bei der Beweiserhebung im Rahmen
von Ermittlungen oder der Strafverfolgung wegen
in Artikel 2 genannter Straftaten ersucht wird, darf
unter den folgenden Bedingungen überstellt wer-
den:
a) die betreffende Person gibt aus freien Stücken

in Kenntnis sämtlicher Umstände ihre Zustim-
mung;

b) die zuständigen Behörden beider Staaten stim-
men unter den von diesen Staaten für geeignet
erachteten Bedingungen zu.

2. Für die Zwecke dieses Artikels gilt:
a) Der Staat, an den die betreffende Person über-

stellt wird, ist befugt und verpflichtet, die über-
stellte Person in Haft zu halten, sofern der
Staat, von dem sie überstellt wurde, nichts an-
deres verlangt oder genehmigt;

b) der Staat, an den die betreffende Person über-
stellt wird, kommt entsprechend der vorheri-
gen oder sonstigen Vereinbarung der zuständi-
gen Behörden beider Staaten ohne Verzöge-
rung seiner Verpflichtung nach, die Person
wieder in den Gewahrsam des Staates zu über-
geben, von dem sie überstellt wurde;

c) der Staat, an den die betreffende Person über-
stellt wird, darf von dem Staat, von dem sie
überstellt wurde, nicht verlangen, zur Rück-
überstellung dieser Person ein Auslieferungs-
verfahren einzuleiten;

d) der überstellten Person wird die in dem Staat,
an den sie überstellt wurde, verbrachte Haftzeit
auf die Strafe angerechnet, die sie in dem Staat,
von dem sie überstellt wurde, zu verbüßen hat.

3. Sofern nicht der Vertragsstaat, von dem eine
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Person nach diesem Artikel überstellt werden soll,
zustimmt, darf diese Person, gleichviel welche
Staatsangehörigkeit sie besitzt, im Hoheitsgebiet
des Staates, an den sie überstellt wird, wegen
Handlungen oder Verurteilungen, die vor ihrer
Ausreise aus dem Hoheitsgebiet des Staates, von
dem sie überstellt wurde, erfolgten, nicht straf-
rechtlich verfolgt, in Haft genommen oder einer
sonstigen Einschränkung ihrer persönlichen Frei-
heit unterworfen werden.

Artikel 17
Einer Person, die nach diesem Übereinkommen 
in Haft genommen wird oder gegen die nach die-
sem Übereinkommen andere Maßnahmen ergrif-
fen werden oder ein Verfahren eingeleitet wird, ist
eine gerechte Behandlung zu gewährleisten, die
den Genuß aller Rechte und Garantien im Einklang
mit dem Recht des Staates, in dessen Hoheitsge-
biet sie sich befindet, und mit den anwendbaren
Bestimmungen des Völkerrechts, einschließlich
derer über die Menschenrechte, einschließt.

Artikel 18
1. Die Vertragsstaaten arbeiten bei der Verhütung
der in Artikel 2 genannten Straftaten zusammen,
indem sie alle durchführbaren Maßnahmen treffen,
unter anderem, indem sie erforderlichenfalls ihre
innerstaatlichen Rechtsvorschriften anpassen, um
Vorbereitungen in ihren jeweiligen Hoheitsgebie-
ten für die Begehung dieser Straftaten innerhalb
oder außerhalb ihrer Hoheitsgebiete zu verhindern
und zu bekämpfen, einschließlich
a) Maßnahmen, um in ihren Hoheitsgebieten

rechtswidrige Tätigkeiten von Personen und
Organisationen zu verbieten, die wissentlich
zur Begehung der in Artikel 2 genannten Straf-
taten ermutigen, anstiften, diese organisieren
oder selbst begehen;

b) Maßnahmen, durch die Finanzinstitutionen und
andere mit Finanzgeschäften befaßte Branchen
verpflichtet werden, die wirksamsten zur Ver-
fügung stehenden Maßnahmen zu ergreifen,
um ihre Stamm- und Gelegenheitskunden so-
wie Kunden, in deren Interesse Konten eröffnet
werden, zu identifizieren sowie ihr besonderes
Augenmerk auf ungewöhnliche oder verdäch-
tige Geschäfte zu richten und Geschäfte zu
melden, bei denen Verdacht besteht, daß sie
auf eine kriminelle Tätigkeit zurückzuführen
sind. Zu diesem Zweck erwägen die Vertrags-
staaten,
i) Vorschriften zu erlassen, durch welche die

Eröffnung von Konten, deren Inhaber oder
Nutznießer nicht identifiziert oder nicht
identifizierbar sind, verboten wird, sowie
Maßnahmen zu beschließen, durch die ge-
währleistet wird, daß diese Institutionen
die Identität der tatsächlichen Träger dieser
Geschäfte überprüfen;

ii) hinsichtlich der Identifizierung von juristi-
schen Personen Finanzinstitutionen zu ver-
pflichten, erforderlichenfalls Maßnahmen
zu ergreifen, um die rechtliche Existenz
und die Struktur des Kunden zu überprü-
fen, indem sie sich aus einem amtlichen
Verzeichnis oder von dem Kunden oder
aus beiden Quellen den Nachweis der
Gründung erbringen lassen; dazu gehören
auch Angaben über den Namen des Kun-
den, die Rechtsform, die Anschrift, die 
Geschäftsführer und über Bestimmungen
über die Befugnis, Verpflichtungen für die
juristische Person einzugehen;

iii) Vorschriften zu erlassen, durch die Finan-
zinstitutionen die Verpflichtung auferlegt

wird, den zuständigen Behörden umge-
hend alle komplexen und ungewöhnlich
umfangreichen Geschäfte sowie alle unge-
wöhnlichen Geschäftsmuster, die keinen
erkennbar wirtschaftlichen oder offenkun-
dig rechtmäßigen Zweck haben, zu mel-
den, ohne dabei befürchten zu müssen, 
wegen Nichtbeachtung einer Beschrän-
kung der Offenlegung von Informationen
strafrechtlich oder zivilrechtlich zur Ver-
antwortung gezogen zu werden, wenn sie
ihren Verdacht in gutem Glauben mel-
den;

iv) Finanzinstitutionen zu verpflichten, alle er-
forderlichen Unterlagen über Inlands- wie
auch Auslandsgeschäfte mindestens fünf
Jahre lang aufzubewahren.

2. Die Vertragsstaaten arbeiten ferner bei der Ver-
hütung der in Artikel 2 genannten Straftaten zu-
sammen, indem sie folgendes erwägen:
a) Maßnahmen zur Beaufsichtigung aller Einrich-

tungen, die Geldüberweisungen vornehmen,
einschließlich der Zulassung solcher Einrich-
tungen;

b) praktisch durchführbare Maßnahmen zur Auf-
deckung oder Überwachung des grenzüber-
schreitenden Transports von Bargeld und be-
gebbaren Inhaberpapieren, die strengen Sicher-
heitsbestimmungen zur Gewährleistung der
ordnungsgemäßen Verwendung von Informa-
tionen unterliegen und in keiner Weise den
freien Kapitalverkehr behindern.

3. Die Vertragsstaaten arbeiten ferner bei der Ver-
hütung der in Artikel 2 genannten Straftaten zu-
sammen, indem sie genaue, nachgeprüfte Informa-
tionen im Einklang mit ihrem innerstaatlichen
Recht austauschen und Verwaltungs- und andere
Maßnahmen, die sie gegebenenfalls treffen, um
die Begehung von in Artikel 2 genannten Strafta-
ten zu verhindern, miteinander abstimmen; dies
geschieht insbesondere durch
a) die Schaffung und Aufrechterhaltung von

Kommunikationswegen zwischen ihren zu-
ständigen Stellen und Diensten, um den siche-
ren und raschen Austausch von Informationen
über alle Aspekte der in Artikel 2 genannten
Straftaten zu erleichtern;

b) Zusammenarbeit bei der Durchführung von Er-
mittlungen in bezug auf die in Artikel 2 ge-
nannten Straftaten betreffend
i) die Identität, den Aufenthaltsort und die

Tätigkeiten von Personen, bei denen ein
hinreichender Verdacht besteht, daß sie an
solchen Straftaten beteiligt sind;

ii) die Bewegung von finanziellen Mitteln im
Zusammenhang mit der Begehung solcher
Straftaten.

4. Die Vertragsstaaten können über die Internatio-
nale Kriminalpolizeiliche Organisation (Interpol)
Informationen austauschen.

Artikel 19
Der Vertragsstaat, in dem der Verdächtige straf-
rechtlich verfolgt wird, teilt nach seinem inner-
staatlichen Recht oder nach den anwendbaren Ver-
fahren den Ausgang des Verfahrens dem General-
sekretär der Vereinten Nationen mit; dieser unter-
richtet die anderen Vertragsstaaten.

Artikel 20
Die Vertragsstaaten erfüllen ihre Verpflichtungen
nach diesem Übereinkommen in einer Weise, die
mit den Grundsätzen der souveränen Gleichheit
und territorialen Unversehrtheit der Staaten sowie
der Nichteinmischung in die inneren Angelegen-
heiten anderer Staaten vereinbar ist.

Artikel 21
Dieses Übereinkommen berührt nicht die sonsti-
gen Rechte, Verpflichtungen und Verantwortlich-
keiten von Staaten und Einzelpersonen nach dem
Völkerrecht, insbesondere den Zielen der Charta
der Vereinten Nationen, dem humanitären Völker-
recht und anderen einschlägigen Übereinkünften.

Artikel 22
Dieses Übereinkommen berechtigt einen Ver-
tragsstaat nicht, im Hoheitsgebiet eines anderen
Vertragsstaats Gerichtsbarkeit auszuüben oder
Aufgaben wahrzunehmen, die nach innerstaatli-
chem Recht ausschließlich den Behörden dieses
anderen Vertragsstaats vorbehalten sind.

Artikel 23
1. Die Anlage kann durch die Hinzufügung ein-
schlägiger Übereinkünfte geändert werden, die 
a) allen Staaten zur Teilnahme offenstehen;
b) in Kraft getreten sind;
c) von mindestens zweiundzwanzig Vertragsstaa-

ten dieses Übereinkommens ratifiziert, ange-
nommen oder genehmigt wurden oder denen
mindestens zweiundzwanzig Vertragsstaaten
dieses Übereinkommens beigetreten sind.

2. Nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens
kann jeder Vertragsstaat eine solche Änderung 
vorschlagen. Jeder Änderungsvorschlag ist dem
Verwahrer in Schriftform zu übermitteln. Der Ver-
wahrer notifiziert Vorschläge, welche die Erfor-
dernisse des Absatzes 1 erfüllen, allen Vertrags-
staaten und ersucht sie um Stellungnahme, ob die
vorgeschlagene Änderung angenommen werden
soll.
3. Die vorgeschlagene Änderung gilt als ange-
nommen, wenn nicht spätestens 180 Tage nach ih-
rer Weiterleitung ein Drittel der Vertragsstaaten
durch schriftliche Notifikation gegen sie Ein-
spruch erhebt.
4. Die angenommene Änderung der Anlage tritt
30 Tage nach Hinterlegung der zweiundzwanzig-
sten Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunde zu dieser Änderung für alle Ver-
tragsstaaten in Kraft, die eine solche Urkunde hin-
terlegt haben. Für jeden Vertragsstaat, der die Än-
derung nach Hinterlegung der zweiundzwanzig-
sten Urkunde ratifiziert, annimmt oder genehmigt,
tritt die Änderung am dreißigsten Tag nach Hinter-
legung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Ge-
nehmigungsurkunde in Kraft.

Artikel 24
1. Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Ver-
tragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung
dieses Übereinkommens, die nicht innerhalb einer
angemessenen Frist durch Verhandlungen beige-
legt werden kann, wird auf Verlangen eines dieser
Staaten einem Schiedsverfahren unterworfen. Kön-
nen sich die Parteien binnen sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren ver-
langt worden ist, über seine Ausgestaltung nicht
einigen, so kann jede dieser Parteien die Streitig-
keit dem Internationalen Gerichtshof unterbreiten,
indem sie einen seinem Statut entsprechenden An-
trag stellt.
2. Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung, Ra-
tifikation, Annahme oder Genehmigung dieses
Übereinkommens oder dem Beitritt zu diesem er-
klären, daß er sich durch Absatz 1 nicht als gebun-
den betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind
gegenüber einem Vertragsstaat, der einen solchen
Vorbehalt angebracht hat, durch Absatz 1 nicht 
gebunden.
3. Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach
Absatz 2 angebracht hat, kann diesen Vorbehalt je-
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derzeit durch eine an den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gerichtete Notifikation zurückzie-
hen.

Artikel 25
1. Dieses Übereinkommen liegt vom 10. Januar
2000 bis zum 31. Dezember 2001 am Sitz der Ver-
einten Nationen in New York für alle Staaten zur
Unterzeichnung auf.
2. Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikati-
on, Annahme oder Genehmigung. Die Ratifikati-
ons-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden
werden beim Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen hinterlegt.
3. Dieses Übereinkommen steht allen Staaten zum
Beitritt offen. Die Beitrittsurkunden werden beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Artikel 26
1. Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten
Tag nach Hinterlegung der zweiundzwanzigsten
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Verein-
ten Nationen in Kraft.
2. Für jeden Staat, der dieses Übereinkommen
nach Hinterlegung der zweiundzwanzigsten Rati-
fikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde ratifiziert, annimmt, genehmigt oder
ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hin-
terlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde durch diesen Staat in
Kraft.

Artikel 27
1. Jeder Vertragsstaat kann dieses Übereinkom-
men durch eine an den Generalsekretär der Verein-
ten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation
kündigen.
2. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der
Notifikation beim Generalsekretär der Vereinten
Nationen wirksam.

Artikel 28
Die Urschrift dieses Übereinkommens, deren ara-
bischer, chinesischer, englischer, französischer,
russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt; dieser übermittelt
allen Staaten beglaubigte Abschriften.

ZU URKUND DESSEN haben die von ihren Re-
gierungen hierzu gehörig befugten Unterzeichne-
ten dieses Übereinkommen, das am 10. Januar
2000 am Sitz der Vereinten Nationen in New York
zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, unterschrie-
ben.

ANLAGE

1. Übereinkommen zur Bekämpfung der widerrecht-
lichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen (Den Haag,
16. Dezember 1970).
2. Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtli-
cher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluft-
fahrt (Montréal, 23. September 1971).
3. Übereinkommen über die Verhütung, Verfolgung
und Bestrafung von Straftaten gegen völkerrechtlich
geschützte Personen einschließlich Diplomaten, ver-
abschiedet von der Generalversammlung der Verein-
ten Nationen am 14. Dezember 1973.
4. Internationales Übereinkommen gegen Geiselnah-
me, verabschiedet von der Generalversammlung der
Vereinten Nationen am 17. Dezember 1979.
5. Übereinkommen über den physischen Schutz von
Kernmaterial (Wien, 3. März 1980).
6. Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher ge-
walttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der inter-
nationalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des
Übereinkommens zur Bekämpfung widerrechtlicher

Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt
(Montréal, 24. Februar 1988).
7. Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtli-
cher Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschiff-
fahrt (Rom, 10. März 1988).
8. Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher Hand-
lungen gegen die Sicherheit fester Plattformen, die
sich auf dem Festlandsockel befinden (Rom, 10. März
1988).
9. Internationales Übereinkommen zur Bekämpfung
terroristischer Bombenanschläge, verabschiedet von
der Generalversammlung der Vereinten Nationen am
15. Dezember 1997.

Abchasien

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtermission der
Vereinten Nationen in Georgien (UNOMIG). –
Resolution 1311(2000) vom 28. Juli 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine einschlägigen Re-

solutionen, insbesondere die Resolution 1287
(2000) vom 31. Januar 2000, und die Erklä-
rung seines Präsidenten vom 11. Mai 2000 
(S/PRST/2000/16) sowie die Resolution 1308
(2000) vom 17. Juli 2000,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 21. Juli 2000 (S/2000/697),

– unter Hinweis auf die Schlußfolgerungen der
Gipfeltreffen von Lissabon (S/1997/57, An-
lage) und von Istanbul der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) zur Situation in Abchasien (Georgien),

– betonend, daß das Ausbleiben von Fortschrit-
ten in Schlüsselfragen einer umfassenden Re-
gelung des Konflikts in Abchasien (Georgien)
unannehmbar ist,

– unter Hinweis darauf, daß der Koordinierungs-
rat der georgischen und der abchasischen Seite
gemäß seinem Statut alle zwei Monate tagen
soll, und in dieser Hinsicht mit Genugtuung
darüber, daß er seine Arbeit wieder aufgenom-
men hat,

– mit Genugtuung über die Ergebnisse der am
11. Juli 2000 in Suchumi abgehaltenen zehnten
Tagung des Koordinierungsrats, insbesondere
über die Unterzeichnung des Protokolls bezüg-
lich der Stabilisierung der Lage in der Sicher-
heitszone durch die beiden Parteien, den Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs und den
Kommandeur der Gemeinsamen Friedenstrup-
pen der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten
(GUS-Friedenstruppe) und über den Beschluß,
wonach beide Seiten ihre Arbeit an dem Ent-
wurf des Protokolls über die Rückkehr der
Flüchtlinge in die Region von Gali und über
Maßnahmen zugunsten des wirtschaftlichen
Wiederaufbaus und an dem Entwurf der Ver-
einbarung über Frieden und Garantien für die
Nichtwiederaufnahme der Feindseligkeiten 
beschleunigen werden,

– zutiefst besorgt darüber, daß die Situation in
der Konfliktzone zwar derzeitig verhältnis-
mäßig ruhig ist, die allgemeine Lage aber in-
stabil bleibt,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal,

– mit Genugtuung über den wichtigen Beitrag,
den die Beobachtermission der Vereinten Na-
tionen in Georgien (UNOMIG) und die GUS-

Friedenstruppe zur Stabilisierung der Lage in
der Konfliktzone nach wie vor leisten, feststel-
lend, daß die UNOMIG und die GUS-Frie-
denstruppe auf allen Ebenen sehr gute Arbeits-
beziehungen unterhalten, betonend, wie wich-
tig bei der Wahrnehmung ihres jeweili-
gen Mandats die weitere und verstärkte enge
Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen
ihnen ist, sowie mit Genugtuung über den vom
Rat der Staatschefs der Gemeinschaft Unab-
hängiger Staaten am 21. Juni 2000 gefaßten Be-
schluß, den Aufenthalt der GUS-Friedenstrup-
pe in der Konfliktzone in Abchasien (Georgi-
en) zu verlängern (S/2000/629),

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom
21. Juli 2000;

2. unterstützt mit Nachdruck die nachhaltigen
Anstrengungen, die der Generalsekretär und
sein Sonderbeauftragter mit Hilfe der Russi-
schen Föderation in ihrer Eigenschaft als Ver-
mittler sowie der Gruppe der Freunde des Ge-
neralsekretärs und der OSZE unternehmen, um
die Stabilisierung der Lage zu fördern und eine
umfassende politische Regelung herbeizu-
führen, die auch eine Regelung des politischen
Status Abchasiens innerhalb des Staates Geor-
gien mit einschließt;

3. unterstützt außerdem mit Nachdruck die An-
strengungen, die der Sonderbeauftragte bezüg-
lich der Frage der Aufteilung der Kompetenzen
zwischen Tiflis und Suchumi unternimmt, und
insbesondere seine Absicht, den Parteien in na-
her Zukunft Vorschläge als Grundlage für
sinnvolle Verhandlungen über diese Frage vor-
zulegen;

4. unterstreicht, daß die Konfliktparteien dafür
verantwortlich sind, Verhandlungen über die
im Rahmen des von den Vereinten Nationen
geleiteten Friedensprozesses noch offenen
Schlüsselfragen zu führen, namentlich über die
Aufteilung der Kompetenzen zwischen Tiflis
und Suchumi als Teil einer umfassenden Rege-
lung;

5. begrüßt es, daß sich die Parteien verpflichtet
haben, keine Gewalt anzuwenden, um streitige
Fragen zu lösen, die nur durch Verhandlungen
und mit friedlichen Mitteln angegangen wer-
den dürfen, und sich jedweder Propaganda zu
enthalten, die darauf gerichtet ist, den Konflikt
mit Gewalt zu lösen;

6. fordert die Konfliktparteien außerdem auf, die
bereits vereinbarten vertrauensbildenden Maß-
nahmen umzusetzen und weitere Maßnahmen
auf der Grundlage des entsprechenden Doku-
ments auszuarbeiten, das am 11. Juli 2000 in
Suchumi unterzeichnet wurde, und erinnert in
diesem Zusammenhang an das Angebot der
Regierung der Ukraine, als Gastgeber eines
dritten Treffens in Jalta zu fungieren, das der
Vertrauensbildung, der Verbesserung der Si-
cherheit und der Entwicklung der Zusammen-
arbeit zwischen den Parteien dienen soll;

7. bekräftigt die Unannehmbarkeit der durch den
Konflikt entstandenen demographischen Ver-
änderungen und das durch Ersitzung nicht ver-
lierbare Recht aller von dem Konflikt betroffe-
nen Flüchtlinge und Vertriebenen, in Sicher-
heit und Würde in ihre Heimat zurückzukeh-
ren, in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht
und wie in dem Vierparteienübereinkommen
vom 4. April 1994 (S/1994/397, Anlage II)
festgelegt, und fordert die Parteien auf, dieses
Problem unverzüglich anzugehen, indem sie
wirksame Maßnahmen vereinbaren und umset-
zen, um die Sicherheit derjenigen, die ihr be-
dingungsloses Recht auf Rückkehr ausüben,
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sowie derjenigen, die bereits zurückgekehrt
sind, zu garantieren;

8. fordert die Parteien in diesem Zusammenhang
nachdrücklich auf, sich als ersten Schritt dring-
lich und auf abgestimmte Weise mit dem unge-
klärten und unsicheren Status der spontan
zurückgekehrten Flüchtlinge im Bezirk Gali zu
befassen, namentlich durch die Wiederherstel-
lung funktionsfähiger örtlicher Verwaltungs-
strukturen, in denen die zurückgekehrte Bevöl-
kerung angemessen vertreten ist;

9. begrüßt die von der Regierung Georgiens, dem
Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen, dem Amt des Hohen Flüchtlingskommis-
sars der Vereinten Nationen, dem Amt für die
Koordinierung humanitärer Angelegenheiten
und der Weltbank ergriffenen Maßnahmen, um
sicherzustellen, daß die Binnenvertriebenen in
den Genuß ihres Rechts kommen, auf die glei-
che Weise behandelt zu werden wie alle geor-
gischen Bürger, unter voller Achtung, sowohl
grundsätzlich als auch in der Praxis, ihres
durch Ersitzung nicht verlierbaren Rechts, in
Sicherheit und Würde in ihre Heimat zurück-
zukehren;

10. beklagt alle gewalttätigen Vorfälle sowie die
sich entfaltenden kriminellen Aktivitäten in der
Konfliktzone und fordert die beiden Seiten auf,
dringend Maßnahmen zu ergreifen, um bei der
Bekämpfung der Kriminalität in allen ihren
Formen miteinander zu kooperieren und die
Arbeit ihrer jeweiligen Rechtsvollzugsorgane
zu verbessern;

11. verlangt, daß beide Seiten das Moskauer Über-
einkommen vom 14. Mai 1994 über eine Waf-
fenruhe und die Truppenentflechtung (S/1994/
583, Anlage I) strikt einhalten;

12. begrüßt es, daß die UNOMIG ihre Sicherheits-
vorkehrungen ständig überprüft, um die höchst-
mögliche Sicherheit ihres Personals zu ge-
währleisten;

13. beschließt, das Mandat der UNOMIG um einen
weiteren, am 31. Januar 2001 endenden Zeit-
raum zu verlängern, vorbehaltlich einer Über-
prüfung des Mandats der UNOMIG durch den
Rat für den Fall, daß im Mandat oder in der
Präsenz der GUS-Friedenstruppe Änderungen
vorgenommen werden, und bekundet seine
Absicht, am Ende des derzeitigen Mandats der
Mission im Lichte der Maßnahmen, die die
Parteien zur Herbeiführung einer umfassenden
Regelung ergriffen haben, eine gründliche
Überprüfung des Einsatzes vorzunehmen;

14. ersucht den Generalsekretär, den Rat auch wei-
terhin regelmäßig unterrichtet zu halten und
ihm drei Monate nach der Verabschiedung die-
ser Resolution über die Situation in Abchasien
(Georgien) Bericht zu erstatten;

15. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 14. November 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/32)

Auf der 4221. Sitzung des Sicherheitsrats am 14.
November 2000 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Georgien‹ durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung
ab:

»Der Sicherheitsrat hat den Bericht des General-
sekretärs vom 25.Oktober 2000 betreffend die Si-
tuation in Abchasien (Georgien) (S/2000/1023) be-
handelt.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Anstrengungen, die
der Sonderbeauftragte des Generalsekretärs unter-
nimmt, um in enger Zusammenarbeit mit der Rus-
sischen Föderation in ihrer Eigenschaft als Ver-
mittler, mit der Gruppe der Freunde des Generalse-
kretärs und mit der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa die Kontakte zwischen
der georgischen und der abchasischen Seite auf al-
len Ebenen zu verstärken. Er nimmt mit Genugtu-
ung Kenntnis von der Ausweitung dieser Kontak-
te, die vor kurzem zu einer Reihe von Zusam-
menkünften und Maßnahmen zur Durchführung
konkreter Kooperationsprojekte zwischen den 
beiden Seiten geführt haben. Er nimmt Kenntnis
von der Abhaltung der 11. Tagung des Koordinie-
rungsrats und fordert nachdrücklich zur weiteren
Stärkung dieses Mechanismus auf. Er begrüßt die
Bereitschaft der Regierung der Ukraine, Ende No-
vember in Jalta die dritte Tagung über vertrauens-
bildende Maßnahmen auszurichten, und stellt fest,
daß eine zum rechten Zeitpunkt erfolgreich abge-
haltene Konferenz einen maßgeblichen Beitrag
zum Friedensprozeß leisten könnte.
Der Sicherheitsrat stellt mit tiefer Besorgnis fest,
daß es den Parteien noch immer nicht gelungen ist,
eine umfassende politische Regelung herbeizu-
führen, die auch eine Regelung des politischen
Status Abchasiens innerhalb des Staates Georgien
einschließt. Er fordert die Parteien, insbesondere
die abchasische Seite, auf, sofort Anstrengungen
zur Überwindung des toten Punktes zu unterneh-
men, und fordert sie nachdrücklich auf, nichts un-
versucht zu lassen, um ohne weitere Verzögerun-
gen maßgebliche Fortschritte zu erzielen. In die-
sem Zusammenhang unterstützt er mit Nachdruck
die Anstrengungen, die der Sonderbeauftragte des
Generalsekretärs mit Unterstützung der Gruppe
der Freunde des Generalsekretärs unternimmt, um
die Frage des künftigen Verfassungsstatus Abcha-
siens zu klären, und insbesondere seine Absicht, in
naher Zukunft den Entwurf eines Dokuments mit
an die Parteien gerichteten Vorschlägen zur Frage
der Aufteilung der Kompetenzen zwischen Tiflis
und Suchumi als Grundlage für sinnvolle Ver-
handlungen über diese Frage vorzulegen.
Der Sicherheitsrat fordert die Parteien auf, in al-
lernächster Zukunft konkrete Schritte zu vereinba-
ren und zu unternehmen, um wirksame Maßnah-
men zur Gewährleistung der Sicherheit der Flücht-
linge und Binnenvertriebenen durchzuführen, die
ihr bedingungsloses Recht auf Rückkehr in ihre
Heimat wahrnehmen. Insbesondere der ungeklärte
und unsichere Status der spontan zurückgekehrten
Flüchtlinge im Bezirk Gali ist eine Angelegenheit
von höchster Dringlichkeit. Der Rat fordert die
Parteien daher nachdrücklich auf, echte Verhand-
lungen zur Klärung konkreter Aspekte dieser Fra-
ge einzuleiten und sie nicht mit politischen Erwä-
gungen in Verbindung zu bringen. In diesem Zu-
sammenhang schließt er sich dem Generalsekretär
an, indem er die abchasische Seite ermutigt, den
erforderlichen politischen Willen aufzubringen,
um das Problem des Unterrichts in georgischer
Sprache in den Schulen des Bezirks zu lösen und
die von diesen Schulen benötigten Mittel zu fin-
den, ein Problem, das, wie der Generalsekretär
feststellt, den Umfang der saisonalen Migration in
dem Gebiet unmittelbar beeinflussen kann. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die Ergebnisse, die im
Rahmen der Politik erzielt wurden, die die Regie-
rung Georgiens, das Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen, das Amt des Hohen Flücht-

lingskommissars der Vereinten Nationen, das
Büro für die Koordinierung der humanitären An-
gelegenheiten und die Weltbank mit dem Ziel an-
gewandt haben sicherzustellen, daß die Binnen-
vertriebenen ihr Recht, in der gleichen Weise be-
handelt zu werden wie alle anderen georgischen
Staatsbürger, ausüben können.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die Lage vor Ort
im Verantwortungsbereich der Beobachtermission
der Vereinten Nationen in Georgien (UNOMIG)
während des Berichtszeitraums im großen und
ganzen ruhig, jedoch instabil geblieben ist. Er 
begrüßt alle Anstrengungen, insbesondere dieje-
nigen des Sonderbeauftragten, die unternommen
wurden, um Spannungen abzubauen und das Ver-
trauen zwischen den Parteien zu erhöhen. Er for-
dert die Parteien nachdrücklich auf, bei der Ver-
brechensbekämpfung eng zusammenzuarbeiten und
die Arbeit ihrer jeweiligen Strafverfolgungsbehör-
den zu verbessern.
Der Sicherheitsrat verurteilt mit Nachdruck die Er-
mordung von Zurab Achba, der als juristischer As-
sistent im Menschenrechtsbüro der Vereinten Na-
tionen in Suchumi tätig war, erinnert daran, daß
sich die abchasische Seite verpflichtet hat, die UN-
OMIG über den Verlauf der Untersuchungen die-
ses Verbrechens voll auf dem laufenden zu halten,
und fordert die abchasische Seite nachdrücklich
auf, diese Angelegenheit aufzuklären. Er mißbil-
ligt außerdem die Entführung von Mitarbeitern der
Vereinten Nationen und von humanitärem Perso-
nal. In diesem Zusammenhang verweist der Rat
auf die einschlägigen Grundsätze in dem am 9. 
Dezember 1994 verabschiedeten Übereinkommen
über die Sicherheit von Personal der Vereinten Na-
tionen und beigeordnetem Personal sowie auf die
Erklärung seines Präsidenten vom 10. Februar
2000 (S/PRST/2000/4). Er fordert die Parteien auf,
alle Handlungen zu unterlassen, welche die Span-
nungen vor Ort verschärfen könnten, und die Si-
cherheit des Personals der UNOMIG zu gewähr-
leisten.
Der Sicherheitsrat begrüßt den Beitrag, den die
UNOMIG und die Gemeinsamen Friedenstruppen
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS-
Friedenstruppe) zur Stabilisierung der Lage in der
Konfliktzone nach wie vor leisten, stellt fest, daß
die UNOMIG und die GUS-Friedenstruppe wei-
terhin enge Arbeitsbeziehungen unterhalten, und
betont, wie wichtig bei der Wahrnehmung ihres je-
weiligen Mandats die weitere und verstärkte enge
Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen ih-
nen ist. Er fordert die Parteien auf, ihre Verpflich-
tung zur Verhinderung von Handlungen einzuhal-
ten, die gegen das Moskauer Übereinkommen vom
Mai 1994 über eine Waffenruhe und die Truppen-
entflechtung (S/1994/583, Anlage I) verstoßen und
das Leben und die Sicherheit des Personals der
UNOMIG, der GUS-Friedenstruppe und des son-
stigen internationalen Personals gefährden könn-
ten.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtermission der
Vereinten Nationen in Georgien (UNOMIG). –
Resolution 1339(2001) vom 31. Januar 2001

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine einschlägigen Re-

solutionen, insbesondere die Resolution 1311
(2000) vom 28. Juli 2000, und die Erklärung
seines Präsidenten vom 14. November 2000
(S/PRST/2000/32),
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– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 18. Januar 2001 (S/2001/59),

– unter Hinweis auf die Schlußfolgerungen der
Gipfeltreffen der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) von
Lissabon (S/1997/57, Anlage) und von Istan-
bul zur Situation in Abchasien (Georgien),

– betonend, daß das weitere Ausbleiben von Fort-
schritten in Schlüsselfragen einer umfassenden
Regelung des Konflikts in Abchasien (Georgi-
en) unannehmbar ist,

– zutiefst besorgt darüber, daß die allgemeine
Lage in der Konfliktzone, die zur Zeit zwar
weitgehend ruhig ist, nach wie vor sehr instabil
ist,

– Kenntnis nehmend von der am 23. Januar 2001
abgehaltenen zwölften Tagung des Koordinie-
rungsrats der georgischen und der abchasi-
schen Seite,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal,

– mit Genugtuung über den wichtigen Beitrag,
den die Beobachtermission der Vereinten Na-
tionen in Georgien (UNOMIG) und die Ge-
meinsamen Friedenstruppen der Gemeinschaft
Unabhängiger Staaten (GUS-Friedenstruppe)
zur Stabilisierung der Lage in der Konfliktzone
nach wie vor leisten, feststellend, daß die UN-
OMIG und die GUS-Friedenstruppe auch wei-
terhin sehr enge Arbeitsbeziehungen unterhal-
ten, und betonend, wie wichtig ihre enge Zu-
sammenarbeit bei der Wahrnehmung ihrer je-
weiligen Mandate ist,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom
18. Januar 2001;

2. unterstützt mit Nachdruck die nachhaltigen An-
strengungen, die der Generalsekretär und sein
Sonderbeauftragter mit Hilfe der Russischen
Föderation in ihrer Eigenschaft als Vermittler
sowie mit Hilfe der Gruppe der Freunde des
Generalsekretärs und der OSZE unternehmen,
um die Stabilisierung der Lage zu fördern und
eine umfassende politische Regelung herbeizu-
führen, die auch eine Regelung des politischen
Status Abchasiens innerhalb des Staates Geor-
gien einschließen muß;

3. unterstützt insbesondere mit Nachdruck die
Absicht des Sonderbeauftragten, in naher Zu-
kunft den Entwurf eines Papiers vorzulegen,
das konkrete Vorschläge an die Parteien be-
züglich der Frage der Aufteilung der verfas-
sungsmäßigen Kompetenzen zwischen Tiflis
und Suchumi als Grundlage für sinnvolle Ver-
handlungen enthält;

4. betont, daß die Arbeiten an dem Entwurf des
Protokolls über die Rückkehr der Flüchtlinge
in die Region von Gali und über Maßnahmen
zugunsten des wirtschaftlichen Wiederaufbaus
und an dem Entwurf der Vereinbarung über
Frieden und Garantien für die Verhütung und
Nichtwiederaufnahme der Feindseligkeiten be-
schleunigt werden müssen;

5. fordert die Parteien, insbesondere die abcha-
sische Seite, auf, sich sofort um die Überwin-
dung der Pattsituation zu bemühen und Ver-
handlungen über die politischen Kernfragen
des Konflikts und alle sonstigen ausstehenden
Fragen in dem unter Führung der Vereinten
Nationen stehenden Friedensprozeß aufzuneh-
men;

6. begrüßt die Bereitschaft der Regierung der
Ukraine, das dritte Treffen über vertrauens-
bildende Maßnahmen auszurichten, begrüßt

außerdem die Zusage beider Seiten in dem
Konflikt, im März 2001 in Jalta zusammenzu-
kommen, und stellt fest, was für einen wichti-
gen Beitrag der Erfolg dieser Konferenz zu
dem Friedensprozeß leisten würde;

7. bekräftigt, daß aus dem Konflikt hervorgehen-
de demographische Veränderungen unannehm-
bar sind, und bekräftigt außerdem das unver-
äußerliche Recht aller von dem Konflikt be-
troffenen Flüchtlinge und Vertriebenen, in Si-
cherheit und Würde an ihre Heimstätten zu-
rückzukehren, im Einklang mit dem Völker-
recht und gemäß dem Vierparteienüberein-
kommen vom 4. April 1994 (S/1994/397, An-
lage II);

8. fordert die Parteien in diesem Zusammenhang
nachdrücklich auf, sich als ersten Schritt dring-
lich und auf abgestimmte Weise mit dem unge-
klärten und unsicheren Status der spontanen
Rückkehrer im Bezirk Gali zu befassen, der
noch immer Anlaß zu ernster Besorgnis gibt;

9. bekundet seine Zufriedenheit mit der unter der
Ägide der Vereinten Nationen im Bezirk Gali
durchgeführten gemeinsamen Bewertungsmis-
sion und erwartet mit Interesse die sorgfältige
Prüfung der Empfehlungen der Mission im
Hinblick auf Menschenrechte, Rechtsvollzug
und Bildung;

10. verurteilt alle Verstöße gegen das Moskauer
Übereinkommen vom 14. Mai 1994 über eine
Waffenruhe und die Truppenentflechtung (S/
1994/583, Anlage I) und nimmt mit besonderer
Sorge Kenntnis von der im November 2000
durchgeführten abchasischen Militärübung;

11. mißbilligt den Anstieg der Kriminalität und der
Aktivitäten bewaffneter Gruppen in der Kon-
fliktzone, der wesentlich zur Destabilisierung
der Gesamtlage beiträgt, fordert die Parteien
auf, ihre Anstrengungen zur Eindämmung die-
ser Vorgänge zu verstärken, nach Treu und
Glauben zusammenzuarbeiten und dabei die
über den Mechanismus des Koordinierungsrats
verfügbaren Mittel einzusetzen, verurteilt die
jüngste Tötung von Zivilpersonen und abcha-
sischen Milizen und fordert beide Seiten, ins-
besondere die georgische, auf, diese Zwi-
schenfälle zu untersuchen und die Verantwort-
lichen vor Gericht zu bringen;

12. verurteilt die Entführung zweier Militärbeob-
achter der UNOMIG am 10. Dezember 2000,
erinnert daran, daß die georgische und die 
abchasische Seite die Hauptverantwortung für
die Sicherheit des Personals der UNOMIG, der
GUS-Friedenstruppe und des sonstigen inter-
nationalen Personals tragen, und appelliert an
sie, die Verantwortlichen für die Geiselnahmen
vom Oktober 1999, Juni 2000 und Dezember
2000 vor Gericht zu bringen;

13. fordert die Parteien auf, die Sicherheit und Be-
wegungsfreiheit des Personals der Vereinten
Nationen und des sonstigen internationalen
Personals zu gewährleisten;

14. begrüßt es, daß die UNOMIG ihre Sicherheits-
vorkehrungen ständig überprüft, um die höchst-
mögliche Sicherheit ihres Personals zu ge-
währleisten;

15. beschließt, das Mandat der UNOMIG um einen
weiteren, am 31. Juli 2001 endenden Zeitraum
zu verlängern, vorbehaltlich einer Überprü-
fung des Mandats der UNOMIG durch den Rat
für den Fall, daß im Mandat oder in der Präsenz
der GUS-Friedenstruppe Änderungen vorge-
nommen werden, und bekundet seine Absicht,
am Ende des derzeitigen Mandats der Mission
im Lichte der Maßnahmen, die die Parteien zur
Herbeiführung einer umfassenden Regelung

ergriffen haben, eine gründliche Überprüfung
des Einsatzes vorzunehmen;

16. ersucht den Generalsekretär, den Rat auch
künftig regelmäßig unterrichtet zu halten und
ihm drei Monate nach der Verabschiedung 
dieser Resolution über die Situation in Abcha-
sien (Georgien) Bericht zu erstatten, und er-
sucht den Generalsekretär außerdem, innerhalb
von drei Monaten eine Informationssitzung
über die Fortschritte bei der politischen Rege-
lung abzuhalten, namentlich über den Stand
des Entwurfs des Papiers, das sein Sonderbe-
auftragter den Parteien nach Ziffer 3 vorzule-
gen gedenkt;

17. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Afghanistan

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verhängung
eines Waffenembargos gegen die afghanischen
Taliban. – Resolution 1333(2000) vom 19. De-
zember 2000

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen,

insbesondere der Resolution 1267(1999) vom
15. Oktober 1999, sowie der Erklärungen sei-
nes Präsidenten über die Situation in Afghani-
stan,

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Eintre-
tens für die Souveränität, Unabhängigkeit, ter-
ritoriale Unversehrtheit und nationale Einheit
Afghanistans sowie seiner Achtung des kultu-
rellen und historischen Erbes des Landes,

– in Anbetracht des akuten humanitären Bedarfs
des afghanischenVolkes,

– die Anstrengungen unterstützend, die der Per-
sönliche Beauftragte des Generalsekretärs für
Afghanistan unternimmt, um einen Friedens-
prozeß durch politische Verhandlungen zwi-
schen den afghanischen Parteien weiterzu-
bringen, der auf die Bildung einer auf breiter
Grundlage beruhenden, multiethnischen und in
jeder Weise repräsentativen Regierung abzielt,
und mit der Aufforderung an die kriegführen-
den Parteien, bei diesen Anstrengungen zur
Herbeiführung einer Waffenruhe und zur Ein-
leitung von Gesprächen mit dem Ziel einer po-
litischen Regelung uneingeschränkt zu koope-
rieren, indem sie den Prozeß des Dialogs, auf
den sie sich verpflichtet haben, rasch voran-
bringen,

– Kenntnis nehmend von dem Treffen der Unter-
stützungsgruppe für Afghanistan im Dezember
2000, auf dem hervorgehoben wurde, daß die
Situation in Afghanistan komplex ist und einen
umfassenden und integrierten Ansatz im Hin-
blick auf einen Friedensprozeß und auf Fragen
im Zusammenhang mit dem Drogenhandel,
dem Terrorismus, den Menschenrechten und
der internationalen humanitären und Entwick-
lungshilfe erfordert,

– unter Hinweis auf die einschlägigen internatio-
nalen Übereinkommen zur Bekämpfung des
Terrorismus und insbesondere die Verpflich-
tung der Vertragsparteien dieser Übereinkom-
men, Terroristen auszuliefern oder sie straf-
rechtlich zu verfolgen,

– nachdrücklich verurteilend, daß die Gebiete
Afghanistans, die von der afghanischen Grup-
pierung kontrolliert werden, die als Taliban be-
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kannt ist und die sich auch Islamisches Emirat
Afghanistan nennt (im folgenden als ›die Tali-
ban‹ bezeichnet), nach wie vor zur Beherber-
gung und Ausbildung von Terroristen und zur
Planung terroristischer Handlungen benutzt
werden, sowie in Bekräftigung seiner Überzeu-
gung, daß die Unterbindung des internationa-
len Terrorismus für die Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit uner-
läßlich ist,

– feststellend, wie wichtig es ist, daß die Taliban
im Einklang mit dem Einheits-Übereinkom-
men von 1961 über Suchtstoffe, dem Überein-
kommen von 1971 über psychotrope Stoffe
und dem Übereinkommen von 1988 gegen
den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und
psychotropen Stoffen sowie den 1998 auf 
der zwanzigsten Sondertagung der Generalver-
sammlung über Suchtstoffe eingegangenen
Verpflichtungen handeln, namentlich der Ver-
pflichtung, mit dem Programm der Vereinten
Nationen für internationale Drogenkontrolle
eng zusammenzuarbeiten,

– sowie feststellend, daß die Taliban von dem
unerlaubten Anbau von Opium unmittelbar
profitieren, indem sie eine Steuer auf die Ge-
winnung von Opium erheben, und daß sie von
der Verarbeitung des Opiums und dem Handel
damit mittelbar profitieren, und in der Erkennt-
nis, daß diese beträchtlichen Mittel die Taliban
verstärkt in die Lage versetzen, Terroristen zu
beherbergen,

– die Tatsache mißbilligend, daß die Taliban
Usama bin Laden weiterhin Zuflucht gewähren
und es ihm und seinen Mithelfern ermöglichen,
von dem durch die Taliban kontrollierten Ho-
heitsgebiet aus ein Netz von Ausbildungsla-
gern für Terroristen zu betreiben und Afghani-
stan als Stützpunkt für die Förderung interna-
tionaler terroristischer Operationen zu benutzen,

– feststellend, daß die Vereinigten Staaten von
Amerika gegen Usama bin Laden und seine
Mithelfer unter anderem wegen der Bombenat-
tentate auf die Botschaften der Vereinigten
Staaten in Nairobi (Kenia) und Daressalam
(Tansania) am 7. August 1998 und wegen 
der Verschwörung zur Tötung amerikanischer
Staatsangehöriger außerhalb der Vereinigten
Staaten Anklage erhoben haben, sowie feststel-
lend, daß die Vereinigten Staaten von Amerika
die Taliban um die Überstellung der Betreffen-
den ersucht haben, damit sie vor Gericht ge-
stellt werden können (S/1999/1021),

– mit dem erneuten Ausdruck seiner tiefen Be-
sorgnis über die anhaltenden Verstöße gegen
das humanitäre Völkerrecht und die Men-
schenrechte, insbesondere die Diskriminierung
von Frauen und Mädchen, und über die be-
trächtliche Zunahme der unerlaubten Gewin-
nung von Opium,

– betonend, daß die Einnahme des Generalkon-
sulats der Islamischen Republik Iran durch die
Taliban und die Ermordung der iranischen Di-
plomaten und eines Journalisten in Mazar-e-
Sharif flagrante Verstöße gegen das geltende
Völkerrecht darstellen,

– feststellend, daß die Nichtbefolgung der in Zif-
fer 13 der Resolution 1214(1998) und in Ziffer
2 der Resolution 1267(1999) enthaltenen For-
derungen durch die Behörden der Taliban eine
Bedrohung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit darstellt,

– unter Betonung seiner Entschlossenheit, die
Achtung vor seinen Resolutionen sicherzustel-
len,

– erneut erklärend, daß die Sanktionen angemes-

sene und wirksame Ausnahmeregelungen be-
inhalten müssen, um nachteilige humanitäre
Auswirkungen auf die afghanische Bevölke-
rung zu vermeiden, und daß sie so gestaltet sein
müssen, daß sie die Arbeit der internationalen
humanitären Hilfsorganisationen oder der
staatlichen Hilfseinrichtungen, die der Zivilbe-
völkerung in dem Land humanitäre Hilfe ge-
währen, nicht behindern, unmöglich machen
oder verzögern,

– unterstreichend, daß die Taliban für das Wohl-
ergehen der Bevölkerung in den von ihnen
kontrollierten Gebieten Afghanistans verant-
wortlich sind, und in diesem Zusammenhang
die Taliban auffordernd, den sicheren und un-
gehinderten Zugang des humanitären Perso-
nals und der Hilfslieferungen zu allen Hilfsbe-
dürftigen in dem von ihnen kontrollierten Ho-
heitsgebiet zu gewährleisten,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem von der Generalversammlung in ih-
rer Resolution 49/59 vom 9. Dezember 1994
verabschiedeten Übereinkommen über die Si-
cherheit von Personal der Vereinten Nationen
und beigeordnetem Personal,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. verlangt, daß die Taliban die Resolution 1267
(1999) befolgen und insbesondere aufhören,
internationalen Terroristen und ihren Orga-
nisationen Zuflucht und Ausbildung zu ge-
währen, daß sie geeignete und wirksame Maß-
nahmen ergreifen, um sicherzustellen, daß das
unter ihrer Kontrolle befindliche Hoheitsgebiet
nicht für terroristische Einrichtungen und La-
ger oder für die Vorbereitung oder Organisati-
on von terroristischen Handlungen gegen ande-
re Staaten oder deren Bürger benutzt wird, und
daß sie bei den internationalen Anstrengungen,
angeklagte Terroristen vor Gericht zu stellen,
kooperieren;

2. verlangt außerdem, daß die Taliban ohne wei-
tere Verzögerung der in Ziffer 2 der Resolution
1267(1999) enthaltenen Forderung des Sicher-
heitsrats nachkommen, Usama bin Laden an
die zuständigen Behörden eines Landes zu
übergeben, in dem gegen ihn Anklage erhoben
worden ist, oder an die zuständigen Behörden
eines Landes, das ihn an das Land übergibt, in
dem gegen ihn Anklage erhoben worden ist,
oder an die zuständigen Behörden eines Lan-
des, in dem er festgenommen und effektiv ge-
richtlich belangt wird;

3. verlangt ferner, daß die Taliban rasch darange-
hen, in dem unter ihrer Kontrolle befindlichen
Hoheitsgebiet alle Lager, in denen Terroristen
ausgebildet werden, zu schließen, und fordert,
daß die Vereinten Nationen die Schließungen
bestätigen, unter anderem mit Hilfe der Infor-
mationen, welche die Mitgliedstaaten den Ver-
einten Nationen im Einklang mit Ziffer 19 zur
Verfügung stellen, sowie durch alle sonstigen
Mittel, die erforderlich sind, um die Befolgung
dieser Resolution sicherzustellen;

4. erinnert alle Staaten an ihre Verpflichtung, die
mit Ziffer 4 der Resolution 1267(1999) ver-
hängten Maßnahmen strikt durchzuführen;

5. beschließt, daß alle Staaten 
a) die Lieferung, den Verkauf und die Weiter-

gabe, auf unmittelbarem oder mittelbarem
Weg, von Rüstungsgütern und sonstigem
Wehrmaterial jeder Art, einschließlich Waf-
fen und Munition, Militärfahrzeuge und 
-ausrüstung, paramilitärische Ausrüstung
und Ersatzteile für dieselben, in das von
dem Ausschuß nach Resolution 1267(1999)

(im folgenden als ›der Ausschuß‹ bezeich-
net) bezeichnete Hoheitsgebiet Afghanist-
ans, das sich unter der Kontrolle der Tali-
ban befindet, durch ihre Staatsangehörigen
oder von ihrem Hoheitsgebiet aus oder un-
ter Benutzung von ihre Flagge führenden
Schiffen oder Luftfahrzeugen verhindern
werden;

b) die Lieferung, den Verkauf und die Weiter-
gabe, auf unmittelbarem oder mittelbarem
Weg, von technischer Beratung, Hilfe oder
Ausbildung im Zusammenhang mit den
militärischen Tätigkeiten des unter der Kon-
trolle der Taliban stehenden bewaffneten
Personals in das von dem Ausschuß be-
zeichnete Hoheitsgebiet Afghanistans, das
sich unter der Kontrolle der Taliban befin-
det, durch ihre Staatsangehörigen oder von
ihrem Hoheitsgebiet aus verhindern wer-
den; 

c) alle ihre vertraglich oder durch eine sonsti-
ge Vereinbarung beschäftigten Amtsträ-
ger, Beauftragten, Berater und Militärper-
sonen, die sich in Afghanistan aufhalten,
um die Taliban in militärischen oder damit
zusammenhängenden Sicherheitsfragen zu
beraten, abziehen werden und in diesem
Zusammenhang die anderen Staatsan-
gehörigen nachdrücklich auffordern wer-
den, das Land zu verlassen;

6. beschließt, daß die mit Ziffer 5 verhängten
Maßnahmen keine Anwendung finden auf Lie-
ferungen nichtletalen militärischen Geräts, das
ausschließlich für humanitäre oder Schutz-
zwecke bestimmt ist, noch auf die damit zu-
sammenhängende technische Hilfe oder Aus-
bildung, wie von dem Ausschuß im voraus ge-
nehmigt, und bekräftigt, daß die mit Ziffer 5
verhängten Maßnahmen keine Anwendung auf
Schutzkleidung finden, einschließlich kugelsi-
chere Westen und Militärhelme, die von Perso-
nal der Vereinten Nationen, Medienvertretern
und humanitärem Personal ausschließlich zur
eigenen Verwendung nach Afghanistan ausge-
führt wird;

7. fordert alle Staaten, die diplomatische Bezie-
hungen zu den Taliban unterhalten, nachdrück-
lich auf, das Personal der Missionen und Ver-
tretungen der Taliban zahlen- und rangmäßig
beträchtlich zu reduzieren und die Bewegung
des gesamten verbleibenden Personals inner-
halb ihres Hoheitsgebiets einzuschränken oder
zu kontrollieren; im Falle der Missionen der
Taliban bei internationalen Organisationen
kann sich der jeweilige Gaststaat, soweit er es
für notwendig erachtet, mit der betreffenden
Organisation bezüglich der Maßnahmen ins
Benehmen setzen, die zur Anwendung dieser
Ziffer erforderlich sind;

8. beschließt, daß alle Staaten weitere Maßnah-
men ergreifen werden,
a) um alle Büros der Taliban in ihren Ho-

heitsgebieten sofort und vollständig zu
schließen;

b) um alle Büros der Fluggesellschaft Ariana
Afghan Airlines in ihrem Hoheitsgebiet so-
fort zu schließen;

c) um die Gelder und sonstigen finanziellen
Vermögenswerte Usama bin Ladens und
der mit ihm assoziierten Personen und Kör-
perschaften, wie vom Ausschuß bezeich-
net, namentlich derjenigen in der Organisa-
tion Al-Qaida, unverzüglich einzufrieren,
einschließlich der Gelder, die aus Vermö-
genswerten stammen oder durch sie er-
zeugt wurden, die Usama bin Laden und
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mit ihm assoziierten Personen und Körper-
schaften gehören oder ihrer direkten oder
indirekten Kontrolle unterstehen, und um
sicherzustellen, daß weder diese noch an-
dere Gelder oder Finanzmittel von ihren
Staatsangehörigen oder von in ihrem Ho-
heitsgebiet befindlichen Personen unmit-
telbar oder mittelbar zugunsten von Usama
bin Laden, mit ihm assoziierten Personen
oder Körperschaften zur Verfügung ge-
stellt werden, die Usama bin Laden oder
mit ihm assoziierten Personen und Körper-
schaften, einschließlich der Organisation
Al-Qaida, gehören oder ihrer direkten oder
indirekten Kontrolle unterstehen, und er-
sucht den Ausschuß, auf der Grundlage der
von den Staaten und regionalen Organisa-
tionen bereitgestellten Informationen eine
aktualisierte Liste der Personen und Kör-
perschaften, einschließlich derjenigen in
der Organisation Al-Qaida, zu führen, die
als mit Usama bin Laden assoziiert be-
zeichnet wurden;

9. verlangt, daß die Taliban sowie andere alle ille-
galen Drogenaktivitäten einstellen und An-
strengungen zur praktischen Beseitigung des
unerlaubten Anbaus von Opiummohn unter-
nehmen, aus dessen Erträgen die terroristi-
schen Tätigkeiten der Taliban finanziert wer-
den;

10. beschließt, daß alle Staaten den Verkauf, die
Lieferung oder die Weitergabe von Essigsäure-
anhydrid durch ihre Staatsangehörigen oder
von ihrem Hoheitsgebiet aus an Personen in
dem Hoheitsgebiet Afghanistans unter der
Kontrolle der Taliban, wie von dem Ausschuß
bezeichnet, oder an jede andere Person zum
Zwecke von Tätigkeiten, die in dem Hoheits-
gebiet unter der Kontrolle der Taliban, wie von
dem Ausschuß bezeichnet, durchgeführt oder
von dort aus unternommen werden, verhindern
werden;

11. beschließt außerdem, daß alle Staaten jedem
Luftfahrzeug die Erlaubnis zum Start oder zur
Landung in ihrem Hoheitsgebiet beziehungs-
weise zum Überfliegen ihres Hoheitsgebiets
verweigern müssen, wenn dieses Luftfahrzeug
von einem Ort in dem Hoheitsgebiet Afghani-
stans, das der Ausschuß als unter der Kontrolle
der Taliban befindlich bezeichnet hat, gestartet
ist oder an einem solchen Ort landen soll, es sei
denn, der betreffende Flug wurde auf Grund
von humanitären Erwägungen, einschließlich
religiöser Verpflichtungen wie der Durchfüh-
rung des Hadsch, oder aus der Erwägung, daß
der Flug die Erörterung einer friedlichen Rege-
lung des Konflikts in Afghanistan fördert oder
geeignet ist, die Befolgung dieser Resolution
oder der Resolution 1267(1999) durch die Tali-
ban zu fördern, von dem Ausschuß vorab ge-
nehmigt;

12. beschließt ferner, daß der Ausschuß eine Liste
genehmigter Organisationen und staatlicher
Hilfseinrichtungen führen wird, die Afghani-
stan humanitäre Hilfe gewähren, einschließlich
der Vereinten Nationen und ihrer Organisatio-
nen, staatlicher Hilfseinrichtungen, die huma-
nitäre Hilfe gewähren, des Internationalen Ko-
mitees vom Roten Kreuz und gegebenenfalls
nichtstaatlicher Organisationen, daß das mit
Ziffer 11 verhängte Verbot keine Anwendung
auf humanitäre Flüge findet, die von den Orga-
nisationen und staatlichen Hilfseinrichtungen,
die in der von dem Ausschuß genehmigten Li-
ste enthalten sind oder in deren Namen durch-
geführt werden, daß der Ausschuß die Liste re-

gelmäßig überprüfen und gegebenenfalls wei-
tere Organisationen und staatliche Hilfsein-
richtungen darin aufnehmen wird und daß der
Ausschuß Organisationen und staatliche Ein-
richtungen aus der Liste streichen wird, wenn
er feststellt, daß sie Flüge für andere als huma-
nitäre Zwecke durchführen oder voraussicht-
lich durchführen werden, und daß er diese Or-
ganisationen und staatlichen Einrichtungen so-
fort davon in Kenntnis setzen wird, daß somit
jeder von ihnen oder in ihrem Namen durchge-
führte Flug den Bestimmungen der Ziffer 11
unterliegt;

13. fordert die Taliban auf, den sicheren und unge-
hinderten Zugang des humanitären Personals
und der Hilfslieferungen zu allen Hilfsbedürfti-
gen in dem von ihnen kontrollierten Hoheitsge-
biet zu gewährleisten, und unterstreicht, daß
die Taliban Garantien für die Sicherheit und
Bewegungsfreiheit des Personals der Verein-
ten Nationen und des beigeordneten huma-
nitären Hilfspersonals geben müssen;

14. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Maßnah-
men zu treffen, um die Einreise aller hohen
Amtsträger der Taliban im Range eines Stell-
vertretenden Ministers oder darüber, von der
Kontrolle der Taliban unterstehendem bewaff-
netem Personal vergleichbaren Rangs sowie
von anderen hochrangigen Beratern und Wür-
denträgern der Taliban in ihr Hoheitsgebiet be-
ziehungsweise deren Durchreise durch ihr Ho-
heitsgebiet zu beschränken, es sei denn, diese
Amtsträger reisen zu humanitären Zwecken,
einschließlich religiöser Verpflichtungen wie
der Durchführung des Hadsch, oder ihre Rei-
se fördert die Erörterung einer friedlichen Re-
gelung des Konflikts in Afghanistan oder be-
trifft die Befolgung dieser Resolution oder der
Resolution 1267(1999);

15. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit
dem Ausschuss
a) einen Sachverständigenausschuß einzuset-

zen, mit dem Auftrag, dem Rat innerhalb
von sechzig Tagen nach Verabschiedung
dieser Resolution Empfehlungen darüber
abzugeben, wie das Waffenembargo und
die Schließung der Ausbildungslager für
Terroristen, die in den Ziffern 3 und 5 
verlangt werden, überwacht werden kön-
nen, einschließlich der Verwendung von
Informationen, welche die Mitgliedstaaten
durch ihre nationalen Mittel erhalten und
dem Generalsekretär zur Verfügung stel-
len;

b) mit den betreffenden Mitgliedstaaten Kon-
sultationen zu führen, um die mit dieser Re-
solution und der Resolution 1267(1999)
verhängten Maßnahmen anzuwenden, und
dem Rat über die Ergebnisse dieser Kon-
sultationen Bericht zu erstatten;

c) über die Durchführung der bestehenden
Maßnahmen Bericht zu erstatten, die Pro-
bleme bei der Durchsetzung dieser Maß-
nahmen zu bewerten, Empfehlungen zur
Verstärkung der Durchsetzung abzugeben
und die Maßnahmen der Taliban zur Befol-
gung ihrer Verpflichtungen zu evaluieren;

d) die humanitären Auswirkungen der mit
dieser Resolution und der Resolution 1267
(1999) verhängten Maßnahmen zu über-
prüfen und dem Rat innerhalb von neunzig
Tagen nach Verabschiedung dieser Reso-
lution einen Bericht samt einer Bewertung
und Empfehlungen vorzulegen, danach in
regelmäßigen Abständen über jegliche hu-
manitären Auswirkungen Bericht zu erstat-

ten und spätestens dreißig Tage vor Ablauf
dieser Maßnahmen einen umfassenden Be-
richt zu dieser Frage sowie etwaige Emp-
fehlungen vorzulegen;

16. ersucht den Ausschuß, sein Mandat zu erfüllen,
indem er zusätzlich zu den in Resolution 1267
(1999) festgelegten Aufgaben die folgenden
Aufgaben wahrnimmt:
a) auf der Grundlage der von den Staaten und

regionalen und internationalen Organisa-
tionen zur Verfügung gestellten Informa-
tionen die Aufstellung und Führung ak-
tualisierter Listen aller Einreisepunkte und
Landezonen für Luftfahrzeuge innerhalb
des unter der Kontrolle der Taliban stehen-
den Hoheitsgebiets Afghanistans sowie
Mitteilung des Inhalts dieser Listen an die
Mitgliedstaaten;

b) auf der Grundlage der von den Staaten und
regionalen Organisationen zur Verfügung
gestellten Informationen die Aufstellung
und Führung aktualisierter Listen der Per-
sonen und Körperschaften, die als mit Usa-
ma bin Laden assoziiert bezeichnet wur-
den, im Einklang mit Ziffer 8 c);

c) die Prüfung von Anträgen auf Ausnahmen
nach den Ziffern 6 und 11 und die Be-
schlußfassung darüber;

d) spätestens einen Monat nach Verabschie-
dung dieser Resolution die Aufstellung
und Führung einer aktualisierten Liste ge-
nehmigter Organisationen und staatlicher
Hilfseinrichtungen, die Afghanistan huma-
nitäre Hilfe gewähren, im Einklang mit
Ziffer 12;

e) die Veröffentlichung sachdienlicher Infor-
mationen betreffend die Durchführung die-
ser Maßnahmen mit Hilfe geeigneter Me-
dien, namentlich durch den besseren Ein-
satz von Informationstechnologien;

f) gegebenenfalls die Erwägung der Mög-
lichkeit, daß der Vorsitzende des Aus-
schusses und erforderlichenfalls weitere
Ausschussmitglieder den Ländern der Re-
gion einen Besuch abstatten, um die volle
und wirksame Durchführung der mit dieser
Resolution und der Resolution 1267(1999)
verhängten Maßnahmen sicherzustellen
und den Staaten eindringlich nahezulegen,
die einschlägigen Ratsresolutionen zu be-
folgen;

g) die regelmäßige Berichterstattung an den
Rat über die ihm vorgelegten Informatio-
nen betreffend diese Resolution und die
Resolution 1267(1999), namentlich über
die dem Ausschuß gemeldeten möglichen
Verstöße gegen die Maßnahmen, samt Emp-
fehlungen zur Verstärkung der Wirksam-
keit dieser Maßnahmen;

17. fordert alle Staaten und alle internationalen
und regionalen Organisationen, namentlich die
Vereinten Nationen und ihre Sonderorganisa-
tionen, auf, ungeachtet des Bestehens etwaiger
Rechte oder Pflichten aus einer internationalen
Übereinkunft, einem Vertrag oder einer Lizenz
oder Genehmigung, die zeitlich vor dem Da-
tum des Inkrafttretens der mit den Ziffern 5, 8,
10 und 11 verhängten Maßnahmen liegen,
streng in Übereinstimmung mit dieser Resolu-
tion zu handeln;

18. fordert die Staaten auf, gegen ihrer Hoheitsge-
walt unterstehende Personen und Körperschaf-
ten, die gegen die mit den Ziffern 5, 8, 10 und
11 verhängten Maßnahmen verstoßen, gericht-
lich vorzugehen und angemessene Strafen zu
verhängen;
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19. fordert alle Staaten auf, mit dem Ausschuß bei
der Erfüllung seiner Aufgaben voll zusammen-
zuarbeiten, unter anderem dadurch, daß sie
dem Ausschuß die von ihm gemäß dieser Reso-
lution angeforderten Informationen übermitteln;

20. ersucht alle Staaten, dem Ausschuß innerhalb
von dreißig Tagen nach Inkrafttreten der mit
den Ziffern 5, 8, 10 und 11 verhängten Maß-
nahmen über die Maßnahmen Bericht zu er-
statten, die sie im Hinblick auf die wirksame
Durchführung dieser Resolution ergriffen ha-
ben;

21. ersucht das Sekretariat, die von Regierungen
und aus öffentlichen Informationsquellen er-
haltenen Informationen über mögliche Ver-
stöße gegen die mit den Ziffern 5, 8, 10 und 11
verhängten Maßnahmen dem Ausschuß zur
Prüfung vorzulegen;

22. beschließt, daß die mit den Ziffern 5, 8, 10 und
11 verhängten Maßnahmen einen Monat nach
Verabschiedung dieser Resolution um 0.01 Uhr
New Yorker Ortszeit in Kraft treten werden;

23. beschließt ferner, daß die mit den Ziffern 5, 8,
10 und 11 verhängten Maßnahmen zwölf Mo-
nate lang gelten werden und daß der Rat am
Ende dieses Zeitraums einen Beschluß darüber
fassen wird, ob die Taliban die Ziffern 1, 2 und
3 befolgt haben, und demgemäß beschließen
wird, ob diese Maßnahmen um einen weiteren
Zeitraum mit den gleichen Bedingungen zu
verlängern sind;

24. beschließt, die mit den Ziffern 5, 8, 10 und 11
verhängten Maßnahmen zu beenden, falls die
Taliban die in den Ziffern 1, 2 und 3 enthalte-
nen Bedingungen vor Ablauf des Zwölfmo-
nats-Zeitraums befolgen;

25. bekundet seine Bereitschaft, im Einklang mit
seiner Verantwortung nach der Charta der Ver-
einten Nationen die Verhängung weiterer Maß-
nahmen in Erwägung zu ziehen, mit dem Ziel,
die vollinhaltliche Durchführung dieser Reso-
lution und der Resolution 1267(1999) zu errei-
chen, unter anderem unter Berücksichtigung
der in Ziffer 15 d) genannten Bewertung der
Auswirkungen und mit dem Ziel, die Wirksam-
keit der Sanktionen zu verbessern und Auswir-
kungen auf die humanitäre Lage zu vermeiden;

26. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: +13; –0; =2: China, Ma-
laysia.

Angola

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Durchset-
zung des gegen die UNITA (Angola) verhäng-
ten Waffen- und Erdölembargos sowie der son-
stigen Maßnahmen. – Resolution 1336(2001)
vom 23. Januar 2001

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolution 864(1993)

vom 15. September 1993 und aller danach ver-
abschiedeten einschlägigen Resolutionen, ins-
besondere der Resolutionen 1127(1997) vom
28. August 1997, 1173(1998) vom 12. Juni
1998, 1237(1999) vom 7. Mai 1999 und 1295
(2000) vom 18. April 2000,

– sowie in Bekräftigung seines Eintretens für die
Erhaltung der Souveränität und der territoria-
len Unversehrtheit Angolas,

– mit dem Ausdruck seiner anhaltenden Besorg-
nis über die humanitären Auswirkungen der

derzeitigen Lage auf die Zivilbevölkerung
Angolas,

– feststellend, daß die Situation in Angola eine
Bedrohung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. nimmt Kenntnis von dem Schlußbericht (S/
2000/1225) des nach Resolution 1295(2000)
eingesetzten Überwachungsmechanismus;

2. erklärt seine Absicht, den Schlußbericht nach
Ziffer 5 der Resolution 1295(2000) umfassend
zu prüfen;

3. beschließt, das in Resolution 1295(2000) fest-
gelegte Mandat des Überwachungsmechanis-
mus um einen Zeitraum von drei Monaten zu
verlängern;

4. ersucht den Überwachungsmechanismus, dem
Ausschuß nach Resolution 864(1993) regel-
mäßig Bericht zu erstatten und spätestens am
19. April 2001 ein schriftliches Addendum zu
dem Schlußbericht vorzulegen;

5. ersucht den Generalsekretär, nach Verabschie-
dung dieser Resolution und im Benehmen 
mit dem Ausschuß tätig werdend, bis zu fünf
der von ihm gemäß Resolution 1295(2000) 
ernannten Sachverständigen erneut für den
Überwachungsmechanismus zu ernennen, und
ersucht den Generalsekretär ferner, die not-
wendigen finanziellen Vorkehrungen zu tref-
fen, um die Arbeit des Überwachungsmecha-
nismus zu unterstützen;

6. ersucht den Vorsitzenden des Ausschusses nach
Resolution 864(1993), dem Rat das schriftliche
Addendum zu dem Schlußbericht spätestens
am 19. April 2001 vorzulegen;

7. fordert alle Staaten auf, mit dem Überwa-
chungsmechanismus bei der Wahrnehmung
seiner Aufgaben voll zusammenzuarbeiten;

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Burundi

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 29. September 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/29)

Im Anschluß an Konsultationen des Plenums des
Rates auf der 4201. Sitzung des Sicherheitsrats am
29. September 2000 gab der Präsident des Sicher-
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung
des Punktes ›Die Situation in Burundi‹ durch den
Rat bekannt, daß die folgende Erklärung im Na-
men des Rates als Erklärung des Präsidenten ver-
öffentlicht werden würde:

»Der Sicherheitsrat dankt dem ehemaligen Präsi-
denten Nelson Mandela in seiner Eigenschaft als
Förderer des Friedensprozesses von Aruscha in
Burundi aufs wärmste für seine Unterrichtung des
Sicherheitsrats am 29. September 2000. Er würdigt
seine unermüdlichen Anstrengungen im Interesse
des Friedens in Burundi und ermutigt ihn, seine
Anstrengungen fortzusetzen.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Unterzeichnung des
Friedensabkommens von Aruscha am 28. August
2000 sowie die weiteren Unterschriften unter das
Abkommen, die auf dem am 20. September 2000
in Nairobi (Kenia) abgehaltenen Regionalgipfel
geleistet wurden. Er würdigt diejenigen burundi-
schen Parteien, einschließlich der Regierung, die

ihre Entschlossenheit zur Fortführung der Ver-
handlungen unter Beweis gestellt haben.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß den burun-
dischen Parteien die Schlüsselrolle bei der Her-
beiführung eines dauerhaften Friedens in Burundi
zukommt. Er ist überzeugt, daß die Erzielung ei-
ner solchen Vereinbarung nur auf dem Kompro-
mißweg möglich ist, und fordert zu diesem Zweck
alle Parteien nachdrücklich auf, auf die Überwin-
dung der noch bestehenden Meinungsverschieden-
heiten hinsichtlich des Friedensabkommens hinzu-
arbeiten und mit seiner Umsetzung zu beginnen.
Der Sicherheitsrat bekräftigt die Aufforderung, die
er in seiner Resolution 1286(2000) vom 19. Januar
2000 an alle dem Friedensprozeß ferngebliebenen
Parteien gerichtet hat, die Feindseligkeiten einzu-
stellen und voll an diesem Prozeß mitzuwirken. In
dieser Hinsicht unterstützt er die Aufforderung des
Förderers des Friedensprozesses an die Rebellen-
gruppen, ihre Haltung bis zum 20. Oktober 2000
klarzustellen.
Der Sicherheitsrat sieht sich durch das Engage-
ment der Staaten der Region ermutigt. Er fordert
sie nachdrücklich auf, ihre Anstrengungen fortzu-
setzen und vor allem ihren Einfluß zu nutzen, um
die bewaffneten Gruppen fest in den Friedenspro-
zeß einzubinden.
Der Sicherheitsrat verurteilt alle Angriffe auf die
Zivilbevölkerung. Er bleibt auf das tiefste besorgt
über das weiterhin hohe Maß an Gewalt in Burun-
di, insbesondere die Gewalttätigkeiten der Rebel-
lengruppen, obwohl diese zu direkten Verhandlun-
gen mit der burundischen Regierung aufgefordert
wurden, um ein dauerhaftes Waffenruheabkom-
men sicherzustellen.
Der Sicherheitsrat bleibt zutiefst besorgt über die
schlimmen wirtschaftlichen, humanitären und so-
zialen Bedingungen in Burundi und fordert alle
Parteien auf, in vollem Umfang mit den an der
Durchführung des Abkommens beteiligten nicht-
staatlichen Organisationen und internationalen 
Organisationen zusammenzuarbeiten. Er fordert
alle Betroffenen nachdrücklich auf sicherzustellen,
daß ehemalige Lagerbewohner geschützt und ge-
achtet werden und daß sie freiwillig und in Sicher-
heit und Würde in ihre Heimat zurückkehren kön-
nen.
Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von der Abhal-
tung einer Tagung der Geberländer in Brüssel am
15. September 2000. Er begrüßt den auf dieser Ta-
gung ergangenen Aufruf zur schrittweisen Wie-
deraufnahme der Hilfeleistungen für Burundi, na-
mentlich durch Entwicklungshilfe, um seine drän-
genden humanitären und wirtschaftlichen Proble-
me zu lindern, während es bei den Friedensver-
handlungen im Land Fortschritte erzielt. In dieser
Hinsicht begrüßt er auch den Plan, zu gegebener
Zeit in Paris eine Geberkonferenz abzuhalten.
Der Sicherheitsrat ist bereit, praktische Mittel und
Wege zur bestmöglichen Unterstützung des Frie-
densprozesses zu prüfen. Zu diesem Zweck er-
sucht der Rat den Generalsekretär dringend, ihm
darüber Bericht zu erstatten, welche konkreten
Maßnahmen die Vereinten Nationen zur Konsoli-
dierung des Friedens und der wirtschaftlichen Ge-
sundung in Burundi unternehmen können.
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit ak-
tiv befaßt bleiben.«

Ehemaliges Jugoslawien

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 22. November 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/35)
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Auf der 4232. Sitzung des Sicherheitsrats am 22.
November 2000 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Resolutionen 1160(1998), 1199(1998),
1203(1998), 1239(1999) und 1244(1999) des Si-
cherheitsrats‹ durch den Rat im Namen des Rates
die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekundet seine Bestürzung
über die verbrecherischen Attentate, die am 22.
November 2000 in Prisv tina auf das Haus des Lei-
ters des Verbindungsausschusses der Bundesrepu-
blik Jugoslawien sowie am 21. November 2000 im
Süden Serbiens auf serbische Polizisten verübt
wurden und bei denen es mehrere Tote und Ver-
wundete gab, und verurteilt diese Attentate nach-
drücklich.
Der Rat fordert eine sofortige umfassende Unter-
suchung, damit die Täter vor Gericht gebracht
werden.
In vollem Bewußtsein aller Maßnahmen, die be-
reits getroffen wurden, um die Sicherheit aller Be-
wohner dieser Region zu gewährleisten, fordert
der Rat die KFOR und die UNMIK auf, auch wei-
terhin alle erforderlichen Anstrengungen zu unter-
nehmen, namentlich entlang der Sicherheitszone
am Boden, um weitere Attentate zu verhindern.
Der Rat verlangt, daß alle Beteiligten alle Gewalt-
handlungen, insbesondere gegen ethnische Min-
derheiten, unterlassen und mit der KFOR und der
UNMIK zusammenarbeiten.
Der Sicherheitsrat wird diese Angelegenheit auch
weiterhin aufmerksam verfolgen.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 19. Dezember 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/40)

Auf der 4250. Sitzung des Sicherheitsrats am 19.
Dezember 2000 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Resolutionen des Sicherheitsrats 1160
(1998), 1199(1998), 1203(1998), 1239(1999) und
1244(1999)‹ durch den Rat im Namen des Rates
die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt die durch Herrn 
Annabi am 19. Dezember erfolgte Unterrichtung
sowie die Anwesenheit des Außenministers der
Bundesrepublik Jugoslawien bei der Sitzung.
Der Sicherheitsrat verleiht seiner ernsten Besorg-
nis über die Situation in bestimmten Gemeinden 
in Südserbien (Bundesrepublik Jugoslawien) und
insbesondere in der Sicherheitszone am Boden
Ausdruck, die in der in Anlage 2 seiner Resolution
1244(1999) vom 10. Juni 1999 genannten mili-
tärisch-technischen Vereinbarung festgelegt ist. Er
verurteilt mit Nachdruck die Gewalthandlungen,
die von Extremistengruppen albanischer Volks-
zugehörigkeit in Südserbien verübt wurden, und
fordert die sofortige und vollständige Einstellung
der Gewalttätigkeit in diesem Gebiet. Der Rat be-
kräftigt seine Resolution 1244(1999) in ihrer Ge-
samtheit.
Der Sicherheitsrat fordert die Auflösung der Extre-
mistengruppen albanischer Volkszugehörigkeit.
Der Rat fordert außerdem den sofortigen Abzug 
aller Nichtortsansässigen, die an extremistischen
Tätigkeiten teilnehmen, aus dem Gebiet und insbe-
sondere aus der Sicherheitszone am Boden.
Der Rat begrüßt es, daß zwischen den serbischen
und jugoslawischen Behörden und Vertretern der
betroffenen Gemeinden ein Dialog begonnen wor-

den ist, der eine dauerhafte Regelung des Problems
erleichtern könnte. 
In diesem Zusammenhang begrüßt der Rat, daß
sich die jugoslawischen Behörden verpflichtet 
haben, auf eine friedliche, auf demokratischen
Grundsätzen beruhende Regelung hinzuarbeiten
und die Bestimmungen der Resolution 1244(1999)
und der militärisch-technischen Vereinbarung zu
achten, wie in dem Schreiben des Präsidenten 
der Bundesrepublik Jugoslawien vom 13. De-
zember 2000 an den Präsidenten des Sicherheits-
rats (S/2000/1184) zum Ausdruck gebracht wur-
de.
Der Sicherheitsrat begrüßt die spezifischen Maß-
nahmen, die die internationale Sicherheitspräsenz
(KFOR) zur Bewältigung des Problems ergriffen
hat, insbesondere die verstärkte Überwachung der
Grenze, die Konfiszierung der Waffen und die Un-
terbrechung festgestellter illegaler Tätigkeiten in-
nerhalb des Kosovo in der Nähe der östlichen Ver-
waltungsgrenze. Er begrüßt den konstruktiven
Dialog zwischen der KFOR und den jugoslawi-
schen und serbischen Behörden, insbesondere
auch soweit er über die Gemeinsame Durchfüh-
rungskommission erfolgt. Der Rat fordert die
KFOR und die Übergangsverwaltungsmission der
Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) auf,
auch weiterhin alle erforderlichen Anstrengungen
zu unternehmen, um dieses Problem zu bewälti-
gen. Der Rat fordert außerdem die Führer der Ko-
sovo-Albaner auf, zur Stabilisierung der Lage bei-
zutragen. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die detaillierte öffentli-
che Erklärung des Generalsekretärs der Nordatlan-
tik-Vertragsorganisation vom 29. November 2000
und die darin enthaltene entschlossene Botschaft
an die extremistischen Gruppen im Gebiet von
Presevo-Medvedja-Bujanovac.
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit ak-
tiv befaßt bleiben.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Weitere Über-
wachung der Entmilitarisierung der Halbinsel
Prevlaka in Kroatien durch die Beobachtermis-
sion der Vereinten Nationen in Prevlaka (UN-
MOP). – Resolution 1335(2001) vom 12. Janu-
ar 2001

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä-

gigen Resolutionen, insbesondere auch seine
Resolutionen 779(1992) vom 6. Oktober 1992,
981(1995) vom 31. März 1995, 1088(1996)
vom 12. Dezember 1996, 1147(1998) vom 13.
Januar 1998, 1183(1998) vom 15. Juli 1998,
1222(1999) vom 15. Januar 1999, 1252(1999)
vom 15. Juli 1999, 1285(2000) vom 13. Januar
2000, 1305(2000) vom 21. Juni 2000 und 1307
(2000) vom 13. Juli 2000,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 29. Dezember 2000 (S/2000/1251)
über die Beobachtermission der Vereinten Na-
tionen in Prevlaka (UNMOP),

– sowie unter Hinweis auf die an seinen Präsi-
denten gerichteten Schreiben des Geschäftsträ-
gers a.i. der Bundesrepublik Jugoslawien vom
22. Dezember 2000 (S/2000/1235) und des
Ständigen Vertreters Kroatiens vom 5. Januar
2001 (S/2001/13) betreffend die Prevlaka-Streit-
frage,

– in nochmaliger Bekräftigung seines Eintretens
für die Unabhängigkeit, Souveränität und terri-
toriale Unversehrtheit der Republik Kroatien

innerhalb ihrer international anerkannten Gren-
zen,

– erneut Kenntnis nehmend von der am 30. Sep-
tember 1992 von den Präsidenten der Republik
Kroatien und der Bundesrepublik Jugoslawien
in Genf unterzeichneten Gemeinsamen Er-
klärung, insbesondere deren Artikel 1 sowie
Artikel 3, in dem ihre Vereinbarung betreffend
die Entmilitarisierung der Halbinsel Prevlaka
bekräftigt wird,

– mit Genugtuung feststellend, daß die Gesamt-
situation im Zuständigkeitsbereich der UN-
MOP stabil und ruhig geblieben ist,

– mit dem erneuten Ausdruck seiner Besorgnis
über die anhaltenden Verletzungen des Ent-
militarisierungsregimes, namentlich die Ein-
schränkungen der Bewegungsfreiheit der Mi-
litärbeobachter der Vereinten Nationen,

– mit Genugtuung darüber, daß die Öffnung von
Übergangsstellen zwischen Kroatien und der
Bundesrepublik Jugoslawien in der entmilitari-
sierten Zone den zivilen und kommerziellen
Grenzverkehr in beide Richtungen auch wei-
terhin ohne sicherheitsbezogene Zwischenfälle
erleichtert und auch weiterhin eine bedeutende
vertrauensbildende Maßnahme bei der Norma-
lisierung der Beziehungen zwischen den bei-
den Parteien darstellt, sowie den Parteien ein-
dringlich nahelegend, die Öffnung dieser Über-
gangsstellen als Grundlage für weitere vertrau-
ensbildende Maßnahmen zu nutzen, um eine
Normalisierung ihrer Beziehungen zu errei-
chen,

– mit Genugtuung darüber, daß sich die demo-
kratischen Regierungen Kroatiens und der Bun-
desrepublik Jugoslawien, wie vom Minister-
präsidenten der Bundesregierung der Bundes-
republik Jugoslawien (S/2000/1235) und dem
Außenminister Kroatiens (S/2001/13) zum Aus-
druck gebracht, verpflichtet haben, die bilate-
ralen Gespräche über die Prevlaka-Streitfrage
so bald wie möglich gemäß dem Abkommen
über die Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen der Republik Kroatien und der Bundes-
republik Jugoslawien vom 23. August 1996 (S/
1996/706, Anlage) wieder aufzunehmen, was
einen langen Zeitraum beenden würde, in dem
keine maßgeblichen Fortschritte in dieser Fra-
ge erzielt wurden,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber,
daß bei der Einleitung eines umfassenden Mi-
nenräumprogramms durch die Parteien Verzö-
gerungen eingetreten sind,

– in Würdigung der Rolle der UNMOP sowie
feststellend, daß die Präsenz der Militärbeob-
achter der Vereinten Nationen nach wie vor un-
verzichtbar für die Aufrechterhaltung von Be-
dingungen ist, die einer Verhandlungsregelung
der Prevlaka-Streitfrage förderlich sind,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal sowie auf die Erklärung seines
Präsidenten vom 10. Februar 2000 (S/PRST/
2000/4),

– erfreut über die Anstrengungen, welche die
Vereinten Nationen unternehmen, um das Frie-
denssicherungspersonal im Hinblick auf die
Prävention und Eindämmung von HIV/Aids
und anderen übertragbaren Krankheiten bei al-
len ihren Friedenssicherungseinsätzen zu sen-
sibilisieren, und diese Anstrengungen befür-
wortend,

1. ermächtigt die Militärbeobachter der Vereinten
Nationen, die Entmilitarisierung der Halbinsel
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Prevlaka im Einklang mit den Resolutionen
779(1992) und 981(1995) und den Ziffern 19
und 20 des Berichts des Generalsekretärs vom
13. Dezember 1995 (S/1995/1028) bis zum 15.
Juli 2001 weiter zu überwachen;

2. erneuert seine Aufforderung an die Parteien,
alle Verstöße gegen das Entmilitarisierungs-
regime in den von den Vereinten Nationen fest-
gelegten Zonen zu unterlassen, Maßnahmen
zum weiteren Abbau der Spannungen und zur
Verbesserung der Sicherheit in dem Gebiet zu
ergreifen, mit den Militärbeobachtern der Ver-
einten Nationen voll zusammenzuarbeiten und
ihre Sicherheit und volle und uneingeschränkte
Bewegungsfreiheit zu gewährleisten;

3. fordert die Parteien auf, die Gespräche über 
die Prevlaka-Streitfrage so bald wie möglich 
wieder aufzunehmen, und legt ihnen nahe, die
Empfehlungen und Alternativen für den Aus-
bau vertrauensbildender Maßnahmen, die ih-
nen entsprechend seinem Ersuchen in Resoluti-
on 1252(1999) vorgelegt wurden, zu nutzen,
mit dem Ziel, unter anderem die Bewegungs-
freiheit der Zivilbevölkerung weiter zu erleich-
tern, und ersucht den Generalsekretär, bis zum
15. April 2001 Bericht zu erstatten;

4. fordert die Parteien erneut nachdrücklich auf,
ihre gegenseitig eingegangenen Verpflichtun-
gen einzuhalten und das Abkommen über die
Normalisierung der Beziehungen vollinhalt-
lich durchzuführen, und betont insbesondere,
daß sie ihre Verpflichtung, im Einklang mit Ar-
tikel 4 des Abkommens eine Verhandlungslö-
sung der Prevlaka-Streitfrage herbeizuführen,
rasch und getreu erfüllen müssen;

5. ersucht die Parteien, dem Generalsekretär auch
weiterhin mindestens alle zwei Monate über
den Stand ihrer bilateralen Verhandlungen Be-
richt zu erstatten;

6. fordert die Parteien erneut auf, in den festge-
legten Minenfeldern im Zuständigkeitsbereich
der UNMOP ein umfassendes Minenräumpro-
gramm einzuleiten;

7. ersucht die Militärbeobachter der Vereinten
Nationen und die vom Rat in Resolution 1088
(1996) vom 12. Dezember 1996 genehmigte
und mit Resolution 1305(2000) vom 21. Juni
2000 verlängerte multinationale Stabilisierungs-
truppe, voll miteinander zu kooperieren;

8. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Benennun-
gen für das Richteramt beim Internationalen
Gericht für das ehemalige Jugoslawien. – Re-
solution 1340(2001) vom 8. Februar 2001

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 808

(1993) vom 22. Februar 1993, 827(1993) vom
25. Mai 1993, 1166(1998) vom 13. Mai 1998
und 1329(2000) vom 30. November 2000,

– in Anbetracht seines Beschlusses, die beim 
Generalsekretär bis zum 31. Januar 2001 ein-
gegangenen Benennungen für das Richteramt
beim Internationalen Gericht für das ehemalige
Jugoslawien zu behandeln,

> leitet gemäß Artikel 13 bis 1) d) des Statuts des
Internationalen Gerichts die nachstehende Li-
ste der benannten Personen an die Generalver-
sammlung weiter:

Carmel A. Agius (Malta)
Richard Allen Banda (Malawi)
Mohamed Amin El Abbassi Elmahdi 

(Ägypten)
Mohamed El Habib Fassi Fihri (Marokko)
David Hunt (Australien)
Claude Jorda (Frankreich)
O-gon Kwon (Republik Korea)
Liu Daqun (China)
Abderraouf Mahbouli (Tunesien)
Richard George May 

(Vereinigtes Königreich 
Großbritannien und Nordirland)

Theodor Meron 
(Vereinigte Staaten von Amerika)

Florence Ndepele Mwachande Mumba 
(Sambia)

Rafael Nieto Navia (Kolumbien)
Leopold Ntahompagaze (Burundi)
Alphonsus Martinus Maria Orie 

(Niederlande)
Fausto Pocar (Italien)
Jonah Rahetlah (Madagaskar)
Patrick Lipton Robinson (Jamaika)
Almiro Simões Rodrigues (Portugal)
Miriam Defensor Santiago (Philippinen)
Wolfgang Schomburg (Deutschland)
Mohamed Shahabuddeen (Guyana)
Demetrakis Stylianides (Zypern)
Krister Thelin (Schweden)
Volodymyr Vassylenko (Ukraine)
Karam Chand Vohrah (Malaysia)

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Frauen

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Rolle der
Frau in der Friedenssicherung und Friedens-
konsolidierung. – Resolution 1325(2000) vom
31. Oktober 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1261

(1999) vom 25. August 1999, 1265(1999) 
vom 17. September 1999, 1296(2000) vom 19.
April 2000 und 1314(2000) vom 11. August
2000 sowie auf die einschlägigen Erklärungen
seines Präsidenten sowie unter Hinweis auf 
die Presseerklärung seines Präsidenten vom 
8. März 2000 anläßlich des Tages der Verein-
ten Nationen für die Rechte der Frau und
den Weltfrieden (Internationaler Tag der Frau)
(SC/6816),

– sowie unter Hinweis auf die Verpflichtungen
aus der Erklärung von Beijing und der Aktions-
plattform (A/52/231) sowie aus dem Ergebnis-
dokument der dreiundzwanzigsten Sonderta-
gung der Generalversammlung der Vereinten
Nationen ›Frauen 2000: Gleichstellung, Ent-
wicklung und Frieden für das 21. Jahrhundert‹
(A/S-23/10/Rev.1), insbesondere betreffend
Frauen und bewaffnete Konflikte,

– eingedenk der Ziele und Grundsätze der Charta
der Vereinten Nationen und der Hauptverant-
wortung des Sicherheitsrats nach der Charta
für die Wahrung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber,
daß Zivilpersonen, insbesondere Frauen und
Kinder, die weitaus größte Mehrheit der von
bewaffneten Konflikten betroffenen Personen
stellen, namentlich auch als Flüchtlinge und
Binnenvertriebene, und daß sie in zunehmen-

dem Maße von Kombattanten und bewaffneten
Elementen gezielt angegriffen werden, sowie
in der Erkenntnis, daß dies Folgen für einen
dauerhaften Frieden und eine dauerhafte Aus-
söhnung nach sich zieht,

– erneut erklärend, welche wichtige Rolle Frau-
en bei der Verhütung und Beilegung von Kon-
flikten und bei der Friedenskonsolidierung zu-
kommt, und betonend, wie wichtig es ist, daß
sie an allen Anstrengungen zur Wahrung und
Förderung von Frieden und Sicherheit gleich-
berechtigt und in vollem Umfang teilhaben und
daß ihre Mitwirkung an den Entscheidungen
im Hinblick auf die Verhütung und Beilegung
von Konflikten ausgebaut werden muß,

– sowie erneut erklärend, daß die Bestimmun-
gen des humanitären Völkerrechts und der
Menschenrechtsinstrumente, die die Rechte
von Frauen und Mädchen während und nach
Konflikten schützen, vollinhaltlich verwirk-
licht werden müssen,

– betonend, daß alle Parteien sicherstellen müs-
sen, daß Minenräumprogramme und Aufklä-
rungsprogramme über die Minengefahr den 
besonderen Bedürfnissen von Frauen und Mäd-
chen Rechnung tragen,

– in Anerkennung der dringenden Notwendig-
keit, in alle Bereiche von Friedenssicherungs-
einsätzen eine Geschlechterperspektive zu in-
tegrieren, und in diesem Zusammenhang Kennt-
nis nehmend von der Erklärung von Windhuk
und dem Aktionsplan von Namibia zur Inte-
gration einer Geschlechterperspektive in mehr-
dimensionale Friedensunterstützungsmissionen
(S/2000/693),

– sowie in Anerkennung der Bedeutung der in
der Presseerklärung seines Präsidenten vom 
8. März 2000 abgegebenen Empfehlung, das
gesamte Friedenssicherungspersonal im Hin-
blick auf den Schutz, die besonderen Bedürf-
nisse und die Menschenrechte von Frauen und
Kindern in Konfliktsituationen speziell auszu-
bilden,

– anerkennend, daß ein Verständnis der Auswir-
kungen bewaffneter Konflikte auf Frauen und
Mädchen, wirksame institutionelle Vorkehrun-
gen zur Gewährleistung ihres Schutzes und ih-
re volle Mitwirkung am Friedensprozeß in er-
heblichem Maße zur Wahrung und Förderung
des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit beitragen können,

– in Anbetracht der Notwendigkeit, das Daten-
material zu den Auswirkungen bewaffneter
Konflikte auf Frauen und Mädchen zu konso-
lidieren,

1. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf,
dafür zu sorgen, daß Frauen in den nationalen,
regionalen und internationalen Institutionen
und Mechanismen zur Verhütung, Bewäl-
tigung und Beilegung von Konflikten auf al-
len Entscheidungsebenen stärker vertreten
sind;

2. legt dem Generalsekretär nahe, seinen strate-
gischen Aktionsplan (A/49/587) umzusetzen,
in dem eine stärkere Mitwirkung von Frau-
en in Entscheidungsfunktionen bei Konflikt-
beilegungs- und Friedensprozessen gefordert
wird;

3. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf,
mehr Frauen zu Sonderbeauftragten und Son-
derabgesandten zu ernennen, die in seinem Na-
men Gute Dienste leisten, und fordert die Mit-
gliedstaaten in diesem Zusammenhang auf,
dem Generalsekretär Kandidatinnen zur Auf-
nahme in eine regelmäßig aktualisierte zentra-
le Liste vorzuschlagen;
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4. fordert den Generalsekretär ferner nachdrück-
lich auf, die Ausweitung der Rolle und des Bei-
trags von Frauen bei den Feldmissionen der
Vereinten Nationen anzustreben, insbesondere
bei den Militärbeobachtern, der Zivilpolizei,
bei Menschenrechts- und humanitärem Perso-
nal;

5. bekundet seine Bereitschaft, in die Friedenssi-
cherungseinsätze eine Geschlechterperspekti-
ve zu integrieren, und fordert den Generalse-
kretär nachdrücklich auf sicherzustellen, daß
bei Bedarf auch für Geschlechterfragen zustän-
dige Elemente in Feldmissionen aufgenommen
werden;

6. ersucht den Generalsekretär, den Mitgliedstaa-
ten Leitlinien für die Aus- und Fortbildung so-
wie Material über den Schutz, die Rechte und
die besonderen Bedürfnisse von Frauen sowie
über die Wichtigkeit der Beteiligung von Frau-
en an allen Friedenssicherungs- und Friedens-
konsolidierungsmaßnahmen zur Verfügung 
zu stellen, bittet die Mitgliedstaaten, diese Ele-
mente sowie Aufklärungsmaßnahmen über
HIV/Aids in ihre einzelstaatlichen Ausbil-
dungsprogramme zur Vorbereitung von Mi-
litärpersonal und Zivilpolizisten auf ihren Ein-
satz aufzunehmen, und ersucht den Generalse-
kretär ferner sicherzustellen, daß das Zivilper-
sonal bei Friedenssicherungseinsätzen eine
ähnliche Ausbildung erhält;

7. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf,
ihre freiwillige finanzielle, technische und lo-
gistische Unterstützung von Trainingsmaßnah-
men zur Sensibilisierung in Geschlechterfra-
gen zu verstärken, namentlich Maßnahmen der
einschlägigen Fonds und Programme, unter an-
derem des Entwicklungsfonds der Vereinten
Nationen für die Frau, des Kinderhilfswerks
der Vereinten Nationen, des Amtes des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Natio-
nen und anderer zuständiger Organe;

8. fordert alle beteiligten Akteure auf, bei der
Aushandlung und Umsetzung von Friedens-
übereinkünften eine Geschlechterperspektive
zu berücksichtigen, die unter anderem auf fol-
gendes abstellt:
a) die besonderen Bedürfnisse von Frauen

und Mädchen während der Rückführung
und Neuansiedlung sowie bei der Normali-
sierung, der Wiedereingliederung und dem
Wiederaufbau nach Konflikten;

b) Maßnahmen zur Unterstützung lokaler Frie-
densinitiativen von Frauen und autochtho-
ner Konfliktbeilegungsprozesse sowie zur
Beteiligung von Frauen an allen Mechanis-
men zur Umsetzung der Friedensüberein-
künfte;

c) Maßnahmen zur Gewährleistung des
Schutzes und der Achtung der Menschen-
rechte von Frauen und Mädchen, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Verfas-
sung, dem Wahlsystem, der Polizei und der
rechtsprechenden Gewalt;

9. fordert alle Parteien bewaffneter Konflikte auf,
das auf die Rechte und den Schutz von Frauen
und Mädchen, insbesondere als Zivilpersonen,
anwendbare Völkerrecht vollinhaltlich zu ach-
ten, insbesondere die auf sie anwendbaren Ver-
pflichtungen aus den Genfer Abkommen von
1949 und den dazugehörigen Zusatzprotokol-
len von 1977, dem Abkommen von 1951 über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge und dem da-
zugehörigen Protokoll von 1967, dem Überein-
kommen von 1979 zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau und dem dazu-
gehörigen Fakultativprotokoll von 1999 sowie

dem Übereinkommen von 1989 über die Rech-
te des Kindes und den beiden dazugehörigen
Fakultativprotokollen vom 25. Mai 2000, und
die einschlägigen Bestimmungen des Römi-
schen Statuts des Internationalen Strafgerichts-
hofs zu berücksichtigen;

10. fordert alle Parteien bewaffneter Konflikte auf,
spezielle Maßnahmen zum Schutz von Frauen
und Mädchen vor geschlechtsspezifischer Ge-
walt zu ergreifen, insbesondere vor Vergewal-
tigung und anderen Formen des sexuellen Miß-
brauchs und allen anderen Formen der Gewalt
in Situationen bewaffneter Konflikte;

11. hebt hervor, daß alle Staaten dafür verant-
wortlich sind, der Straflosigkeit ein Ende zu
setzen und die Verantwortlichen für Völker-
mord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit
und Kriegsverbrechen, namentlich auch im Zu-
sammenhang mit sexueller und sonstiger Ge-
walt gegen Frauen und Mädchen, strafrechtlich
zu verfolgen, und betont in diesem Zusam-
menhang, daß diese Verbrechen soweit mög-
lich von Amnestieregelungen ausgenommen
werden müssen;

12. fordert alle Parteien bewaffneter Konflikte auf,
den zivilen und humanitären Charakter von
Flüchtlingslagern und -siedlungen zu achten
und namentlich auch bei ihrer Errichtung die
besonderen Bedürfnisse von Frauen und Mäd-
chen zu berücksichtigen, und verweist auf sei-
ne Resolutionen 1208(1998) vom 19. Novem-
ber 1998 und 1296(2000) vom 19. April 2000;

13. legt allen an der Abrüstungs-, Demobilisie-
rungs- und Wiedereingliederungsplanung Be-
teiligten nahe, die unterschiedlichen Bedürf-
nisse weiblicher und männlicher ehemaliger
Kombattanten sowie die Bedürfnisse der von
ihnen abhängigen Personen zu berücksichti-
gen;

14. bekräftigt seine Bereitschaft, bei allen Maß-
nahmen, die nach Artikel 41 der Charta der
Vereinten Nationen ergriffen werden, zu erwä-
gen, welche Auswirkungen sie auf die Zivilbe-
völkerung haben können, und dabei die beson-
deren Bedürfnisse von Frauen und Mädchen 
zu berücksichtigen, damit angemessene huma-
nitäre Ausnahmeregelungen geprüft werden
können;

15. bekundet seine Bereitschaft, dafür zu sorgen,
daß bei Missionen des Sicherheitsrats die Ge-
schlechterperspektive sowie die Rechte von
Frauen berücksichtigt werden, namentlich auch
durch Konsultationen mit Frauengruppen auf
lokaler wie internationaler Ebene;

16. bittet den Generalsekretär, die Durchführung
einer Studie über die Auswirkungen bewaffne-
ter Konflikte auf Frauen und Mädchen, die
Rolle der Frauen bei der Friedenskonsolidie-
rung und die Geschlechterdimensionen von
Friedensprozessen und der Konfliktbeilegung
zu veranlassen, und bittet ihn ferner, dem Si-
cherheitsrat einen Bericht über die Ergebnisse
dieser Studie vorzulegen und diesen auch allen
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zu-
gänglich zu machen;

17. ersucht den Generalsekretär, in seine Bericht-
erstattung an den Sicherheitsrat gegebenenfalls
auch Informationen über Fortschritte bei der
Integration einer Geschlechterperspektive in
alle Friedenssicherungsmissionen sowie über
alle anderen Frauen und Mädchen betreffenden
Gesichtspunkte aufzunehmen;

18. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Friedenskonsolidierung

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 23. März 2000 (UN-Dok. S/PRST/2000/
10)

Auf der 4119. Sitzung des Sicherheitsrats am 23.
März 2000 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Wahrung des Friedens und der Sicherheit und
Friedenskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit‹
durch den Rat im Namen des Rates die folgende
Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat erinnert an die Erklärung sei-
nes Präsidenten vom 8. Juli 1999 (S/PRST/1999/
21) und begrüßt den Bericht des Generalsekretärs
über die Rolle der Friedenssicherung der Verein-
ten Nationen auf den Gebieten Entwaffnung, De-
mobilisierung und Wiedereingliederung vom 11.
Februar 2000 (S/2000/101). Der Rat erinnert an
seine Hauptverantwortung für die Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
und bekräftigt seine Verpflichtung auf die
Grundsätze der politischen Unabhängigkeit, Sou-
veränität und territorialen Unversehrtheit aller
Staaten bei der Durchführung friedenssichern-
der und friedenskonsolidierender Maßnahmen 
sowie die Notwendigkeit, daß die Staaten ihren
Verpflichtungen nach dem Völkerrecht nachkom-
men.
Der Sicherheitsrat hat die Frage der Entwaffnung,
Demobilisierung und Wiedereingliederung von
Ex-Kombattanten in einem Friedenssicherungs-
umfeld geprüft, als Teil seines umfassenden und
ständigen Bemühens, zur Erhöhung der Wirksam-
keit der Friedenssicherungs- und Friedenskonsoli-
dierungstätigkeit der Vereinten Nationen in Kon-
fliktsituationen in der ganzen Welt beizutragen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß die Entwaff-
nung, Demobilisierung und Wiedereingliederung
von Ex-Kombattanten synergetische Faktoren sind
und daß der Erfolg des Prozesses vom Erfolg jedes
einzelnen der in seinem Rahmen unternommenen
Schritte abhängt. Der Rat betont, daß das politi-
sche Engagement der an dem Friedensprozeß be-
teiligten Parteien Voraussetzung für den Erfolg
von Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wie-
dereingliederungsprogrammen ist. Der Sicher-
heitsrat bekräftigt, daß die Entwaffnung und De-
mobilisierung in einem sicheren Umfeld stattfin-
den müssen, das den Ex-Kombattanten genügend
Vertrauen gibt, um ihre Waffen niederzulegen,
und unterstreicht, wie wichtig es ist, daß im Hin-
blick auf die langfristige wirtschaftliche und sozia-
le Entwicklung internationale Hilfe gewährt wird,
um die erfolgreiche Wiedereingliederung zu er-
leichtern. Der Rat stellt in diesem Zusammenhang
fest, daß die Entwaffnung, Demobilisierung und
Wiedereingliederung eines umfassenden Ansatzes
bedürfen, damit ein reibungsloser Übergang von
der Friedenssicherung zur Friedenskonsolidierung
erleichtert wird. 
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß zu den mandats-
gemäßen Aufgaben von Friedenssicherungseinsät-
zen in zunehmendem Maße die Beaufsichtigung
der Entwaffnung, Demobilisierung und Wieder-
eingliederung gehören. Der Rat erkennt ferner an,
wie wichtig es ist, daß bei konkreten Friedensab-
kommen mit Zustimmung der Parteien und je nach
Fall in die Friedenssicherungsmandate der Verein-
ten Nationen klare Bestimmungen betreffend die
Entwaffnung, Demobilisierung und Wiederein-
gliederung von Ex-Kombattanten aufgenommen
werden, einschließlich der sicheren und raschen
Einsammlung und Beseitigung von Waffen und
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Munition. Der Rat hebt hervor, daß das Sicheinset-
zen der internationalen Gemeinschaft für diese Be-
lange in dieser Hinsicht unerläßlich ist. Der Rat
unterstreicht außerdem die Notwendigkeit einer
klaren Aufgabenbeschreibung und Aufgabentei-
lung unter allen an dem Entwaffnungs-, Demobili-
sierungs- und Wiedereingliederungsprozeß betei-
ligten Akteuren, einschließlich der Organisationen
und Programme der Vereinten Nationen, und un-
terstreicht, daß dieser Aspekt bei Bedarf in den
Mandaten von Friedenssicherungseinsätzen sei-
nen Niederschlag finden sollte.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß wirksame Maß-
nahmen zur Eindämmung des Zustroms von
Kleinwaffen und leichten Waffen in Konfliktzo-
nen zum Erfolg von Entwaffnungs-, Demobilisie-
rungs- und Wiedereingliederungsprogrammen bei-
tragen können, und unterstützt weitere Anstren-
gungen und eine weitere Zusammenarbeit auf na-
tionaler, subregionaler, regionaler und globaler
Ebene zu diesem Zweck.
Der Sicherheitsrat unterstreicht insbesondere, wie
wichtig die Entwaffnung, Demobilisierung und
Wiedereingliederung von Kindersoldaten und die
Berücksichtigung der Probleme ist, denen sich
vom Krieg betroffene Kinder in Einsatzgebieten
gegenübersehen. Es ist daher unbedingt geboten,
daß Kindersoldaten in vollem Umfang in Entwaff-
nungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliede-
rungsprogramme einbezogen werden, und daß die
Programme so ausgelegt sind, daß sie den beson-
deren Bedürfnissen aller vom Krieg betroffenen
Kinder Rechnung tragen, unter Berücksichtigung
der geschlechts- und altersbedingten Unterschiede
und ihrer unterschiedlichen Erfahrungen im Laufe
eines bewaffneten Konflikts, wobei Mädchen be-
sondere Aufmerksamkeit zu widmen ist. In die-
sem Zusammenhang ersucht der Rat den Gene-
ralsekretär, sich mit den zuständigen Organisa-
tionen der Vereinten Nationen, namentlich dem
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, dem
Amt des Sonderbeauftragten des Generalsekre-
tärs für Kinder und bewaffnete Konflikte und 
anderen in Frage kommenden Organisationen 
mit Sachkenntnissen auf diesem Gebiet im Hin-
blick auf die Erarbeitung geeigneter Program-
me ins Benehmen zu setzen, und unterstreicht, 
wie wichtig eine entsprechende Koordinierung 
ist.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Initiative des Gene-
ralsekretärs dahin gehend, Personal mit einer ent-
sprechenden Ausbildung auf den Gebieten Völker-
recht, humanitäres Recht, Menschenrechte und
Flüchtlingsrecht, namentlich auch in bezug auf 
deren kinder- und geschlechtspezifische Bestim-
mungen, in alle Friedenssicherungseinsätze einzu-
beziehen. In diesem Zusammenhang begrüßt der
Rat die Heranziehung eines Kinderschutz-Beraters
bei einigen der jüngsten Friedenssicherungseinsät-
zen, und er legt dem Generalsekretär nahe, solche
Berater bei  Bedarf in künftige Einsätze einzube-
ziehen. Der Rat unterstreicht, wie wichtig es ist,
sich insbesondere der Bedürfnisse von weiblichen
Ex-Kombattanten anzunehmen, nimmt Kenntnis
von der Rolle der Frau bei der Konfliktbeile-
gung und Friedenskonsolidierung und ersucht den
Generalsekretär, diese Faktoren zu berücksichti-
gen. 
Der Sicherheitsrat ist sich bewußt, daß eine ausrei-
chende und rechtzeitige Finanzierung der Entwaff-
nung, Demobilisierung und Wiedereingliederung
für die erfolgreiche Durchführung des Friedens-
prozesses von kritischer Bedeutung ist, und ruft zu
diesem Zweck zu einer Koordinierung der freiwil-
ligen und veranlagten Finanzmittel auf, so auch
unter allen Organisationen des Systems der Ver-

einten Nationen. Der Rat begrüßt die immer stär-
kere Beteiligung der Weltbank an Entwaffnungs-,
Demobilisierungs- und Wiedereingliederungspro-
zessen und betont, wie wichtig die Unterstützung
der Mitgliedstaaten für ihre Aktivitäten auf diesem
Gebiet ist. Der Rat legt ferner anderen internatio-
nalen Finanzinstitutionen nahe, sich ebenfalls zu
engagieren.
Der Sicherheitsrat betont, daß die Ausbildung von
Friedenssicherungspersonal in der Entwaffnung,
Demobilisierung und Wiedereingliederung von
Ex-Kombattanten nach wie vor sehr wichtig für
die Durchführung dieser Aktivitäten in den Ein-
satzgebieten ist. In diesem Zusammenhang stellt 
er fest, daß es den Mitgliedstaaten und anderen 
bei ihren Ausbildungsbemühungen behilflich sein
kann, wenn der Generalsekretär eine Bilanz der
Erfahrungen bei der Entwaffnung, Demobilisie-
rung und Wiedereingliederung zieht. Der Rat legt
dem Generalsekretär nahe, bei der Durchführung
solcher Ausbildungsprogramme Möglichkeiten der
Zusammenarbeit mit bestehenden und neuen Zen-
tren für die Friedenssicherungs-Ausbildung zu er-
kunden.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß der Entwaff-
nungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliede-
rungsprozeß, um letztlich erfolgreich zu sein, es
unter Umständen verlangt, daß lange nach dem
Abzug der multidisziplinären Friedenssicherungs-
einsätze weitere Anstrengungen unternommen
werden. Von diesem Gesichtspunkt her kann eine
Präsenz der Vereinten Nationen in der Konfliktfol-
gezeit, einschließlich bei Bedarf die Entsendung
einer Anschlußmission, zur Konsolidierung des
Erreichten und zu weiteren Fortschritten in dieser
Angelegenheit beitragen.
Der Sicherheitsrat legt dem Generalsekretär nahe,
sich regelmäßig mit dieser Frage zu befassen und
seine Aufmerksamkeit auf alle neuen Entwicklun-
gen auf diesem Gebiet zu lenken.
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be-
faßt bleiben.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 20. Juli 2000 (UN-Dok. S/PRST/2000/25)

Auf der 4174. Sitzung des Sicherheitsrats am 20.
Juli 2000 teilte der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Rolle des Sicherheitsrats bei der Verhütung
von bewaffneten Konflikten‹ durch den Rat mit,
daß die folgende Erklärung des Präsidenten im
Einklang mit der zwischen den Ratsmitgliedern
getroffenen Vereinbarung als Dokument des Si-
cherheitsrats herausgegeben wird:

»Der Sicherheitsrat verweist auf die Erklärungen
seines Präsidenten vom 30. November 1999 (S/
PRST/1999/34), 16. September 1998 (S/PRST/
1998/28), 24. September 1998 (S/PRST/1998/29),
30. November 1998 (S/PRST/1998/35) und 23.
März 2000 (S/PRST/2000/10) und ferner auf die
Resolutionen 1196(1998) vom 16. September
1998, 1197(1998) vom 18. September 1998, 1208
(1998) vom 19. November 1998 und 1209(1998)
vom 19. November 1998. Eingedenk der ihm nach
der Charta der Vereinten Nationen obliegenden
Hauptverantwortung für die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit bekräf-
tigt er die Rolle, die ihm dabei zukommt, geeigne-
te Maßnahmen zur Verhütung von bewaffneten
Konflikten zu ergreifen. Er bekräftigt seine Ver-
pflichtung auf die Grundsätze der politischen Un-

abhängigkeit, der souveränen Gleichheit und der
territorialen Unversehrtheit aller Staaten. Der Rat
bekräftigt außerdem die Notwendigkeit der Ach-
tung der Menschenrechte und der Herrschaft des
Rechts.
Der Sicherheitsrat betont die Notwendigkeit der
Wahrung des regionalen Friedens und des Welt-
friedens sowie der regionalen und internationalen
Stabilität und freundschaftlicher Beziehungen
zwischen allen Staaten und unterstreicht das vor-
rangige humanitäre und moralische Gebot, den
Ausbruch und die Eskalation von Konflikten zu
verhüten, sowie die damit verbundenen wirtschaft-
lichen Vorteile. Er betont in diesem Zusammen-
hang die Notwendigkeit, eine Kultur der Präventi-
on zu schaffen. Der Rat bekräftigt seine Überzeu-
gung, daß Frühwarnung, präventive Diplomatie,
vorbeugende Einsätze, vorbeugende Abrüstung
und die Friedenskonsolidierung in der Konfliktfol-
gezeit miteinander verflochtene und einander er-
gänzende Bestandteile einer umfassenden Kon-
fliktverhütungsstrategie sind. Der Rat betont, daß
er auch weiterhin entschlossen ist, sich mit der
Verhütung von bewaffneten Konflikten in allen
Regionen der Welt zu befassen.
Der Sicherheitsrat ist sich dessen bewußt, daß
Frieden nicht nur das Nichtvorhandensein von
Konflikten bedeutet, sondern daß dazu auch ein
positiver, dynamischer und partizipatorischer Pro-
zeß erforderlich ist, in dessen Rahmen der Dialog
gefördert wird und Konflikte in einem Geist des
gegenseitigen Verständnisses und der Zusammen-
arbeit beigelegt werden. Eingedenk dessen, daß
die Ursachen von Konflikten oft in den Köpfen der
Menschen entstehen, fordert der Rat die Mitglied-
staaten, die zuständigen Organe des Systems der
Vereinten Nationen und andere in Betracht kom-
mende Organisationen auf, eine Kultur des Frie-
dens zu fördern. Er erkennt an, wie wichtig es ist,
die Erklärung und das Aktionsprogramm für eine
Kultur des Friedens, die die Generalversammlung
am 13. September 1999 verabschiedet hat (A/RES/
53/243), auf geeignete Weise umzusetzen, um Ge-
walt und Konflikte zu verhüten und die Anstren-
gungen zu verstärken, die unternommen werden,
um die Voraussetzungen für den Frieden und des-
sen Konsolidierung in der Konfliktfolgezeit zu
schaffen.
Der Sicherheitsrat verweist auf die wichtige Rolle,
die ihm nach Kapitel VI der Charta der Vereinten
Nationen bei der friedlichen Beilegung von Strei-
tigkeiten zukommt. Er erklärt erneut, wie wichtig
es ist, daß er alle Situationen prüft, die in bewaff-
nete Konflikte ausarten könnten, und daß er gege-
benenfalls Folgemaßnahmen in Erwägung zieht.
In diesem Zusammenhang bekundet er seine fort-
dauernde Bereitschaft, mit Zustimmung der jewei-
ligen Gaststaaten die Entsendung von Missionen
des Rates zu erwägen, um festzustellen, ob eine
Streitigkeit oder eine Situation, die zu internatio-
nalen Reibungen führen oder eine Streitigkeit her-
vorrufen könnte, die Wahrung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit gefährden
könnte, und gegebenenfalls Empfehlungen für
Maßnahmen seitens des Sicherheitsrats abzuge-
ben.
Der Sicherheitsrat betont, wie wichtig es ist, daß
alle Staaten uneingeschränkt die Anstrengungen
unterstützen, die der Sicherheitsrat und die ande-
ren zuständigen Organe und Organisationen der
Vereinten Nationen unternehmen, um geeignete
Strategien zur Verhütung von bewaffneten Kon-
flikten im Einklang mit der Charta der Vereinten
Nationen auszuarbeiten und umzusetzen. Der Rat
unterstreicht die Bedeutung, die der friedlichen
Beilegung von Streitigkeiten zukommt, und erin-
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nert die Streitparteien daran, daß sie gehalten sind,
sich im Einklang mit Kapitel VI der Charta der
Vereinten Nationen aktiv um eine friedliche Lö-
sung zu bemühen. Der Rat erinnert außerdem alle
Mitgliedstaaten daran, daß sie gehalten sind, seine
Beschlüsse zu akzeptieren und umzusetzen, na-
mentlich auch seine Beschlüsse zur Verhütung von
bewaffneten Konflikten.
Der Sicherheitsrat unterstreicht außerdem die
Wichtigkeit einer abgestimmten internationalen
Antwort auf die wirtschaftlichen, sozialen, kultu-
rellen und humanitären Probleme, die bewaffneten
Konflikten oft zugrunde liegen.
Der Sicherheitsrat erinnert an die wesentliche Rol-
le, die dem Generalsekretär nach Artikel 99 der
Charta der Vereinten Nationen bei der Verhütung
von bewaffneten Konflikten zukommt, und bekun-
det seine Bereitschaft, in Angelegenheiten, auf die
die Staaten oder der Generalsekretär seine Auf-
merksamkeit lenken und die nach seinem Dafür-
halten geeignet sind, die Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit zu gefähr-
den, geeignete vorbeugende Maßnahmen zu er-
greifen. Der Rat unterstützt die Anstrengungen,
die derzeit im Rahmen des Systems der Vereinten
Nationen unternommen werden, um die Frühwarn-
kapazität zu verbessern, und stellt in dieser Hin-
sicht fest, wie wichtig es ist, in Anbetracht der viel-
fältigen Faktoren, die zu Konflikten beitragen, In-
formationen aus verschiedenen Quellen heranzu-
ziehen. Er bittet den Generalsekretär, dem Rat un-
ter Berücksichtigung der Auffassungen der Mit-
gliedstaaten und im Lichte der bisherigen Erfah-
rungen Empfehlungen hinsichtlich der wirksam-
sten und geeignetsten Frühwarnstrategien vorzule-
gen und dabei die Notwendigkeit zu bedenken, die
Frühwarnung mit einem frühzeitigen Eingreifen
zu verbinden. Der Rat bittet den Generalsekretär,
dem Rat Berichte über derartige Streitigkeiten vor-
zulegen, die gegebenenfalls auch Angaben über
Frühwarnung und Vorschläge für vorbeugende
Maßnahmen enthalten.
Der Sicherheitsrat anerkennt die wichtige Rolle,
die regionale Organisationen und Abmachungen
bei der Verhütung von bewaffneten Konflikten
spielen, namentlich durch die Ausarbeitung von
vertrauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen,
und betont erneut, daß die Vereinten Nationen und
diese regionalen Organisationen und Abmachun-
gen bei der Verhütung von bewaffneten Konflik-
ten wirksam und nachhaltig miteinander kooperie-
ren müssen, im Einklang mit Kapitel VIII der
Charta der Vereinten Nationen. Er bekundet seine
Bereitschaft, im Rahmen seines Verantwortungs-
bereichs den Generalsekretär bei seinen Bemühun-
gen zu unterstützen, mit der jeweiligen Führungs-
spitze der regionalen Organisationen und Abma-
chungen zusammenzuarbeiten, um Strategien und
Programme zur Anwendung auf regionaler Ebene
auszuarbeiten. In diesem Zusammenhang befür-
wortet er die Stärkung der Modalitäten der Zusam-
menarbeit zwischen den Vereinten Nationen und
den regionalen Organisationen und Abmachun-
gen, namentlich im Bereich der Frühwarnung und
des Informationsaustauschs. Er ist sich der Not-
wendigkeit bewußt, die Kapazität der Organisation
der Afrikanischen Einheit und insbesondere ihres
Mechanismus für die Verhütung, Bewältigung und
Beilegung von Konflikten zu stärken.
Der Sicherheitsrat ist sich dessen bewußt, wie
wichtig wirksame Strategien zur Friedenskonsoli-
dierung in der Konfliktfolgezeit sind, um das Wie-
deraufleben von Konflikten zu verhindern. In die-
sem Zusammenhang ist er sich außerdem dessen
bewußt, daß die Organe des Systems der Vereinten
Nationen und die anderen Organisationen und Ab-

machungen auf dem Gebiet der Friedenskonsoli-
dierung in der Konfliktfolgezeit eng miteinander
zusammenarbeiten müssen, und bekundet seine
Bereitschaft zu prüfen, wie diese Zusammenarbeit
verbessert werden kann. Er betont außerdem, daß
die Konzeption von Friedenssicherungsmandaten,
die den operativen militärischen Erfordernissen
und anderen relevanten Situationen vor Ort Rech-
nung tragen, dazu beitragen könnte, das Wieder-
aufleben von Konflikten zu verhindern. Er betont,
wie wichtig es ist, seine Zusammenarbeit mit dem
Wirtschafts- und Sozialrat, im Einklang mit Arti-
kel 65 der Charta der Vereinten Nationen, bei der
Verhütung von bewaffneten Konflikten zu verstär-
ken, namentlich bei der Auseinandersetzung mit
den wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und hu-
manitären Problemen, die Konflikten oft zugrunde
liegen. Er unterstreicht, daß die Normalisierung
und der Wiederaufbau der Wirtschaft wichtige Be-
standteile der langfristigen Entwicklung von Ge-
sellschaften in der Konfliktfolgezeit wie auch der
Wahrung eines dauerhaften Friedens sind, und be-
tont, wie wichtig in dieser Hinsicht die Gewährung
internationaler Hilfe ist.
Der Sicherheitsrat hebt hervor, wie wichtig vor-
beugende Einsätze in bewaffneten Konflikten
sind, und bekundet erneut seine Bereitschaft, mit
Zustimmung des jeweiligen Gaststaates die Ent-
sendung vorbeugender Missionen in Erwägung zu
ziehen, wenn die Umstände es rechtfertigen.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, welches Ge-
wicht er in seiner Erklärung vom 23. März 2000
auf den Prozeß der Entwaffnung, Demobilisierung
und Wiedereingliederung gelegt hat, der wesent-
lich dazu beitragen kann, Nachkonfliktsituationen
zu stabilisieren, die Gefahr eines Wiederauflebens
der Gewalt zu verringern und den Übergang vom
Konflikt zu Normalität und Entwicklung zu er-
leichtern. Der Rat wird außerdem mit Zustimmung
des betreffenden Staates geeignete Maßnahmen
ergreifen, um den erneuten Ausbruch bewaffne-
ter Konflikte zu verhindern, unter anderem durch
die Entwicklung geeigneter Programme zur Ent-
waffnung, Demobilisierung und Wiedereingliede-
rung von Exkombattanten, namentlich Kindersol-
daten.
Der Sicherheitsrat anerkennt die wichtige Rolle,
die den Frauen bei der Verhütung und Beilegung
von Konflikten und bei der Friedenskonsolidie-
rung zukommt. Er betont, wie wichtig es ist, daß
sie in zunehmendem Maße an allen Aspekten des
Prozesses der Konfliktverhütung und -beilegung
beteiligt sind.
Der Sicherheitsrat ist sich dessen bewußt, daß die
illegale Ausbeutung natürlicher Ressourcen, ins-
besondere Diamanten, und der unerlaubte Handel
damit zur Eskalation von Konflikten beitragen
kann. Der Rat ist insbesondere darüber besorgt,
daß die Erträge aus der illegalen Ausbeutung wert-
voller Rohstoffe, wie Diamanten, und aus dem un-
erlaubten Handel damit Mittel für Waffenkäufe er-
bringen, wodurch Konflikte und humanitäre Kri-
sen, insbesondere in Afrika, verschärft werden. Er
bekundet daher seine Bereitschaft, die Zusammen-
arbeit mit den Mitgliedstaaten und der Privatwirt-
schaft zu suchen, um die illegale Ausbeutung die-
ser Ressourcen, insbesondere Diamanten, und den
unerlaubten Handel damit zu unterbinden und die
durch seine einschlägigen Resolutionen verhäng-
ten Maßnahmen zur Eindämmung der unerlaubten
Diamantenströme wirksam umzusetzen.
In vollem Bewußtsein der Verantwortlichkeiten
anderer Organe der Vereinten Nationen weist der
Sicherheitsrat nachdrücklich darauf hin, von welch
entscheidender Bedeutung die Abrüstung und die
Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen

und deren Einsatzmitteln für die Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
sind.
Der Sicherheitsrat unterstreicht zudem insbeson-
dere die Wichtigkeit der vorbeugenden Abrüstung
zur Vermeidung bewaffneter Konflikte und bringt
seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, daß die
Verbreitung, die exzessive und destabilisierende
Anhäufung und Verteilung von Kleinwaffen und
leichten Waffen in vielen Teilen der Welt zur In-
tensität und Dauer bewaffneter Konflikte beige-
tragen haben und eine Bedrohung des Friedens 
und der Sicherheit darstellen. Er fordert die Staa-
ten, die internationalen Organisationen und die
Wirtschaft auf, ihre Bemühungen zur Verhütung
des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und
leichten Waffen zu verstärken.
Der Sicherheitsrat betont außerdem, wie wichtig
es ist, auch weiterhin abgestimmte regionale und
internationale Maßnahmen in bezug auf Kleinwaf-
fen zu ergreifen, und begrüßt Initiativen wie bei-
spielsweise das Interamerikanische Übereinkom-
men der Organisation der Amerikanischen Staaten
gegen die unerlaubte Herstellung von Schußwaf-
fen, Munition, Sprengstoffen und ähnlichem Ma-
terial sowie den unerlaubten Handel damit, das
Aktionsprogramm der Europäischen Union und
der Entwicklungsgemeinschaft des Südlichen
Afrika zur Bekämpfung des Waffenhandels im
Südlichen Afrika und das Moratorium der Wirt-
schaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staa-
ten für leichte Waffen. Er begrüßt und befürwortet
die Bemühungen zur Verhütung und Bekämpfung
der exzessiven und destabilisierenden Anhäufung
von Kleinwaffen und des unerlaubten Handels da-
mit.
Der Sicherheitsrat unterstreicht die grundlegende
Bedeutung wirksamer innerstaatlicher Vorschrif-
ten und Kontrollen für den Transfer von Kleinwaf-
fen. Der Rat legt außerdem den Regierungen nahe,
bei diesen Transaktionen ein Höchstmaß an Ver-
antwortung zu beweisen. Er fordert darüber hinaus
ergänzende Maßnahmen betreffend Angebot und
Nachfrage, namentlich Maßnahmen gegen die ille-
gale Abzweigung und Wiederausfuhr. Er weist
außerdem nachdrücklich darauf hin, daß alle Staa-
ten gehalten sind, für die Einhaltung der bestehen-
den Waffenverbotsbestimmungen zu sorgen. Der
Rat betont, daß die Verhütung des unerlaubten
Handels bei der weltweiten Suche nach Mitteln
und Wegen zur Eindämmung der exzessiven und
destabilisierenden Anhäufung von Kleinwaffen,
insbesondere in Konfliktregionen, von unmittelba-
rer Wichtigkeit ist.
Der Sicherheitsrat ist sich dessen bewußt, wie
wichtig ausreichende, stete und berechenbare Res-
sourcen für die Ergreifung von Präventivmaßnah-
men sind. Der Rat ist sich außerdem dessen be-
wußt, wie wichtig eine kontinuierliche Finanzie-
rung für langfristige vorbeugende Aktivitäten ist.
Der Rat regt an, daß die Konfliktverhütung im
Rahmen von Entwicklungshilfestrategien berück-
sichtigt wird und die Notwendigkeit anerkannt
wird, in der Konfliktfolgezeit einen reibungslosen
Übergang von der humanitären Nothilfe zur Ent-
wicklung sicherzustellen.
Der Sicherheitsrat anerkennt die Wichtigkeit der
von dem Treuhandfonds für vorbeugende Maß-
nahmen finanzierten Aktivitäten und legt den Mit-
gliedstaaten nahe, zu diesem Treuhandfonds bei-
zutragen.
Der Sicherheitsrat ist sich dessen bewußt, daß im
Rahmen des allgemeinen Ansatzes zur Konflikt-
verhütung ein zunehmender Bedarf an Zivilpolizi-
sten als einem wesentlichen Bestandteil von Frie-
denssicherungseinsätzen besteht. Er fordert die
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Mitgliedstaaten auf, zu untersuchen, wie diesem
Bedarf frühzeitig und wirksam entsprochen wer-
den kann. Der Rat bittet den Generalsekretär, seine
diesbezüglichen Empfehlungen in den nachste-
hend angeforderten Bericht über Konfliktverhü-
tung aufzunehmen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß diese Frage
auch weiterhin eingehend untersucht werden muß,
und bittet in diesem Zusammenhang den General-
sekretär, dem Rat bis Mai 2001 einen Bericht vor-
zulegen, der eine Analyse sowie Empfehlungen
für Initiativen der Vereinten Nationen zur Verhü-
tung bewaffneter Konflikte enthält, unter Berück-
sichtigung der bisherigen Erfahrungen sowie der
Auffassungen und Erwägungen der Mitgliedstaa-
ten.
Der Sicherheitsrat bekräftigt, daß eine reformierte,
gestärkte und wirksame Organisation der Verein-
ten Nationen nach wie vor unerläßlich für die
Wahrung des Friedens und der Sicherheit ist, zu
deren Schlüsselelementen die Prävention gehört,
und betont, wie wichtig es ist, die Kapazität der
Organisation auf dem Gebiet der vorbeugenden
Maßnahmen, der Friedenssicherung und der Frie-
denskonsolidierung zu verbessern.
Der Sicherheitsrat verweist auf die Erklärung sei-
nes Präsidenten vom 30. November 1999 und be-
kräftigt seine Bereitschaft, die Möglichkeit zu prü-
fen, während der Millenniums-Generalversamm-
lung ein Treffen auf Außenministerebene über die
Frage der Verhütung bewaffneter Konflikte abzu-
halten.
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be-
faßt bleiben.«

Friedenssicherungseinsätze

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Aids und das
Friedenssicherungspersonal. – Resolution 1308
(2000) vom 17. Juli 2000

Der Sicherheitsrat,
– höchst besorgt über das Ausmaß, das die HIV/

Aids-Pandemie weltweit angenommen hat,
und insbesondere über die Schwere der Krise
in Afrika,

– unter Hinweis auf seine Sitzung vom 10. Janu-
ar 2000 über ›Die Situation in Afrika: die Aus-
wirkungen von Aids auf den Frieden und die
Sicherheit in Afrika‹,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Ge-
meinsamen Programms der Vereinten Natio-
nen für HIV/Aids (UNAIDS) vom 5. Juli 2000
(S/2000/657), in dem die bis dahin ergriffenen
Folgemaßnahmen zusammengefaßt sind, und
ferner unter Hinweis auf das Schreiben seines
Präsidenten vom 31. Januar 2000 an den Präsi-
denten der Generalversammlung (S/2000/75),

– betonend, welche wichtige Rolle der General-
versammlung und dem Wirtschafts- und So-
zialrat bei der Bekämpfung von HIV/Aids zu-
kommt,

– sowie betonend, daß alle zuständigen Organi-
sationen der Vereinten Nationen koordinierte
Anstrengungen im Einklang mit ihrem jeweili-
gen Mandat zur Bekämpfung der HIV/Aids-
Pandemie und zur möglichst weitgehenden
Unterstützung der weltweiten Bemühungen zu
ihrer Bekämpfung unternehmen müssen,

– mit Lob für die Maßnahmen, die UNAIDS er-
greift, um die Bemühungen zur Bekämpfung
von HIV/Aids in allen geeigneten Foren zu ko-
ordinieren und zu intensivieren,

– sowie unter Hinweis auf die am 28. Februar

2000 in Zusammenarbeit mit dem Präsidenten
des Sicherheitsrats abgehaltene Sondersitzung
des Wirtschafts- und Sozialrats über die mit der
Entwicklung zusammenhängenden Aspekte
der HIV/Aids-Pandemie,

– mit Genugtuung über den Beschluß der Gene-
ralversammlung, in die Tagesordnung ihrer
vierundfünfzigsten Tagung einen zusätzlichen
Punkt von vordringlichem und wichtigem Cha-
rakter mit dem Titel ›Überprüfung des HIV/
Aids-Problems unter allen Aspekten‹ aufzu-
nehmen, und weitere Maßnahmen zur Be-
kämpfung des HIV/Aids-Problems befürwor-
tend,

– in der Erkenntnis, daß die Ausbreitung von
HIV/Aids verheerende Auswirkungen ohne-
gleichen auf alle Sektoren und Schichten der
Gesellschaft haben kann,

– erneut erklärend, wie wichtig es ist, in Anbe-
tracht der möglicherweise immer größeren
Auswirkungen der HIV/Aids-Pandemie auf die
soziale Instabilität und Notstandssituationen
koordinierte internationale Gegenmaßnahmen
zu ergreifen,

– ferner in der Erkenntnis, daß die HIV/Aids-
Pandemie außerdem durch Situationen der Ge-
walt und Instabilität verschärft wird, in denen
sich das Expositionsrisiko gegenüber der
Krankheit auf Grund umfangreicher Bevölke-
rungsbewegungen, weit verbreiteter Ungewis-
sheit über die Lage und verminderten Zugangs
zu medizinischer Versorgung erhöht,

– betonend, daß die HIV/Aids-Pandemie die Sta-
bilität und die Sicherheit gefährden kann, wenn
ihr nicht Einhalt geboten wird,

– in Anbetracht der Notwendigkeit, in die Aus-
bildung von Friedenssicherungspersonal durch
die Hauptabteilung Friedenssicherungseinsät-
ze der Vereinten Nationen auch Aufklärungs-
und Beratungsarbeit zur Prävention von HIV/
Aids aufzunehmen, und mit Genugtuung über
den Bericht des Sonderausschusses der Verein-
ten Nationen für Friedenssicherungseinsätze
vom 20. März 2000 (A/54/839), in dem diese
Notwendigkeit bekräftigt wird, sowie über die
Anstrengungen, die das Sekretariat der Verein-
ten Nationen in dieser Hinsicht bereits unter-
nommen hat,

– davon Kenntnis nehmend, daß der Generalse-
kretär in seinem Bericht an die Millenniums-
Generalversammlung (A/54/2000) gefordert
hat, koordinierte und verstärkte Maßnahmen
auf internationaler Ebene zu ergreifen, um die
HIV-Ansteckungsrate bei den 15- bis 24-jähri-
gen bis zum Jahr 2010 um 25 Prozent zu sen-
ken,

– mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der
vom 9. bis 14. Juli 2000 in Durban (Südafrika)
abgehaltenen 13. Internationalen Aids-Konfe-
renz, der ersten in einem Entwicklungsland,
die beträchtliche Aufmerksamkeit auf die
Größenordnung der HIV/Aids-Pandemie in
Afrika südlich der Sahara lenkte, sowie fest-
stellend, daß die Konferenz führenden Politi-
kern und Wissenschaftlern eine wichtige Gele-
genheit geboten hat, die Epidemiologie von
HIV/Aids und den voraussichtlichen Bedarf an
Ressourcen zur Bekämpfung von HIV/Aids so-
wie Fragen im Zusammenhang mit dem Zu-
gang zu Gesundheitsversorgung, der Mutter-
Kind-Übertragung, der Prävention und der
Entwicklung von Impfstoffen zu erörtern,

– eingedenk der Hauptverantwortung des Rates
für die Wahrung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit,

1. bekundet seine Besorgnis über die möglichen

schädlichen Auswirkungen von HIV/Aids auf
die Gesundheit des internationalen Friedenssi-
cherungspersonals, einschließlich des Unter-
stützungspersonals;

2. anerkennt die Bemühungen derjenigen Mit-
gliedstaaten, die sich des HIV/Aids-Problems
bewußt sind und gegebenenfalls nationale Pro-
gramme ausgearbeitet haben, und ermutigt alle
interessierten Mitgliedstaaten, soweit sie es
nicht bereits getan haben, zu erwägen, als
wichtigen Teil der Vorbereitungen auf ihre Be-
teiligung an Friedenssicherungseinsätzen ge-
gebenenfalls in Zusammenarbeit mit der inter-
nationalen Gemeinschaft und UNAIDS wirk-
same langfristige Strategien für Aufklärung,
Prävention, freiwillige und vertrauliche Tests
und Beratungen und die Behandlung ihres Per-
sonals im Zusammenhang mit HIV/Aids aus-
zuarbeiten;

3. ersucht den Generalsekretär, weitere Maßnah-
men zur Aufklärung über Fragen im Zusam-
menhang mit der Verhütung der Ausbreitung
von HIV/Aids im Rahmen der Ausbildung des
Friedenssicherungspersonals zu ergreifen und
die vor der Dislozierung zu erteilenden Orien-
tierungskurse und das laufende Ausbildungs-
programm in bezug auf diese Fragen für das
gesamte Friedenssicherungspersonal auszu-
bauen;

4. ermutigt die interessierten Mitgliedstaaten, die
internationale Zusammenarbeit zwischen ihren
zuständigen nationalen Organen zu verstärken,
mit dem Ziel, die Ausarbeitung und Umset-
zung von Politiken zur HIV/Aids-Prävention,
zur Durchführung freiwilliger und vertrauli-
cher Tests und Beratungen und zur Behand-
lung des zu internationalen Friedenssiche-
rungseinsätzen entsandten Personals zu er-
leichtern;

5. ermutigt in diesem Zusammenhang UNAIDS,
seine Zusammenarbeit mit den interessierten
Mitgliedstaaten auch weiterhin zu verstärken,
um seine Länderprofile weiterzuentwickeln,
mit dem Ziel, den besten Praktiken und einzel-
staatlichen Politiken auf dem Gebiet der Auf-
klärung über die HIV/Aids-Prävention, der
Durchführung von Tests, der Beratung und der
Behandlung Rechnung zu tragen;

6. bekundet starkes Interesse daran, daß die zu-
ständigen Organe der Vereinten Nationen, die
Mitgliedstaaten, die Industrie und die anderen
in Betracht kommenden Organisationen weite-
re Gespräche führen, um unter anderem im
Hinblick auf die Frage des Zugangs zu Be-
handlung und Betreuung sowie der Prävention
Fortschritte zu erzielen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Empfehlun-
gen der Sachverständigengruppe für die Frie-
densmissionen der Vereinten Nationen. – Re-
solution 1327(2000) vom 13. November 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine bei der Sitzung auf

Ebene der Staats- und Regierungschefs im
Rahmen des Millenniums-Gipfels verabschie-
dete Resolution 1318(2000) vom 7. September
2000,

– in Bekräftigung seiner Entschlossenheit, die
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Na-
tionen zu stärken,
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– betonend, daß die Friedenssicherungseinsätze
die Ziele und Grundsätze der Charta der Ver-
einten Nationen genau einzuhalten haben,

– nach Begrüßung des Berichts der Sachverstän-
digengruppe für die Friedensmissionen der
Vereinten Nationen (S/2000/809) und mit Ge-
nugtuung über den Bericht des Generalsekre-
tärs über dessen Umsetzung (S/2000/1081),

– nach Behandlung der in seinen Zuständigkeits-
bereich fallenden Empfehlungen in dem Be-
richt der Sachverständigengruppe für die Frie-
densmissionen der Vereinten Nationen,

1. kommt überein, die in der Anlage zu dieser Re-
solution enthaltenen Beschlüsse und Empfeh-
lungen zu verabschieden;

2. beschließt, die Umsetzung der in der Anlage
enthaltenen Bestimmungen regelmäßig zu
überprüfen;

3. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

ANLAGE

Der Sicherheitsrat,

I

l trifft den Beschluß, Friedenssicherungseinsät-
zen klare, glaubwürdige und erfüllbare Mandate
zu erteilen;
l erkennt an, wie entscheidend wichtig es ist, daß
Friedenssicherungseinsätze im Rahmen ihres Man-
dats gegebenenfalls über eine glaubhafte Ab-
schreckungsfähigkeit verfügen;
l fordert die Parteien künftiger Friedensüberein-
künfte, einschließlich regionaler und subregiona-
ler Organisationen und Abmachungen, nachdrück-
lich auf, sich ab der Anfangsphase der Verhand-
lungen mit den Vereinten Nationen abzustimmen
und voll mit ihnen zusammenzuarbeiten und dabei
zu berücksichtigen, daß bei allen Regelungen für
einen Friedenssicherungseinsatz bestimmte Min-
destbedingungen erfüllt sein müssen, darunter ein
klares politisches Ziel, die Durchführbarkeit der
vorgesehenen Aufgaben und Zeitpläne und die
Einhaltung der Regeln und Grundsätze des Völ-
kerrechts, insbesondere des humanitären Völker-
rechts, der Menschenrechte und des Flüchtlings-
völkerrechts;
l ersucht den Generalsekretär in diesem Zusam-
menhang, die notwendigen Vorkehrungen für eine
angemessene Beteiligung der Vereinten Nationen
an Friedensverhandlungen zu treffen, wenn diese
zum Einsatz von Friedenssicherungskräften der
Vereinten Nationen führen könnten;
l ersucht den Generalsekretär ferner, ihn regel-
mäßig und vollständig über die Fortschritte bei
diesen Verhandlungen unterrichtet zu halten und
ihm seine Analysen, Bewertungen und Empfeh-
lungen zu unterbreiten und dem Rat über den 
Abschluß einer jeden derartigen Friedensüberein-
kunft sowie darüber Bericht zu erstatten, ob sie die
Mindestbedingungen für Friedenssicherungsein-
sätze der Vereinten Nationen erfüllt;
l ersucht das Sekretariat, auch künftig umfassen-
de politische Informationssitzungen zu den dem
Rat vorliegenden einschlägigen Fragen abzuhal-
ten;
l ersucht um die Abhaltung regelmäßiger Infor-
mationssitzungen zu militärischen Fragen durch
das Sekretariat, namentlich durch den Militärbera-
ter, den Kommandeur beziehungsweise den desi-
gnierten Kommandeur, sowohl vor der Einrich-
tung eines Friedenssicherungseinsatzes als auch in

der Durchführungsphase, und ersucht darum, daß
bei diesen Informationssitzungen über maßgebli-
che militärische Faktoren Bericht erstattet wird,
wie gegebenenfalls die Befehlswege, die Truppen-
struktur, die Einheit und Kohäsion der Truppe, die
Ausbildung und Ausrüstung, die Risikobewertung
und die Einsatzrichtlinien;
l ersucht darum, daß das Sekretariat sowohl vor
der Einrichtung als auch in der Durchführungspha-
se von Friedenssicherungseinsätzen mit erhebli-
chen Zivilpolizeianteilen regelmäßig ähnliche In-
formationssitzungen über die Zivilpolizei durch-
führt;
l ersucht das Sekretariat, für den Rat regelmäßig
umfassende Informationssitzungen über humani-
täre Fragen hinsichtlich solcher Länder abzuhal-
ten, in denen Friedenssicherungseinsätze der Ver-
einten Nationen tätig sind;
l ermutigt den Generalsekretär, während der Pla-
nung und Vorbereitung eines Friedenssicherungs-
einsatzes alle ihm zu Gebote stehenden Maßnah-
men zu ergreifen, um eine rasche Verlegung zu er-
leichtern, und erklärt sich bereit, den Generalse-
kretär nach Bedarf durch die Erteilung konkreter
Planungsmandate zu unterstützen, mit denen er ihn
auffordert, die notwendigen Verwaltungsmaßnah-
men zur Vorbereitung der raschen Verlegung einer
Mission zu ergreifen;
l verpflichtet sich, bei der Einrichtung oder Er-
weiterung eines Friedenssicherungseinsatzes den
Generalsekretär förmlich darum zu ersuchen, zur
Durchführungsphase des Mandats zu schreiten, so-
bald feste Zusagen eingegangen sind, daß eine aus-
reichende Zahl angemessen ausgebildeter und aus-
gerüsteter Soldaten sowie weitere wesentliche Ele-
mente zur Unterstützung der Mission bereitgestellt
werden;
l ermutigt den Generalsekretär, bereits lange vor
der Einrichtung von Friedenssicherungseinsätzen
in Konsultationen mit möglichen truppenstellen-
den Ländern einzutreten, und ersucht ihn, ihm
während der Prüfung neuer Mandate über seine
Konsultationen Bericht zu erstatten;
l ist sich dessen bewußt, daß das Problem der un-
zureichenden Zusagen von Personal und Ausrü-
stung für Friedenssicherungseinsätze es erfordert,
daß alle Mitgliedstaaten ihre gemeinsame Verant-
wortung übernehmen, die Friedenssicherungsmaß-
nahmen der Vereinten Nationen zu unterstützen;
l betont, wie wichtig es ist, daß die Mitgliedstaa-
ten die notwendigen und geeigneten Schritte unter-
nehmen, um sicherzustellen, daß ihre Friedenssi-
cherungskräfte die Fähigkeit zur Erfüllung der ih-
nen erteilten Mandate besitzen, unterstreicht die
Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit in
dieser Hinsicht, namentlich bei der Ausbildung der
Friedenssicherungskräfte, und bittet die Mitglied-
staaten, in ihre einzelstaatlichen Ausbildungspro-
gramme zur Einsatzvorbereitung auch bewußt-
seinsbildende Maßnahmen zu HIV/Aids aufzu-
nehmen;
l unterstreicht die Bedeutung eines verbesserten
Konsultationssystems zwischen den truppenstel-
lenden Ländern, dem Generalsekretär und dem Si-
cherheitsrat, um ein gemeinsames Verständnis der
Situation vor Ort, des Mandats der Mission und
seiner Durchführung zu fördern;
l kommt in dieser Hinsicht überein, das vorhan-
dene Konsultationssystem durch die Abhaltung
nichtöffentlicher Sitzungen mit truppenstellenden
Ländern, auch auf deren Anfrage und unbescha-
det der vorläufigen Geschäftsordnung des Sicher-
heitsrats, erheblich zu verstärken, insbesondere
wenn der Generalsekretär mögliche truppenstel-
lende Länder für einen neuen oder laufenden Frie-
denssicherungseinsatz ermittelt hat, während der

Durchführungsphase einer Mission, bei der Prü-
fung einer Veränderung, Verlängerung oder Be-
endigung eines Friedenssicherungsmandats oder
wenn eine rapide Verschlechterung der Lage vor
Ort die Sicherheit der Friedenssicherungskräfte
der Vereinten Nationen bedroht;

II

l verpflichtet sich sicherzustellen, daß die man-
datsmäßigen Aufgaben von Friedenssicherungs-
einsätzen der Situation vor Ort gerecht werden, na-
mentlich wenn es um Faktoren wie Erfolgsaus-
sichten, die Möglichkeit, Zivilpersonen schützen
zu müssen, sowie darum geht, daß manche Partei-
en den Frieden möglicherweise durch Gewalt zu
untergraben suchen;
l betont, daß die Einsatzrichtlinien für die Frie-
denssicherungstruppen der Vereinten Nationen
mit der Rechtsgrundlage des Einsatzes sowie mit
allen einschlägigen Resolutionen des Sicherheits-
rats vollauf übereinstimmen und klar festlegen sol-
len, unter welchen Umständen Gewalt angewendet
werden kann, um alle Anteile der Mission sowie
das gesamte militärische und zivile Personal zu
schützen, und daß die Einsatzrichtlinien die Erfül-
lung des Mandats der Mission fördern sollen;
l ersucht den Generalsekretär, nach umfassen-
den Konsultationen mit den Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen, insbesondere den truppenstel-
lenden Ländern, eine umfassende Einsatzdoktrin
für den militärischen Anteil der Friedenssiche-
rungseinsätze der Vereinten Nationen aufzustellen
und sie dem Sicherheitsrat und der Generalver-
sammlung vorzulegen;

III

l betont, daß die Fähigkeit des Sekretariats zur
Sammlung und Analyse von Informationen ver-
bessert werden muß, mit dem Ziel, die Qualität der
Beratung für den Generalsekretär wie auch für den
Sicherheitsrat zu verbessern, und begrüßt in die-
sem Zusammenhang die Klarstellungen, die der
Generalsekretär in seinem Bericht über die Durch-
führung seiner Pläne für die Einrichtung des Se-
kretariats für Information und strategische Analy-
se des Exekutivausschusses für Frieden und Si-
cherheit (S/2000/1081) abgegeben hat;

IV

l betont, wie wichtig es ist, daß die Vereinten
Nationen in der Lage sind, zu reagieren und einen
Friedenssicherungseinsatz rasch zu verlegen, so-
bald der Sicherheitsrat eine Resolution zur Festle-
gung seines Mandats verabschiedet hat, und stellt
fest, daß die rasche Verlegung ein umfassendes
Konzept ist, bei dem Verbesserungen in einer Rei-
he von Bereichen erforderlich sind;
l fordert alle beteiligten Parteien auf, auf die Ein-
haltung der vorgegebenen Fristen für Friedenssi-
cherungseinsätze der Vereinten Nationen hinzuar-
beiten, wonach ein traditioneller Friedenssiche-
rungseinsatz binnen 30 Tagen und eine komplexe
Mission binnen 90 Tagen nach der Verabschie-
dung einer Resolution des Sicherheitsrats zur Fest-
legung ihres jeweiligen Mandats zu dislozieren ist;
l begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, diese
Fristen zugrunde zu legen, wenn er die Fähigkeit
der vorhandenen Systeme bewertet, die Feldmis-
sionen mit den erforderlichen personellen, materi-
ellen, finanziellen und nachrichtentechnischen Res-
sourcen auszustatten;
l begrüßt den Vorschlag der Sachverständigen-
gruppe für die Friedensmissionen der Vereinten
Nationen, integrierte Missionsarbeitsstäbe einzu-
richten, und fordert den Generalsekretär nach-
drücklich auf, diese oder jegliche andere damit zu-
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sammenhängende Möglichkeit weiterzuverfolgen,
mit der die Planungs- und Unterstützungsfähigkei-
ten der Vereinten Nationen gesteigert werden kön-
nen;
l betont, daß das Sekretariat der Leitung eines
Friedenssicherungseinsatzes strategische Anlei-
tungen und Pläne zur frühzeitigen Erkennung und
Überwindung von Problemen bei der Erfüllung
des Mandats bereitstellen muß, und betont, daß
solche Anleitungen in Zusammenarbeit mit der
Missionsleitung auszuarbeiten sind;
l begrüßt die Vorschläge der Sachverständigen-
gruppe für die Friedensmissionen der Vereinten
Nationen über die Stärkung der Fähigkeit der Ver-
einten Nationen zur raschen Verlegung von Mi-
litärpersonal, Zivilpolizei und sonstigem Personal,
namentlich über das System der Verfügungsbereit-
schaftsabkommen der Vereinten Nationen, und
fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf,
sich mit den derzeitigen und möglichen künftig
truppenstellenden Ländern darüber ins Benehmen
zu setzen, wie dieses wichtige Ziel am besten er-
reicht werden kann;
l verpflichtet sich, die Möglichkeit der Nutzung
des Generalstabsausschusses als eines der Mittel
zur Stärkung der Friedenssicherungsfähigkeiten
der Vereinten Nationen zu prüfen;

V

l betont, daß das wirksamste Mittel, gewalttätige
Konflikte zu vermeiden, die Auseinandersetzung
mit den tieferen Ursachen der Konflikte ist, na-
mentlich durch die Förderung einer nachhaltigen
Entwicklung und einer demokratischen Gesell-
schaft auf der Grundlage eines starken Rechts-
staats und stabiler rechtsstaatlicher Institutionen,
einschließlich der Achtung aller – der bürgerli-
chen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen wie
kulturellen – Menschenrechte;
l stimmt mit dem Generalsekretär darin überein,
daß jeder Schritt in Richtung auf die Armutsmin-
derung und die Herbeiführung eines breit ange-
legten Wirtschaftswachstums auch ein Schritt auf
dem Weg zur Konfliktverhütung ist;
l hebt die wichtige Rolle des Generalsekretärs
bei der Verhütung bewaffneter Konflikte hervor
und sieht seinem diesbezüglichen Bericht, der den
Mitgliedstaaten bis Mai 2001 vorzulegen ist, mit
Interesse entgegen;
l bekundet seine fortdauernde Bereitschaft, die
Entsendung von Missionen des Rates, mit Zustim-
mung der jeweiligen Gaststaaten, zu erwägen, um
festzustellen, ob eine Streitigkeit oder eine Situati-
on, die zu internationalen Spannungen führen oder
eine Streitigkeit hervorrufen könnte, die Wahrung
des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit gefährden könnte, und gegebenenfalls Emp-
fehlungen für Maßnahmen seitens des Rates abzu-
geben;
l verweist auf die Erklärungen seines Präsiden-
ten vom 20. Juli 2000 (S/PRST/2000/25) und 30.
November 1999 (S/PRST/1999/34) über die Ver-
hütung bewaffneter Konflikte und begrüßt in die-
sem Zusammenhang die Absicht des Generalse-
kretärs, häufiger Ermittlungsmissionen in Span-
nungsgebiete zu entsenden;
l verweist auf seine Resolution 1296(2000) vom
19. April 2000 über den Schutz von Zivilpersonen
in bewaffneten Konflikten und sieht dem diesbe-
züglichen Anschlußbericht des Generalsekretärs
mit Interesse entgegen;
l bekräftigt, welche wichtige Rolle Frauen bei
der Verhütung und Beilegung von Konflikten so-
wie bei der Friedenskonsolidierung in der Kon-
fliktfolgezeit zukommt, und schließt sich vorbe-
haltlos der dringenden Notwendigkeit der Integra-

tion einer Gleichstellungsperspektive in alle Berei-
che von Friedenssicherungseinsätzen an;
l fordert, daß seine Resolution 1325(2000) vom
31. Oktober 2000 vollinhaltlich durchgeführt wird;

VI

l begrüßt die Entscheidung des Generalsekre-
tärs, den Exekutivausschuß für Frieden und Si-
cherheit anzuweisen, einen Plan zur Stärkung der
Fähigkeit der Vereinten Nationen, Friedenskonso-
lidierungsstrategien zu entwickeln und Program-
me zu ihrer Unterstützung durchzuführen, auszu-
arbeiten, und ersucht den Generalsekretär, dem Si-
cherheitsrat und der Generalversammlung auf die-
sem Plan beruhende Empfehlungen vorzulegen;
l erkennt an, daß nachdrücklichere Maßnahmen
zur Armutsminderung und zur Förderung des
Wirtschaftswachstums für den Erfolg der Frie-
denskonsolidierung wichtig sind;
l betont in diesem Zusammenhang, daß die Ent-
waffnungs-, Demobilisierungs- und Wiederein-
gliederungsprogramme wirksamer koordiniert wer-
den müssen, und bekräftigt, daß eine angemessene
und rasche Finanzierung dieser Programme für den
Erfolg von Friedensprozessen entscheidend ist;
l begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, bei
der Vorlage künftiger Einsatzkonzepte klarer an-
zugeben, was das System der Vereinten Nationen
unter Zuhilfenahme des vorhandenen Fachwissens
in den Bereichen Zivilpolizei, Menschenrechte,
Geschlechtergleichstellung und Justiz tun kann,
um die Rechtsstaatlichkeit und die Menschen-
rechtsinstitutionen vor Ort zu stärken;

VII

l begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, eine
Bedarfsanalyse in den Bereichen vorzunehmen, in
denen der Entwurf eines einfachen, gemeinsamen
Katalogs vorläufiger Strafprozeßregeln durchführ-
bar und sinnvoll wäre.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 31. Januar 2001 (UN-Dok. S/PRST/
2001/3)

Auf der 4270. Sitzung des Sicherheitsrats am 31.
Januar 2001 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Stärkung der Zusammenarbeit mit den trup-
penstellenden Ländern‹ durch den Rat im Namen
des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat hat die Frage der Stärkung der
Zusammenarbeit zwischen dem Rat, den truppen-
stellenden Ländern und dem Sekretariat weiter be-
handelt. In diesem Zusammenhang betont der Rat,
wie wichtig es ist, daß die in der Resolution 1327
(2000) vom 13. November 2000 und in den Er-
klärungen seines Präsidenten vom 28. März 1996
(S/PRST/1996/13) und vom 3. Mai 1994 (S/PRST/
1994/22) enthaltenen Bestimmungen vollständig
umgesetzt werden. Der Rat nimmt von den Auffas-
sungen Kenntnis, die auf seiner 4257. Sitzung am
16. Januar 2001 bei seiner Debatte über das Thema
›Stärkung der Zusammenarbeit mit den truppen-
stellenden Ländern‹ geäußert wurden. Der Rat ist
sich dessen bewußt, daß Möglichkeiten für eine
weitere Verbesserung seiner Beziehungen zu den
truppenstellenden Ländern bestehen und daß es
geboten ist, bei der Verwirklichung gemeinsam
verfolgter Ziele einmütig zusammenzuarbeiten.
Der Sicherheitsrat ist sich dessen bewußt, daß die
zunehmende Komplexität der Friedenssicherungs-

einsätze transparente dreiseitige Beziehungen zwi-
schen dem Sicherheitsrat, dem Sekretariat und den
truppenstellenden Ländern notwendig macht, die
einen neuen Geist der Partnerschaft, der Zusam-
menarbeit und des Vertrauens fördern werden.
In dem Bewußtsein, daß die Erfahrung der trup-
penstellenden Länder und ihre Kenntnis der Ein-
satzorte im Planungsprozeß sehr hilfreich sein
können, bekundet der Sicherheitsrat erneut sein
Einvernehmen, in den verschiedenen Phasen eines
Friedenssicherungseinsatzes der Vereinten Natio-
nen rechtzeitig Konsultationen mit truppenstellen-
den Ländern zu führen, insbesondere wenn der Ge-
neralsekretär mögliche truppenstellende Länder
für einen neuen oder laufenden Friedenssiche-
rungseinsatz ermittelt hat, während der Durch-
führungsphase einer Mission, bei der Prüfung ei-
ner Veränderung, Verlängerung oder Beendigung
eines Friedenssicherungsmandats oder wenn eine
rapide Verschlechterung der Lage vor Ort die Si-
cherheit der Friedenssicherungskräfte der Verein-
ten Nationen bedroht.
Der Sicherheitsrat wird sicherzustellen trachten,
daß alle in der Resolution 1327(2000) vorgesehe-
nen nichtöffentlichen Sitzungen zwischen den
Mitgliedern des Rates, den truppenstellenden Län-
dern und dem Sekretariat sachbezogen und re-
präsentativ sind und einen sinnvollen, umfassen-
den Meinungsaustausch gestatten. Der Rat unter-
streicht, wie wichtig die volle Mitwirkung aller
Beteiligten ist, und ermutigt die truppenstellenden
Länder, die Initiative zu ergreifen und einen nutz-
bringenden Informationsaustausch zu fordern. Der
Präsident des Rates wird gegebenenfalls dem Rat
einen ausführlichen Bericht über Konsultationen
mit den truppenstellenden Ländern vorlegen. 
Der Sicherheitsrat betont, daß bei nichtöffentli-
chen Sitzungen mit den truppenstellenden Ländern
eine volle und umfassende Unterrichtung durch
das Sekretariat, die gegebenenfalls auch militäri-
sche Aspekte einschließt, von großem Nutzen ist.
Der Sicherheitsrat legt dem Generalsekretär nahe,
seine Anstrengungen zur Verbesserung der Koor-
dination und der Zusammenarbeit in Fragen der
Friedenssicherung innerhalb des Systems der Ver-
einten Nationen und des Sekretariats weiterzu-
führen.
Der Sicherheitsrat legt dem Generalsekretär nahe,
weltweit die Öffentlichkeit verstärkt für den posi-
tiven Beitrag der Friedenssicherungseinsätze und
die Rolle der Friedenssicherungskräfte aus ver-
schiedenen truppenstellenden Ländern zu sensibi-
lisieren.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß das Sekretariat
in der Lage sein muß, auf ausreichende personelle
und finanzielle Ressourcen zurückzugreifen, um
den Anforderungen, denen es sich gegenübersieht,
gerecht zu werden. Er unterstreicht, wie wichtig
Folgemaßnahmen zu dem Bericht der Sachver-
ständigengruppe für die Friedensmissionen (S/
2000/809) sind, die dahin gehen, die Hauptabtei-
lung Friedenssicherungseinsätze und andere in Be-
tracht kommende, im Bereich der Friedenssiche-
rung tätige Sekretariats-Hauptabteilungen zu ver-
stärken.
Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß das Problem
der unzureichenden Zusagen von Personal und
Ausrüstung für Friedenssicherungseinsätze es er-
fordert, daß alle Mitgliedstaaten ihre gemeinsame
Verantwortung übernehmen, die Friedenssiche-
rungsmaßnahmen der Vereinten Nationen zu un-
terstützen.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß Verzögerungen
bei der Kostenerstattung die Haushalte der trup-
penstellenden Länder schwer belasten. Er fordert
alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihre ver-
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anlagten Beiträge vollständig und pünktlich zu
entrichten, damit Friedenssicherungseinsätze auf 
einer soliden finanziellen Grundlage stehen kön-
nen.
Der Sicherheitsrat beschließt, eine Plenararbeits-
gruppe für die Friedenssicherungseinsätze der
Vereinten Nationen einzurichten. Diese Arbeits-
gruppe wird die nichtöffentlichen Sitzungen mit
den truppenstellenden Ländern nicht ersetzen. Die
Arbeitsgruppe wird sich sowohl mit allgemeinen
Fragen der Friedenssicherung befassen, die für die
Aufgabenstellung des Rates von Belang sind, als
auch mit technischen Aspekten einzelner Frie-
denssicherungseinsätze, unbeschadet der Zustän-
digkeit des Sonderausschusses für Friedenssiche-
rungseinsätze. Im Bedarfsfall wird die Arbeits-
gruppe die Auffassungen der truppenstellenden
Länder einholen, so auch indem sie Begegnungen
mit den truppenstellenden Ländern veranstaltet,
damit deren Auffassungen beim Rat Berücksichti-
gung finden.
Als ersten Schritt erhält die Arbeitsgruppe die Auf-
gabe, unter anderem sämtliche im Verlauf der öf-
fentlichen Sitzung des Rates am 16. Januar 2001
gemachten Vorschläge eingehend zu prüfen,
einschließlich Wege zur Verbesserung der dreisei-
tigen Beziehungen zwischen dem Rat, den trup-
penstellenden Ländern und dem Sekretariat, und
dem Rat bis  30. April 2001 Bericht zu erstatten.
Eine indikative Liste, die alle aus der Sitzung vom
16. Januar 2001 hervorgegangenen Ideen und Vor-
schläge aufführt, wird der Arbeitsgruppe zur Prü-
fung zugeleitet werden.«

UN-Personal

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 9. Februar 2000 (UN-Dok. S/PRST/2000/
4* v. 11.2.2000)

Auf der 4100. Sitzung des Sicherheitsrats am 9.
Februar 2000 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Schutz des Personals der Vereinten Nationen,
des beigeordneten Personals und des humanitären
Personals in Konfliktzonen‹ durch den Rat im Na-
men des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat ist ernsthaft besorgt über die
anhaltenden Angriffe auf Personal der Vereinten
Nationen und beigeordnetes Personal sowie huma-
nitäres Personal, die einen Verstoß gegen das Völ-
kerrecht, einschließlich des humanitären Völker-
rechts, darstellen.
Der Sicherheitsrat verweist auf seine Resolution
1265(1999) vom 17. September 1999 und bekräf-
tigt die Erklärungen seines Präsidenten vom 31.
März 1993 über die Sicherheit der Streitkräfte und
des Personals der Vereinten Nationen, die in Kon-
fliktsituationen zum Einsatz gelangen (S/25493),
vom 12. März 1997 über die Verurteilung der An-
griffe auf Personal der Vereinten Nationen (S/
PRST/1997/13), vom 19. Juni 1997 über die Ge-
waltanwendung gegen Flüchtlinge und Zivilperso-
nen in Konfliktsituationen (S/PRST/1997/34) und
vom 29. September 1998 über den Schutz für hu-
manitäre Hilfsmaßnahmen zugunsten von Flücht-
lingen und anderen Personen in Konfliktsituatio-
nen (S/PRST/1998/30). Der Rat verweist außer-
dem auf die Resolution 54/192 der Generalver-
sammlung über die Sicherheit des humanitären
Personals und den Schutz des Personals der Ver-
einten Nationen.
Der Sicherheitsrat verweist außerdem auf den Be-

richt des Generalsekretärs über die verstärkte Ko-
ordinierung der humanitären Nothilfe der Verein-
ten Nationen und dessen Addendum über die Si-
cherheit des humanitären Personals und den
Schutz des Personals der Vereinten Nationen
(A/54/154 mit Add. 1) und erwartet mit Interesse
den Bericht des Generalsekretärs gemäß Resoluti-
on 54/192 vom 17. Dezember 1999, der der Gene-
ralversammlung im Mai 2000 vorgelegt werden
soll und der eine eingehende Analyse und Empfeh-
lungen über die Reichweite des rechtlichen
Schutzes auf Grund des Übereinkommens von
1994 über die Sicherheit von Personal der Verein-
ten Nationen und beigeordnetem Personal enthal-
ten soll.
Der Sicherheitsrat nimmt mit Genugtuung Kennt-
nis vom Inkrafttreten des Übereinkommens von
1994 über die Sicherheit von Personal der Verein-
ten Nationen und beigeordnetem Personal, aner-
kennt, wie wichtig es ist, sich mit der Sicherheit
dieses Personals zu befassen, und erinnert an die
darin enthaltenen einschlägigen Grundsätze. Der
Rat ermutigt alle Staaten, Vertragsparteien der ein-
schlägigen Übereinkünfte zu werden, so auch des
Übereinkommens von 1994, und die Verpflichtun-
gen, die sie mit diesen Übereinkünften eingegan-
gen sind, voll einzuhalten.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß er Angriffe
auf Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netes Personal sowie humanitäres Personal und die
Anwendung von Gewalt gegen dieses Personal
mehrmals verurteilt hat. Er mißbilligt entschieden,
daß sich nach wie vor gewalttätige Zwischenfälle
ereignen, die unter dem Personal der Vereinten
Nationen, dem beigeordneten Personal und dem
humanitären Personal immer mehr Opfer fordern.
Der Rat verurteilt nachdrücklich die Morde und
verschiedenen Formen körperlicher und seelischer
Gewalt, namentlich die Entführungen, Geiselnah-
men, Drangsalierungen und rechtswidrigen Fest-
nahmen und Gefangenhaltungen, denen dieses
Personal unterworfen wurde, sowie die Zerstörung
und Plünderung ihres Eigentums, alles Handlun-
gen, die nicht hingenommen werden können.
Der Sicherheitsrat erinnert außerdem daran, daß
der Gaststaat die Hauptverantwortung für die Si-
cherheit und den Schutz des Personals der Verein-
ten Nationen und des beigeordneten Personals so-
wie des humanitären Personals trägt. Der Rat for-
dert die Staaten wie auch die nichtstaatlichen Par-
teien nachdrücklich auf, die Rechtsstellung des
Personals der Vereinten Nationen und des beige-
ordneten Personals voll zu achten und alle geeig-
neten Maßnahmen im Einklang mit den Zielen und
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen
und den Regeln des Völkerrechts zu treffen, um
die Sicherheit des Personals der Vereinten Natio-
nen und des beigeordneten Personals sowie des hu-
manitären Personals zu gewährleisten, und unter-
streicht, wie wichtig der ungehinderte Zugang zu
der notleidenden Bevölkerung ist.
Der Sicherheitsrat fordert die Staaten nachdrück-
lich auf, ihrer Verantwortung zur Ergreifung ra-
scher und wirksamer Maßnahmen im Rahmen ih-
res innerstaatlichen Rechtssystems nachzukom-
men, damit alle für die Angriffe und anderen Ge-
walthandlungen gegen dieses Personal Verant-
wortlichen vor Gericht gestellt werden, und die 
dazu erforderlichen wirksamen innerstaatlichen
Rechtsvorschriften zu erlassen.
Der Sicherheitsrat wird in seinen Resolutionen
auch weiterhin die unumgängliche Notwendigkeit
unterstreichen, daß humanitäre Hilfsmissionen
und humanitäres Personal sicheren und ungehin-
derten Zugang zu der Zivilbevölkerung haben, und
ist in diesem Zusammenhang bereit, die Ergrei-

fung aller ihm zur Verfügung stehenden geeigne-
ten Maßnahmen in Erwägung zu ziehen, um die Si-
cherheit dieses Personals zu gewährleisten.
Der Sicherheitsrat begrüßt, daß vorsätzliche An-
griffe auf Personal, das an einer humanitären
Hilfsmission oder friedenserhaltenden Mission be-
teiligt ist, solange es Anspruch auf den Schutz hat,
der Zivilpersonen nach dem internationalen Recht
des bewaffneten Konflikts gewährt wird, als ein
Kriegsverbrechen in das Römische Statut des 
Internationalen Strafgerichtshofs aufgenommen
wurden, und verweist auf die Rolle, die der Ge-
richtshof spielen könnte, um die für schwere Ver-
letzungen des humanitären Völkerrechts Verant-
wortlichen vor Gericht zu bringen.
Der Sicherheitsrat ist der Auffassung, daß es zur
Verbesserung der Sicherheit des Personals der
Vereinten Nationen und des beigeordneten Perso-
nals sowie des humanitären Personals unter ande-
rem notwendig sein kann, alle Aspekte des derzei-
tigen Sicherheitsregimes auszubauen und zu 
stärken und wirksame Maßnahmen zu ergreifen,
um zu verhindern, daß diejenigen, die Verbre-
chen gegen dieses Personal begehen, ungestraft
bleiben.
Der Sicherheitsrat anerkennt, wie wichtig es ist,
daß den Friedenssicherungseinsätzen klare, situa-
tionsgerechte und durchführbare Mandate erteilt
werden, um sicherzustellen, daß sie fristgerecht,
effizient und objektiv durchgeführt werden, und
daß sichergestellt wird, daß alle neuen und beste-
henden Feldeinsätze der Vereinten Nationen ge-
eignete Modalitäten für die Sicherheit des Perso-
nals der Vereinten Nationen und des beigeordne-
ten Personals sowie des humanitären Personals mit
einschließen. Der Rat unterstreicht, daß das Per-
sonal der Vereinten Nationen das Recht hat, in
Selbstverteidigung zu handeln.
Der Sicherheitsrat ermutigt den Generalsekretär,
den Prozeß der Durchführung einer allgemeinen
und umfassenden Überprüfung der Sicherheit bei
Friedenssicherungseinsätzen abzuschließen, mit
dem Ziel, weitere konkrete und praktische Maß-
nahmen zur Erhöhung der Sicherheit des Personals
der Vereinten Nationen und des beigeordneten
Personals sowie des humanitären Personals auszu-
arbeiten und anzuwenden.
Der Sicherheitsrat hält es für wichtig, daß für jeden
Friedenssicherungseinsatz und humanitären Hilfs-
einsatz ein umfassender Sicherheitsplan ausgear-
beitet wird und daß die Mitgliedstaaten und das 
Sekretariat während der Anfangsphase der Ausar-
beitung und Anwendung dieses Plans uneinge-
schränkt kooperieren, damit unter anderem ein of-
fener und sofortiger Informationsaustausch über
Sicherheitsfragen gewährleistet ist.
Der Sicherheitsrat unterstreicht außerdem in An-
betracht dessen, daß der Gaststaat größere Verant-
wortung für die körperliche Sicherheit des Perso-
nals der Vereinten Nationen und des beigeordne-
ten Personals übernehmen muß, wie wichtig es ist,
daß in jedes Abkommen über die Rechtsstellung
von Truppen und jedes Abkommen über die
Rechtsstellung von Missionen konkrete und prak-
tische Maßnahmen aufgenommen werden, die auf
den Bestimmungen des Übereinkommens von
1994 über die Sicherheit von Personal der Verein-
ten Nationen und beigeordnetem Personal beru-
hen.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß das gesamte
Personal der Vereinten Nationen, das beigeordnete
Personal sowie das humanitäre Personal verpflich-
tet sind, die innerstaatlichen Rechtsvorschriften
des Gaststaats im Einklang mit dem Völkerrecht
und der Charta der Vereinten Nationen zu befolgen
und zu achten.
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Der Sicherheitsrat vertritt die Auffassung, daß es
unabdingbar ist, die Sicherheitsvorkehrungen wei-
ter zu verstärken, ihre Verwaltung zu verbessern
und angemessene Ressourcen für die Sicherheit
des Personals der Vereinten Nationen und des bei-
geordneten Personals sowie des humanitären Per-
sonals zuzuweisen.«

Westsahara

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen für das Referendum in Westsahara
(MINURSO). – Resolution 1301(2000) vom
31. Mai 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren Resolu-

tionen über Westsahara, insbesondere seine
Resolutionen 1108(1997) vom 22. Mai 1997
und 1292(2000) vom 29. Februar 2000,

– sowie unter Hinweis auf die einschlägigen
Grundsätze in dem Übereinkommen vom 9.
Dezember 1994 über die Sicherheit von Perso-
nal der Vereinten Nationen und beigeordnetem
Personal,

– erfreut über die Anstrengungen, welche die
Vereinten Nationen unternehmen, um das Frie-
denssicherungspersonal im Hinblick auf die
Verhütung und Eindämmung von HIV/Aids
und anderen übertragbaren Krankheiten bei al-
len ihren Friedenssicherungseinsätzen zu sen-
sibilisieren, und diese Anstrengungen befür-
wortend,

– mit Genugtuung über den Bericht des General-
sekretärs vom 22. Mai 2000 (S/2000/461) und
über die Bemühungen, die sein Persönlicher
Abgesandter im Zuge des vom Generalsekretär
umrissenen Auftrags unternommen hat, und
die in dem Bericht enthaltenen Bemerkungen
und Empfehlungen unterstützend,

– mit dem erneuten Ausdruck seiner vollen Un-
terstützung für die weiteren Anstrengungen,
die die Mission der Vereinten Nationen für das
Referendum in Westsahara (MINURSO) zur
Durchführung des Regelungsplans und der von
den Parteien getroffenen Vereinbarungen zur
Abhaltung eines freien, fairen und unpar-
teiischen Selbstbestimmungsreferendums des
Volkes von Westsahara unternimmt, und ver-
merkend, daß zwischen den Parteien noch
grundlegende Meinungsverschiedenheiten im
Hinblick auf die Auslegung der Hauptbestim-
mungen zu beseitigen sind,

1. beschließt, das Mandat der MINURSO bis zum
31. Juli 2000 zu verlängern, in der Erwartung,
daß die Parteien dem Persönlichen Abgesand-
ten des Generalsekretärs sachspezifische und
konkrete Vorschläge vorlegen werden, über
die eine Einigung erzielt werden kann, um die
vielfältigen mit der Umsetzung des Regelungs-
plans verbundenen Probleme zu lösen und alle
Möglichkeiten zur Herbeiführung einer baldi-
gen, dauerhaften und einvernehmlichen Beile-
gung ihrer Streitigkeit über Westsahara zu son-
dieren;

2. ersucht den Generalsekretär, ihm vor Ablauf
des derzeitigen Mandats eine Lagebeurteilung
zu unterbreiten;

3. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: + 12; – 1: Namibia; = 2:
Jamaika, Mali.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen für das Referendum in Westsahara
(MINURSO). – Resolution 1309(2000) vom
25. Juli 2000

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung aller seiner früheren Resolu-

tionen über Westsahara, insbesondere seiner
Resolutionen 1108(1997) vom 22. Mai 1997,
1292(2000) vom 29. Februar 2000 und 1301
(2000) vom 31. Mai 2000 sowie auch seiner
Resolution 1308(2000) vom 17. Juli 2000,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem Übereinkommen vom 9. Dezember
1994 über die Sicherheit von Personal der Ver-
einten Nationen und beigeordnetem Personal,

– mit Genugtuung über den Bericht des General-
sekretärs vom 12. Juli 2000 (S/2000/683) und
über die darin enthaltenen Bemerkungen und
Empfehlungen sowie mit dem Ausdruck seiner
vollen Unterstützung für die Rolle und die Ar-
beit des Persönlichen Abgesandten,

– mit dem erneuten Ausdruck seiner vollen Un-
terstützung für die weiteren Anstrengungen,
die die Mission der Vereinten Nationen für 
das Referendum in Westsahara (MINURSO)
zur Durchführung des Regelungsplans und der 
von den Parteien getroffenen Vereinbarungen
zur Abhaltung eines freien, fairen und unpar-
teiischen Selbstbestimmungsreferendums des
Volkes von Westsahara unternimmt,

– feststellend, daß zwischen den Parteien noch
grundlegende Meinungsverschiedenheiten hin-
sichtlich der Auslegung der Hauptbestimmun-
gen des Regelungsplans überwunden werden
müssen,

– mit Bedauern darüber, daß während der Zu-
sammenkunft der Parteien am 28. Juni 2000 in
London keine Fortschritte erzielt wurden,

1. beschließt, das Mandat der MINURSO bis zum
31. Oktober 2000 zu verlängern, in der Erwar-
tung, daß die Parteien zu direkten Gesprächen
unter der Schirmherrschaft des Persönlichen
Abgesandten des Generalsekretärs zusammen-
kommen werden, um zu versuchen, die vielfäl-
tigen mit der Umsetzung des Regelungsplans
verbundenen Probleme zu lösen und zu einer
Einigung über eine gegenseitig annehmbare
politische Lösung ihrer Streitigkeit über West-
sahara zu gelangen;

2. ersucht den Generalsekretär, ihm vor Ablauf
dieses Mandats eine Lagebeurteilung zu unter-
breiten;

3. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen für das Referendum in Westsahara
(MINURSO). – Resolution 1324(2000) vom
30. Oktober 2000

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung aller seiner früheren Resolu-

tionen über Westsahara, insbesondere seiner
Resolutionen 1108(1997) vom 22. Mai 1997,
1292(2000) vom 29. Februar 2000, 1301(2000)
vom 31. Mai 2000 und 1309(2000) vom 25. Ju-
li 2000 sowie auch seiner Resolution 1308
(2000) vom 17. Juli 2000,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem Übereinkommen vom 9. Dezember
1994 über die Sicherheit von Personal der Ver-
einten Nationen und beigeordnetem Personal,

– mit Genugtuung über den Bericht des General-
sekretärs vom 26. Oktober 2000 (S/2000/1029)
und über die darin enthaltenen Bemerkungen
und Empfehlungen sowie mit dem Ausdruck
seiner vollen Unterstützung für die Rolle und
die Arbeit des Persönlichen Abgesandten,

– mit dem erneuten Ausdruck seiner vollen Un-
terstützung für die weiteren Anstrengungen,
die die Mission der Vereinten Nationen für das
Referendum in Westsahara (MINURSO) zur
Durchführung des Regelungsplans und der von
den Parteien getroffenen Vereinbarungen zur
Abhaltung eines freien, fairen und unpartei-
ischen Selbstbestimmungsreferendums des Vol-
kes von Westsahara unternimmt,

– feststellend, daß zwischen den Parteien noch
grundlegende Meinungsverschiedenheiten hin-
sichtlich der Auslegung der Hauptbestimmun-
gen des Regelungsplans überwunden werden
müssen,

1. beschließt, das Mandat der MINURSO bis zum
28. Februar 2001 zu verlängern, in der Erwar-
tung, daß die Parteien unter der Schirmherr-
schaft des Persönlichen Abgesandten des Ge-
neralsekretärs weiterhin versuchen werden, die
vielfältigen mit der Umsetzung des Regelungs-
plans verbundenen Probleme zu lösen und zu
einer Einigung über eine gegenseitig annehm-
bare politische Lösung ihrer Streitigkeit über
Westsahara zu gelangen;

2. ersucht den Generalsekretär, ihm vor Ablauf
dieses Mandats eine Lagebeurteilung zu unter-
breiten;

3. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Zypern

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Friedenstruppe der Ver-
einten Nationen in Zypern (UNFICYP). – 
Resolution 1303(2000) vom 14. Juni 2000

Der Sicherheitsrat,
– mit Genugtuung über den Bericht des General-

sekretärs vom 26. Mai 2000 (S/2000/496 mit
Corr.1) über den Einsatz der Vereinten Natio-
nen in Zypern und insbesondere die an die Par-
teien gerichtete Aufforderung, die humanitäre
Frage der Vermißten mit der gebührenden
Dringlichkeit und Ernsthaftigkeit zu bewerten
und zu regeln,

– feststellend, daß die Regierung Zyperns zuge-
stimmt hat, daß es angesichts der Verhältnisse
auf der Insel notwendig ist, die Friedenstruppe
der Vereinten Nationen in Zypern (UNFICYP)
über den 15. Juni 2000 hinaus in Zypern zu be-
lassen,

– erfreut über die Anstrengungen, welche die
Vereinten Nationen unternehmen, um das Frie-
denssicherungspersonal im Hinblick auf die
Verhütung und Eindämmung von HIV/Aids
und anderen übertragbaren Krankheiten bei al-
len ihren Friedenssicherungseinsätzen zu sen-
sibilisieren, und diese Anstrengungen befür-
wortend,

1. bekräftigt alle seine einschlägigen Resolutio-
nen über Zypern und insbesondere die Resolu-
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tionen 1251(1999) vom 29. Juni 1999 und 1283
(1999) vom 15. Dezember 1999;

2. beschließt, das Mandat der UNFICYP um ei-
nen weiteren, am 15. Dezember 2000 enden-
den Zeitraum zu verlängern;

3. ersucht den Generalsekretär, bis zum 1. De-
zember 2000 einen Bericht über die Durch-
führung dieser Resolution vorzulegen;

4. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Friedenstruppe der Ver-
einten Nationen in Zypern (UNFICYP). – 
Resolution 1331(2000) vom 13. Dezember
2000

Der Sicherheitsrat,
– mit Genugtuung über den Bericht des Gene-

ralsekretärs vom 1. Dezember 2000 (S/2000/
1138) über den Einsatz der Vereinten Nationen
in Zypern und insbesondere über die an die
Parteien gerichtete Aufforderung, die huma-
nitäre Frage der Vermißten mit der gebühren-
den Dringlichkeit und Ernsthaftigkeit zu be-
werten und zu regeln,

– feststellend, daß die Regierung Zyperns zuge-
stimmt hat, daß es angesichts der Verhältnisse
auf der Insel notwendig ist, die Friedenstruppe
der Vereinten Nationen in Zypern (UNFICYP)
über den 15. Dezember 2000 hinaus in Zypern
zu belassen,

– erfreut über die Anstrengungen, welche die
Vereinten Nationen unternehmen, um das Frie-
denssicherungspersonal im Hinblick auf die
Verhütung und Eindämmung von HIV/Aids
und anderen übertragbaren Krankheiten bei al-
len ihren Friedenssicherungseinsätzen zu sen-
sibilisieren, und diese Anstrengungen befür-
wortend,

1. bekräftigt alle seine einschlägigen Resolutio-
nen über Zypern, insbesondere die Resolution
1251(1999) vom 29. Juni 1999 und die darauf
folgenden Resolutionen;

2. beschließt, das Mandat der UNFICYP um ei-
nen weiteren, am 15. Juni 2001 endenden Zeit-
raum zu verlängern;

3. ersucht den Generalsekretär, bis zum 1. Juni
2001 einen Bericht über die Durchführung die-
ser Resolution vorzulegen;

4. fordert die türkisch-zyprische Seite und die tür-
kischen Streitkräfte nachdrücklich auf, die der
Tätigkeit der UNFICYP am 30. Juni 2000 auf-
erlegten Beschränkungen aufzuheben und den
militärichen Status quo ante in Strovilia wieder
herzustellen;

5. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Dokumentation des Sicherheitsrats

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 31. März 2000 (UN-Dok. S/2000/274)

1.  Die Mitglieder des Sicherheitsrats verweisen
auf die Schwierigkeiten und Störungen, die beim
Abholen der Ausfertigungen von Erklärungen von

außerhalb des Ratssaals verursacht werden, und
geben bekannt, daß sie sich auf die folgenden Re-
gelungen für die Verteilung von Erklärungen geei-
nigt haben:
a) Der Wortlaut der in den Sitzungen des Sicher-

heitsrats abgegebenen Erklärungen wird auf
Ersuchen der die Erklärung abgebenden Dele-
gation vom Sekretariat innerhalb des Ratssaals
an die Ratsmitglieder und die anderen bei der
Sitzung anwesenden Mitgliedstaaten und Stän-
digen Beobachter bei den Vereinten Nationen
verteilt;

b) jede Delegation, die um die Verteilung ihrer
Erklärung ersucht, hat dem Sekretariat recht-
zeitig vor der Abgabe ihrer Erklärung minde-
stens 200 Ausfertigungen derselben bereitzu-
stellen. Falls eine Delegation dem Sekretariat
weniger als 200 Ausfertigungen ihrer Er-
klärung bereitstellt, werden diese am Ende der
Sitzung außerhalb des Ratssaals ausgelegt. Die
Delegationen werden gebeten, ihre Erklärun-
gen während der Sitzung auf keine andere Art
und Weise zur Verfügung zu stellen.

2.  Diese Regelung ist erschöpfend und ersetzt die
gemäß der Mitteilung des Präsidenten des Sicher-
heitsrats vom 23. März 1994 (S/1994/329) vorge-
sehene Praxis.
3.  Die Mitglieder des Rates werden ihre Prüfung
weiterer Vorschläge betreffend die Dokumentati-
on des Rates sowie damit zusammenhängende Fra-
gen fortsetzen.

Verfahren des Sicherheitsrats

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 13. Juli 2000 (UN-Dok. S/2000/684)

1. Gemäß Ziffer 4 b) der Mitteilung des Präsiden-
ten des Sicherheitsrats vom 30. Oktober 1998 (S/
1998/1016) und im Anschluß an Konsultationen
unter den Ratsmitgliedern kamen die Ratsmitglie-
der überein, für den Zeitraum bis zum 31. Dezem-
ber 2000 die Vorsitzenden und Stellvertretenden
Vorsitzenden der folgenden Sanktionsausschüsse
zu wählen:

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution 918
(1994) betreffend Rwanda

Vorsitzender: Moctar Ouane (Mali)
Stellvertretende Vorsitzende: 

Kanada und Tunesien

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1298(2000) betreffend die Situation zwischen
Äthiopien und Eritrea

Vorsitzender: Hasmy Agam (Malaysia)
Stellvertretende Vorsitzende: 

Argentinien und Tunesien

2. Das Präsidium der genannten Sanktionsaus-
schüsse wird sich aus den vorstehend angegebenen
Mitgliedern zusammensetzen, deren Amtszeit am
31. Dezember 2000 endet.

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 4. Januar 2001 (UN-Dok. S/2001/10)

1. Gemäß Ziffer 4 b) der Mitteilung des Präsiden-
ten des Sicherheitsrats vom 30. Oktober 1998 (S/
1998/1016) und im Anschluß an Konsultationen
unter den Ratsmitgliedern kamen die Ratsmitglie-
der überein, für den Zeitraum bis zum 31. Dezem-

ber 2001 die Vorsitzenden und Stellvertretenden
Vorsitzenden der folgenden Sanktionsausschüsse
zu wählen:

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution 661
(1990) betreffend die Situation zwischen Irak und
Kuwait

Vorsitzender:  Ole Peter Kolby (Norwegen)
Stellvertretende Vorsitzende:

Mauritius und Ukraine

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution 748
(1992) betreffend die Libysch-Arabische Dscha-
mahirija

Vorsitzender:  Valeri P. Kuchynski (Ukraine)
Stellvertretende Vorsitzende:

Bangladesch und Jamaika

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution 751
(1992) betreffend Somalia

Vorsitzender:  Saïd Ben Mustapha (Tunesien)
Stellvertretende Vorsitzende:

Jamaika und Norwegen

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution 864
(1993) betreffend die Situation in Angola

Vorsitzender:  Richard Ryan (Irland)
Stellvertretende Vorsitzende:

Kolumbien und Singapur

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution 918
(1994) betreffend Rwanda

Vorsitzender:  Moctar Ouane (Mali)
Stellvertretende Vorsitzende:

Irland und Tunesien

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution 985
(1995) betreffend Liberia

Vorsitzender:  Kishore Mahbubani (Singapur)
Stellvertretende Vorsitzende:

Irland und Mauritius

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1132(1997) betreffend Sierra Leone

Vorsitzender:  Anwarul Karim Chowdhury
(Bangladesch)

Stellvertretende Vorsitzende:
Mali und Singapur

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1160(1998)

Vorsitzende:  M. Patricia Durrant, CD
(Jamaika)

Stellvertretende Vorsitzende:
Norwegen und Tunesien

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1267(1999) betreffend Afghanistan

Vorsitzender:  Alfonso Valdivieso
(Kolumbien)

Stellvertretende Vorsitzende:
Mali und Ukraine

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1298(2000) betreffend die Situation zwischen
Äthiopien und Eritrea

Vorsitzender:  Anund Priyay Neewoor
(Mauritius)

Stellvertretende Vorsitzende:
Kolumbien und Tunesien

2. Das Präsidium der genannten Sanktionsaus-
schüsse wird sich aus den vorstehend angegebenen
Mitgliedern zusammensetzen, deren Amtszeit am
31. Dezember 2001 endet.

Quellefür die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York
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